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AIeNtlAt wird, Eio zweiter Aufsatz soll’aus diesen 
hen — die durch die Zeitungsberichte der Londoner Korre- 
ee — die Folgerungen für den mittel- 
en Raum ziehen. | 


e Beurteilung der indischen Verhältnisse tritt gerade im ee 
die mangelnde Unterrichtung fast aller deutscher Zeitungen 
utage; die Dinge sehen — in einem Land, in dem unser deutsches 
Reich etwa 17 mal Platz finden würde — doch etwas anders aus, als 
‚man es hier oft liest. So bringen wir neben dem oben erwähnten 
ht von Professor Haushofer einen Überblick über die „Indisch- 


18 Island, heute durch Personalunion mit Dänemark verbunden, 
sich in etwa einem Jahrzehnt selbständig machen wird, ist bei uns 
ebensowenig allgemein bekannt wie die sonstigen Nöte, die Däne- 
ark mit der Inseigruppe der Färöer oder gar in Grönland 
t. Der Aufsatz von Rudolph: Geopolitische Übersee- 
obleme des dänischen Staates ist ein Beleg dafür, 
Bes selbst im kleinen Europa noch sehr unbekannte, aber auf- 
schlußreiche staatspolitische und geopolitische Fragen gibt. 


Der Wunsch, die Energiewirtschaft der Erde zu überblicken und 
- nach großen Gesichtspunkten zu regeln, führt zu einer „Welt- 
sehr weitreichenden Probleme — die dem nicht unmittelbar Inter- 
essierten wenig bekannt sind —, berichtet J. Mendel in diesem und 
2, 
3 "Wie stark sich im Recht geopolitische Faktoren auswirken, wird von 
bekannter Münchener Rechtsanwalt, Dr. C. Schramm, das Wort, 
um, interessant und aufschlußreich, den Zusammenhang zwischen 


kraftkonferenz“, die im Juni in Berlin stattfinden wird. Über diese 
im nächsten Heft. 
E - juristischer Seite immer mehr erkannt. Jetzt ergreift ein junger, sehr 
Rechtsbildung und Geopolitik an einigen Beispielen zu erweisen. 
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aa ERICH OBst: 
 Berichterstattung aus Europa und Afrika 
Fe Annahme des Youngplans und der Polenabkommen. — Not im Deutschen Osten! — Öster- 


'h und Italien. — Regierungswechsel in Spanien. — Frankreich am Scheideweg. — Pan- 
britische Wirtschaftsunion? 


‚Die vom Reichstag angenommenen Gesetze zum Youn gplan haben die Unter- 


e- 


schrift des Reichspräsidenten erhalten. In einem wuchtigen und eindrucksvollen 
Manifest hat Hindenburg dargelegt, welche Gründe ihn dazu bestimmten, die 
- Verkündung der Younggesetze gutzuheißen. Der schwere und erbitterte parlamen- 
- tarische Kampf ist damit zu Ende. Hoffen wir, daß Hindenburgs Wunsch in Erfüllung 
geht und sich alle politischen Gruppen nunmehr auf den Boden der gegebenen 
. Tatsachen stellen, um unter Überwindung des Trennenden und Gegensätzlichen 
ihre Pflichten gegenüber dem Vaterland und der Zukunft der Nation zu erfüllen. 
Nur in zielstrebiger Einigkeit aller Glieder und Gruppen des deutschen Volkes 
* kann jetzt nach leidlicher Lösung der Westfragen dasjenige Problem angepackt 
. werden, von dem, wie an dieser Stelle oft genug hervorgehoben, die Zukunft des 
_ Reiches in erster Linie abhängt: die Frage des deutschen Ostens. Zu der vorzüg- 
lichen Denkschrift aller Landeshauptleute der östlichen Grenzprovinzen ist die 
ausgezeichnete Untersuchung der von W. Volz geleiteten „Stiftung für deutsche 
 Volks- und Kulturbodenforschung“ hinzugekommen, um die Erörterung des Ost- 
problems sachlich-materiell zu unterbauen und jedem, der sehen will, die Augen 
zu öffnen. Da auch Hindenburg anläßlich der Unterzeichnung des deutsch- 
polnischen Liquidationsvertrages den festen Wunsch geäußert hat, die 

Reichsregierung möge nun mit allen denkbaren Mitteln auf die Stärkung der 
östlichen Grenzmarken bedacht sein, steht wohl zu hoffen, daß der Stein jetzt 
_ endlich ins Rollen kommt. Deutschland hat dem polnischen Nachbarn im Liqui- 
 dationsvertrag und in dem gleichfalls angenommenen Handelsvertrag denkbarstes 


"Entgegenkommen erwiesen und schwere Opfer auf sich genommen. Um so größer 
werden für uns Recht und Pflicht, den stark gefährdeten Ostgebieten in wirt- 
schaftlicher, verkehrspolitischer und kultureller Beziehung unter Einsatz aller 
Kräfte zu helfen. Seien wir uns unentwegt darüber klar, daß sich die Zukunft 
‚unseres Vaterlandes nicht am Rhein, sondern an der Weichsel entscheidet und 
daß für dieses Schicksalsgebiet nicht Grimms „Volk ohne Raum“ gilt, sondern 
‚ umgekehrt der Mahnruf „Raum ohne Volk“. Glückt es nicht in zwölfter Stunde, 
von Ostpreußen bis Oberschlesien einen völkischen Wall zu errichten, in dem 
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deutsches Bauernvolk leidlich sorgenfrei und deutschbewußt die Wacht gen Osten 
hält, so ist auf die Dauer nicht einmal die jetzige untragbare Gewaltgrenze zu halten 
und die Schicksalszone verschiebt sich automatisch von der Weichsel zur Oder. 

Zu den deutschen Ostfragen im weiteren Sinne gehört natürlich auch das 
Problem Deutsch-Österreich. Die Romreise des Bundeskanzlers Dr. Schober 
hatte bei vielen, denen der großdeutsche Gedanke Herzenssache ist, ernste Be- 
denken erweckt und die Befürchtung aufkommen lassen, daß die österreichischen 
Brüder der Versuchung einer Befreiung von der Reparationslast erliegen und als 
Gegenleistung für das reparationspolitische Entgegenkommen Italiens in eine 
Abschwächung des Anschlußwillens einwilligen könnten. Schober hat sich bei 
seinem Berliner Staatsbesuch die erdenklichste Mühe gegeben, diese Bedenken zu 
zerstreuen. Bei jeder Gelegenheit betonte er die nationale Zusammengehörigkeit 
aller deutschen Stämme, und programmatisch klang seine Rundfunkansprache in 
dem Wunsche nach zielbewußter deutsch-österreichischer Zusammenarbeit aus: 
„Ich schließe mit dem Wunsche, daß mit der Haager Konferenz der 
Leidensweg des deutschen Volkes im Reiche und in Österreich ein 
Ende finden möge und daß von nun an die beiden deutschen Brüder 
Hand in Hand der Sonne entgegengehen können“. 

Offenbar als Frucht der Romreise des Bundeskanzlers Schober und als Ver- 
söhnungsgeste gegenüber Österreich und Deutschland ist der Erlaß Mussolinis 
vom 22. Februar zu deuten, durch den die Aufhebung aller aus politischen 
Gründen gegen deutschsprechende Südtiroler erlassenen Polizei- 
maßregeln angeordnet wird. Dr. Josef Riener, der verdienstvolle Gemeinde- 
arzt des Ahrntales, kann nun mit seiner Gattin aus schmachvoller Verbannung 
heimkehren; mit ihm Michael Malfertheiner, der frühere Sekretär der katholischen 
Volkspartei, und einige andere Südtiroler. Wir freuen uns aufrichtig dieser Geste 
Mussolinis; eine wahrhafte Aussöhnung jedoch kann nur zustande kommen, wenn 
dieser Schritt den Auftakt zu einer grundsätzlichen Änderung der italienischen Politik 
in Südtirol bedeutet und unseren Landsleuten in Südtirol recht bald und eindeutig das 
uneingeschränkte Recht auf deutsche Sprache und deutsche Kultur zugestanden wird. 

Während in Italien der Diktator fester denn je im Sattel sitzt, wird Spanien 
nach dem Sturz Primo de Riveras von einer schweren Krisis heimgesucht, deren 
endgültiger Ausgang noch ganz ungewiß ist. Der vom König mit der Führung 
der Regierung beauftragte General Berenguer hat einen schweren Stand angesichts 
der tiefen Begeisterung, die die antimonarchistische Rede Sanchez Guerras aus- 
gelöst hat. Der Kampf für die Erhaltung der monarchistischen Staatsform oder 
für Einführung der republikanischen Verfassung wird voraussichtlich weitergeben, 
wenngleich der Monarchie in der katholischen Kirche ein höchst einflußreicher 
Bundesgenosse erstanden ist. Die Angelegenheit erscheint auf den ersten Blick 
als rein innerpolitisches Problem des spanischen Staates. Es darf aber nicht als 
ausgeschlossen gelten, daß ein eventueller Sieg der Republikaner in Spanien 
wichtige außenpolitische und geopolitische Folgerungen zeitigen würde. Zum min- 
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assien liegt es im Bereich der Möglichkeit, daß die beiden iberischen Republiken 
‚leichter den Weg zueinander finden könnten, als es im Zeitalter dynastischer 
 Staatsstruktur der Fall war. Die Vereinigung von Spanien und Portugal aber 
_ würde für die ibero-amerikanische Welt und für die Zukunft der spanisch-portu- 
giesischen Kolonien in Afrika von weittragender Bedeutung werden können. 
Frankreich, dessen wiederholte Regierungskrisen die allgemeine Nervosität 
und politische Bet ebeit in diesem Staatswesen anzeigen, fühlt sich augen- 
scheinlich wieder einmal in die Enge getrieben und weiß keinen anderen Ausweg 
als nach Sicherheiten zu schreien und an eine Steigerung seiner Rüstung zu 
denken. Aussöhnung mit Deutschland, um so freie Hand gegen Italien zu be- 
kommen? Aussöhnung mit der lateinischen Schwester, um alle Aufmerksamkeit 
gegen das Deutsche Reich wenden zu können? Wer weist an dieser wichtigen 
Straßenkreuzung den richtigen Weg? Vor lauter Nervosität und Angst verkrampft 
man sich in den Gedanken von der Notwendigkeit stärkster Rüstungen nach 
beiden Fronten. Kriegsminister Maginot besichtigte Ende Februar die gigantische 
Festungszone, die Frankreich unter Aufwand vieler Milliarden zum Schutz seiner 
Nordostgrenze von der burgundischen Pforte bis nach Dünkirchen hin errichtet. 
In derselben Zeit wehrt sich Tardieu auf der Londoner Flottenkonferenz ver- 
zweifelt gegen das Begehren Italiens nach flottenmachtlicher Gleichstellung mit 
Frankreich. Derweilen aus ethischen und ökonomischen Gründen allenthalben in 
der Welt der Ruf nach Einschränkung der Rüstungen ertönt, treibt in Frankreich 


“ die Angstpsychose zu ungeheuerlicher Aufrüstung, und jeder ahnt, daß damit 


ein neues Gefahrenmoment für den Bestand des „ewigen Friedens“ erwächst, daß 
demgemäß Fortgang der Rüstung zu Lande, zu Wasser und in der Luft Staats- 
notwendigkeit bedeutet. Solange die einzelnen Staaten Europas auf ihrer absoluten 
Souveränität beharren, scheint uns kaum Hoffnung auf Besserung zu bestehen. 
Wann wird die abendländische Staatenwelt Vernunft annehmen? Wann wird sie 
einsehen, daß dieses Maß von Nationalegoismus, Engstirnigkeit und Befangensein 
in kleinräumigen Vorstellungen naturnotwendig zur äußersten Katastrophe für 
alle führen muß? 

In England ist die Grundidee der Propaganda von Beaverbrook von der kon- 
servativen Partei aufgegriffen und gutgeheißen worden. Wir werden also mög- 
licherweise tatsächlich erleben, daß England den Versuch einer panbritischen 
Wirtschaftsunion mit Freihandel zwischen sämtlichen Reichsteilen und Schutzzoll 
gegenüber allen nichtbritischen Staaten wagt. Die Frage, die bisher kaum ernst- 
haft erörtert wurde, ist jedoch die, was die großen Dominions und was Indien 
dazu sagen. Ghandis erneuter Versuch, den Boykott gegen die englische Einfuhr 
in Indien zu organisieren und auf diese Weise die Unabhängigkeit seines Landes 
zu erkämpfen, beunruhigt die Engländer nicht gar zu sehr, weil man auf das 
Fehlen eines allindischen Nationalgefühls und das Aufbrechen des uralten Gegen- 
satzes zwischen Hindu und Moslem baut. Aber auch die Haltung Südafrikas, 
Kanadas, Australiens und Neuseelands gegenüber den Beaverbrookschen Plänen 
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einer panbritischen Wirtschaftsunion ist höchst ungewiß oder vielmehr fast sicher 
ablehnend. Dazu kommt, daß England durch die Flottenentwicklung in USA. 
gar nicht in der Lage ist, den Handelsverkehr zwischen den weltweit zerstreuten 
Reichsteilen für alle Fälle zu garantieren. Nur wenn die panangelsächsische Flotten- 
entente zustandekommt und sich als beständig erweist, ist überhaupt an die Ver- 
wirklichang der Beaverbrookschen Ideen zu denken. Die Entscheidung über die 
Zukunft des Britischen Weltreichs ist also an viele und verschiedenartige Voraus- 
setzungen geknüpft und dürfte daher so bald kaum zu erwarten sein. 


K. HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Toynbee und Larrouy: Aphorismen über den indopazifischen Raum. — Geistige Haltung der kolo- 
nialen Herrenvölker zur Gefährdung ihres Imperialismus. — Sarraut und die Unruhen in Indo- 
china. — Das große Problem des Pacific und die bolschewistische Propaganda. — Sarrauts 
Nutzanwendung auf die Londoner See-Sparkonferenz. — Zentralasiens gesteigerte Berücksich- 
tigung. — Behandlung entlegener Räume in der Tagespresse. — Tibet, Wasiristan und Hima- 
laya. — Chiang-Kai Sheks Neujahrsbotschaft und der Zustand in China. — Regionale Verteilung 
der japanischen Chinaanlagen und ihr Gefährdungsgrad. — Gandhis Gehorsamsverweigerungs- 
Fußmarsch von Ahmedabad durch Baroda auf Jalalpur am Meere. — Geopolitische Kleinkunst 
des angloindischen Beamtenkörpers unterwegs. — Sun-Yat-Sen und Gandhi als ungleiche Ex- 
ponenten der südost-asiatischen Selbstbestimmungsbewegung. — Ein verkörpertes Ringen geo- 
politischer Ideen in Vizekönig und Gandhi. — Rückhalt ihrer kolonialen, imperialistischen Vor- 
kämpfer in beiden Westmächten, auch bei ihren Partei- und Weltanschauungsgegnern: Lord Irwin 
und Manchester als Beispiel! — Angewandte Weltreichs-Psychologie! 


„Tore des Ostens“ — („Gates of the East“) — nannte Arnold Toynbee seine 
zweite Aufsatzfolge über seine jüngsten Reiseeindrücke aus Ostasien, die vom 
17. bis 22. Februar im „Manch. Guardian“ erschien und sehr des Nachlesens wert 
ist. Die Liautung-Städte Dairen und Port Arthur, das eben jetzt zu China 
zurückkehrende, in Geopol. I, 30 geopolitisch gekennzeichnete Wei-Hai-Wei, 
Nanking, Wladiwostok und Moskau werden darin geschildert; man erkennt, 
wieviel der Kundige und sachlich auf alle Eindrücke Vorbereitete auch in flüchtiger, 
kurzer Fahrtberührung sehen kann, wenn er im geopolitischen Sehen vorgebildet ist. 

„Schlagender Gegensatz des rastlosen Lebens von Dairen mit der Stille des in 
einer tragischen Hochspannung der Vergangenheit erstarrten Port Arthur — beide 
von tiefsten Gefühlswerten des japanischen Volkes umfaßt“, — das ist in der Tat 
das Wesen der japanischen Beziehung zu der erst 1923 den Chinesen zum dritten- 
mal abgerungenen Halbinsel — auf die knappste geopolitische Formel gebracht! 

„Nanking, zum drittenmal Hauptstadt von China, ist der unkomfortabelste 
Platz auf Erden, an Anmut mit Angora zu vergleichen.“ „Eine Sammlung von 
Streusiedelungen, durch Weidegründe und Ackerland getrennt, aber das Ganze 
durch eine Mauer von fast 40 Kilometern umschlossen.“ 

»Wladiwostok der eisfreie, zugefrorene, lichtlose Hafen .. .“ 
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„Moskau, wo man 33 Stunden nach der fahrplanmäßigen Zeit eintrifft, nach- 
dem man ı4 Stunden vorher das letztemal gegessen hat, und die Reise durch eine 
 bitterkalte Suche nach einer Bleibe gekrönt sieht; verblüffend exotisch, vom grim- 
migen Kreml überragt, mit der Mischung des Gewaltsamen und Lächerlichen 
‚gipfelnd in einer Kathedrale, die in ein antireligiöses Museum verwandelt ist, und 
‘doch die Frage weckend, ob par humörksen Fanatiker nicht das letzte Lachen 
auf ihrer Seite haben te. 

Das sind ein paar Proben der Schlaglichter, die aus solchen Fahrtberichten 
herausblitzen! 

Von ähnlicher Feinheit sind die u. a. im „Temps“ vom 14., 17., 26. I. fortgesetzten, 
schon einmal gerühmten Reiseberichte von Maurice Larrouy unter der Aufschrift 
„Le beau periple“, die von dem trefflich gekennzeichneten Charbin weiterführen 
über Japan und den Großen Ozean. Einzeln auf sie einzugehen, verwehrt lei- 
der der verengte Raum des indopazifischen Berichts. Aber warum setzen wir den- 
noch solche Höchstleistungen an der feinen Grenze zwischen Dauerwerten der 
Erdkunde und Pressearbeit des Tages, im Geiste F. Ratzels, diesem Bericht voran? 
Weil sie allein uns verstehen lassen, auf welchem Niveau von geistiger Haltung 
alte Kolonialvölker deshalb so unerwünschten Ereignissen begegnen, wie sie sich für 
die imperialistische Herrschaftsdauer der pazifischen Herrenvölker jüngst zwischen 
dem ı0.und ı2.11.3oinIndochina, (in Hanoi selbst [Bombenwürfe] und Yen Bay 
[Meuterei in der 6. und 7. Komp. eingeborener Schützen] und Hong-Hoa) abspielten. 

Gewiß hat Albert Sarraut, seit d. 20. II. schon wieder in maßgebender und 
wichtiger Stellung in einem Kabinett der französischen Linken gewesen, sehr mit 
Recht (Journal des Debats, 14. II. 30) in einem gefaßten und warnenden Aufsatz 
von höchster Reife vom kolonialfranzösischen Standpunkt gesagt: Hier zeige sich 
doch nur ein einzelner Fall innerhalb einer in ganz Südostasien verbreiteten Be- 
wegung (eben des Aufstiegs oder Aufsteigenwollens der pazifischen Rassen zur 
Selbstbestimmung), und Indochina sei verhältnismäßig ruhig, verglichen mit 
Niederländisch-Indien-Indonesien, mit Indien, ja selbst den u.s.amerikanischen 
Philippinen und China! Wir zitieren, wie schon einmal für den seit 1926 in 
Indonesien bebenden Volksboden: „Für diesmal war es nur ein Tropfen Fege- 
feuer!“ — diesmal, wie übrigens schon 1908, ı913, 1918, unter Sarrauts eigener 
Verantwortung, auf französischem Kolonialboden, während bisher mehr die andern 
Kolonialböden unter ihren Fremdherren zitterten. Aber gerade deshalb heißt es: 
„Gib dem Teufel sein Recht!“ — dem von oben wie dem von unten wirkenden! 
— Der Erklärungs- und Beruhigungsaufsatz von Sarraut ist ein Lehrbuch in nuce 
(im Kern) für Imperialisten. Sein Sinn ist: wenn Ihr schon andere ausbeutet und 
unterdrückt, so habt wenigstens die Nerven und Köpfe dazu, und laßt die Verant- 
wortlichen an Ort und Stelle handeln! — Der Aufsatz Sarrauts ist gewiß nicht 
das, was man sonst in solchen Dingen von der europäischen, internationalen, 
wenn es nichts kostet so philanthropischen Linken gewöhnt ist; sein Verfasser 
mag Mühe haben, sich mit Teilen seines neuen Kabinetts, namentlich den Sozia- 
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listen wirklicher Gesinnungstreue, über das auseinanderzusetzen, was der Indo- 
china-Expert von vor einer Woche zu schreiben für nötig und richtig hielt! 

„Die Nerven nicht verlieren. Die bewährten Leute an Ort und Stelle handeln 
und machen lassen, nicht stören, wenn sie der Gefahr die Stirn bieten. Was hier 


geschah, ist kein Wunder und keine Überraschung für alle, die Indochina und | 


den Fernen Osten wirklich kennen. Wir sind mit so peinlichen Überraschungen 
nicht allein!“ — Schnell wird die Einheitsfront der großgrundbesitzenden Herren- 
völker gegen die andern angerufen und hergestellt! 

„Das große Problem des Pacific hat auch das der farbigen Rassen wach gerufen, 
verschärft durch die Ereignisse der letzten Jahre, die Verschärfung der kommu- 
nistischen und bolschewistischen Propaganda, die man viel zu wenig ernst 
nimmt.“ — „Die abgrundtiefe Fermentation, die in diesem Augenblick die asiatische 
Welt aufregt, ist ein schwer-ernster Fall und müßte uns weit mehr beschäftigen.“ 
Es ist gut, wean uns dabei ein französischer Kolonialminister aus seiner Praxis 
auch für Mitteleuropas Gleichgiltigkeit zu Hilfe kommt und den Nutzen praktischer 
Geopolitik erhärtet! Gleich wird auch die Gelegenheit erfaßt: „Haben die 
Amerikaner nicht einen geradezu einzig günstigen Augenblick ergriffen, auf der 
Londoner Konferenz eine Schwächung der überseeischen Wehrkraft solcher Länder 
herbeizuführen, die gerade durch die Massenbewegungen Asiens leicht Konjekturen 
ausgesetzt sein könnten, wo sie aller Streitkräfte und des letzten Fahrzeugs be- 
dürften, um ihre Dominien oder kolonialen Besitzungen zu behaupten!“ Das nennt 
man avis au lecteur, — auch soweit angelsächsische und niederländische wie bel- 
gische Leser in Betracht kommen, wofür auch noch die 100000 „Freiwilligen 
Indochinesen des Weltkriegs“ angeführt werden. Oft entschlüpfen mehr Wahr- 
heiten im ersten Schreck als bei längerer Überlegung. Deshalb widmen wir ge- 
rade diesem Symptom soviel Aufmerksamkeit. Bestätigt es nicht viel in diesen 
Blättern schon Gesagtes? 

Symptome sind es auch, die neuerdings viele Blicke gleichzeitig von ganz ver- 
schiednen Ausgangspunkten her auf zentralasiatische Landschaften, wie 
Tibet selbst, oder seine Randgebiete lenken. Es ist Ferngefühl darin! Treffsicher- 
heit für geopolitisch wirksame Methoden der Pressebehandlung einzelner Nach- 
richten, wie Bücher aus abgelegenen, in ihrem Wesen wenig verstandenen Gebieten 
liegt aber auch darin, wenn große Zeitungen oder Zeitschriften solche Symptome 
nicht in einzelnen, abgerissenen Telegrammstilauszügen behandeln, sondern in wirk- 
lich einführenden Zusammenfassungen. Vorbildlich dafür ist etwa die Beilage zur 
Saarbrücker Zeitung, Nr. 52 vom 2.11.30. Sie stellt Dr. Sven Rosens Bericht über 
Sven Hedin der Nordischen Gesellschaft, Lübeck, über das Lebenswerk des deutsch- 
freundlichen Tibet- und Zentralasienforschers zusammen mit einem guten Bericht 
O. H. über deutsche Tibetreisende (Johannes Gruber, S. J., 166 1-62 ; die Brüder Schlag- 
intweit, 1854-58; Frh. v. Richthofen, 1868-72; Kreitner, bei Szechenyi, 1877-80; 
Futterer und Holderer, Filchner und Dr. Albert Tafel, A. v. Rosthorn und B. Laufer, 
W. Stötzner und E. Trinkler und Besprechungen von Wilhelm Filchner, Emil Trinkler 
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und Willy Rickmer Rickmers), und vereinigt alles in einer Tibetnummer. In solchen 
Rahmen gebracht, kommen die Einzelleistungen zu vergleichbarer Geltung und helfen 
Lücken des Weltbildes schließen in ähnlicher Weise, wie es in großem Stil seit Woll- 
schlägers Leitung die „Koralle“ vom naturwissenschaftlichen Boden her unternimmt. 


. Eine solche scheinbare Sisyphusarbeit ist aber dauernd notwendig, auch wenn sie zu- 


weilen mit Wiederholungen arbeiten muß, um immer wieder neue Zusammen- 
hänge herzustellen. Auch der Presse der großen Weltreiche mit ihrer mehr expan- 
siven, raumweiteren Einstellung geht es nicht anders. Proben dafür liefern auf 
dem gleichen Gebiet Innerasiens etwa die Delhi-Korrespondenz der „Times“ vom 
30.1. 1930: „Reforming the Wazir: Hill Tribes in tutelage“, — (ein Kabinettstück 
für die immer noch nötige Einzelerziehungsarbeit an wilden Bergstämmen in 
Wasiristan, das etwa die Größe Nordtirols hat und noch vor zehn Jahren in 
einer Art Varuskampf eine augloindische Brigade ausgetrieben hat), — und Robert 
Byrons „Medieval Sanctuary“ („Times“; 6. II. 1930). 

Wenn die Schutzkraft geopolıitischer Reservaträume noch der Darlegung bedürfte, 
so würde sie aus einem Vergleich dieser beiden „Reservat“räume hervorgehen. 
„Wenn die Grundsteine einer Grenzprovinz gut und wahrhaftig festgelegt sind, 
ist es kein Traum, zu hoffen, daß mit dem langsamen Vordringen der Zivilisation 
in die Bergstammgaue auch diese schließlich ihre wilden Stammverbände in eine 
starke und befriedete Gemeinschaft zusammenfügen.“ Das ist die Linie der Grenz- 
befriedungsarbeit von Sandeman und Sir Denys Bray bis zu dem obigen Satz 
aus dem Grenzausschußbericht (Indian North West Frontier Inquiry Committee). 
Aber sie hatte eben in etwa sechs Jahren intensiven Straßenbaus und Vordringens 
mit Motorfahrzeugen auf den neugeschaffenen Straßen nur einen verhältnismäßig 
kleinen Raum zu durchdringen und zu überwältigen. Das Gelingen dieser Auf- 
gabe gegenüber Wasiristan (durch Aufstellung eines Auxiliartruppensystems, Khassa- 
dars ca. 4000, Scouts ca. 5000 Köpfe, die Sicherung des Straßendreiecks Bannu- 
Razmak-Jandola-Manzai vorwärts des Indus, die Wiederbesetzung von Wana) hat 
zwischen der Grenze britischer Verwaltung rund 80 km westlich des Indus, und 
der, weitere 80-100 km auf Afghanistan zu liegenden Durandgrenzlinie eine be- 
friedete Zone herzustellen verstanden. Die einst regelmäßigen Plünderungen des 
Industals (400 Überfälle in einem Jahr!) hören auf, und der unheimliche Ruhm 
der Mahsud Waziris als Hirtenräuber weicht langsam vor dem Kraftwagen und 
landwirtschaftlichen Versuchsgarten (Razmak), der in die Bergschutzräume vordringt. 

Wünscht Robert Byron „dem einzigen Land und Volk in der Welt, das bisher un- 
durchdringlich für westlichen Einfluß geblieben ist, dem großen Tibet“ dasselbe Los 
oder freut er sich, daß es bisher seine „mittelalterliche Zivilisation“ hat bewahren 
können, die er mit wenigen, treffenden Zügen und Strichen schildert? Jedenfalls be- 
hauptet er, die nicht ganz 500 km vom Eisenbahnendpunkt Darjeeling über Gayntse- 
Shigetse nach Lhasa führten zurück in das Gent oder Brügge Karls des Kühnen, wo 
man in wenigen Jahren auch nebenbei die einzigen Überbleibsel der chinesischen 
Zivilisation zu suchen haben werde, wie die letzte Theokratie — trotz Berg Athos. 
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Während so die Grenzräume sich zusehends befrieden und demnächst kühne 
Bergsteiger von einer der glänzendsten Hochwarten des großen Himalayascheide- 
zuges zwischen ostasiatischer und indischer Kultur auf beide hinab sehen werden — 
wozu das Andringen des Bayern Bauer und seiner Freunde über die Ostschulter 
des Kinjinjinga ein verheißungsvoller Auftakt war —, sind die beiden Kulturkreise 
zu Füßen dieser Hochwarte in steigender Gährung. 

Sicher ist Chiang-Kai-Shek, Präsident der Yüan (Räte) des Volks- und Rultur- 
bodens des Volksstaats der blühenden Mitte, der letzte, den Kredit seines angeb- 
lichen Machtbereichs in einer Neujahrsbotschaft zu untergraben, wenn auch der 
lehrhafte Zug, schöne Sentenzen vor einer nicht immer gläubigen Welt auszubreiten, 
vom Konfuzianismus ererbt, noch tief in den Jung-Chinesen steckt. Aber was er 
in seiner Neujahrsbotschaft zur Eröffnung des „Pferdejahres“ 1930 verkündet 
(Wortlaut u.a. „Far Eastern Review“, Januar 1930, Shanghai, $. 3—4). klingt doch 
— zusammengehalten mit den Truppenbewegungen zwischen Shantung und Kiangsu, 
an der Tientsin-Pukau-Bahn, zwischen Nordchinesen (Yen!) und Nanking — so 
ernst, daß es alle Verkehrsfanfaren nebst Zentralämter-Inflation des jüngeren Sun- 
Fo, alle Eisenbahn-, Straßenbau- und Hygienepläne desselben Heftes gefährdet 
sehen läßt! — Freut sich im gleichen Heft Masunosuke Odagiri über rund 
5,6 Milliarden RM japanischer Anlagen in China, die er sich herausrechnet, oder 
wird ihm dabei bange? Es ist ein feiner, aber sorgenvoller Kopf, den er im Bilde 
zeigt! Auch die provinziale Verteilung japanischer Gelder ist geopolitisch sehr 
beredt: Natürlich steht Fengtien (Mukden) mit 2!/, Milliarden RM voran, dann 
folgt Kiangsu mit fast dem Doppelten von Shantung (l/, gegen etwas über 
1/, Milliarde RM); mit ungefähr gleichen Werten stehen — je zwischen 80 und 
ı00 Millionen Chihli-Hope, Hupe, Heilungkiang zu Buch, während Kirin das 
at/sfache dieser Länder zeigt; die andern treten zurück, der Südwesten fast ganz. 
Eine deutliche Abstufung! 

In diesem Wirtschaftsfelde spricht sein Präsident, der es wissen muß, „von all- 
gemeinem moralischen Niedergang während der letzten Jahre“, „vom schnellen 
Verschwinden der letzten Spuren überlieferter Tüchtigkeit und Ethik der Nation“; 
wobei „allgemeines Fehlen von Sitte und Ehrgefühl eine größere Zukunftsgefahr 
seien als Wirtschafts- und Machtdruck der Fremden“. Schärfer kann es die gelbe 
Kolonialpresse auch nicht sagen! 

Wenig später tritt unter dem weiß-grün-roten Banner von seinem Ashram Ma- 
hatma Gandhi den Gehorsamsverweigerungs-Fußmarsch an, aus der Gegend von 
Ahmedabad durch einen Zipfel von Baroda zu den Salinen von Jalalpur (Dandi) 
— wie böse Zungen sagen, eine Flucht in ehrenvolle Haft aus einer ganz unhalt- 
bar gewordenen Lage. Das ı r. Sikhregiment schien beim Berichtabschluß berufen, 
an Stelle der nicht ganz so sicheren 4. Bombay- Grenadiere beim Durchmarsch 
durch den alten Mahrattenstaat Baroda den heiligen Vogel für den Vizekönig ein- 
zutun. Das zeigt, ebenso wie die gemessene Antwort Lord Irwins, die politische 
Klugheit und geopolitische Schulung des indischen Beamtenkörpers im kleinen. 
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Die kriegerischen nordwestindischen Sikhs haben für den Nichtwiderstand, der 
doch Widerstand ist, des kleinen Bunyamannes nicht viel übrig. Sie haben schon 
einmal in größerm Stil bei einer „Sepoy-Mutiny“ (1 857) nicht mitgetan. Im 
Gegensatz zu andern Völkern sucht das britische doch immer wieder aus seiner 


"Vergangenheit und Geschichte zu lernen. Daher die Vorliebe für Präzedenzfälle! 


Außerdem ist es nützlich, die Verantwortung gerade in solchen Fällen mit Ein- 
gebornen-Fürstenstaaten, die als besonders fortschrittlich gelten, zu teilen! Devise: 
Divide et impera — immer noch besser als in Mitteleuropa, wo es heißt: Divide 
sine imperare; und wo man sich doch an dem Geschäftserfolg der Herrenvölker 
beteiligen möchte. 

Auch der letzte Großmogul hat in Burma sein in Delhi unhaltbar gewordenes 
Leben zu Ende geführt. Vielleicht ergeht es Gandhi ähnlich. Es gibt kaum einen 
lehrhafteren Vergleich als den zwischen den beiden seit der Jahrhundertwende 
deutlich gewordenen Exponenten chinesischer und indischer Selbstbestimmung, 
zwischen Sun-Yat-Sen, einer wirklich großen Erscheinung, die sich ihren Platz 
in der Weltgeschichte erobert hat und gerade als Toter mächtiger ist als im 
Leben, — und Gandhi, der eben doch mit seinem Prozeß und der wirklich edlen 
und großen Rede vor seinem angloindischen Richter 1922 die größte Stunde seines 
Lebens lange überlebt hat und nun zu einer Fahne geworden ist, die jeder schwingen 
kann, der sich unten des Stockes bemächtigt, wie um Neujahr der junge Nehru. 

In dem geistigen Ringen zwischen einem Vizekönig von weltgeschichtlichem 
Schnitt und einem indischen Volksvertreter, der in entscheidenden Stunden mehr 
nur rhetorisch als im Handeln große Züge zeigt, treten einander mit einer Deut- 
lichkeit, wie sonst nicht oft in unsern Tagen, geopolitische Ideen in Persönlich- 
keiten gegenüber. Beiden haben die letzten Jahre das Bewußtsein der Wucht aller 
Zukunftslösungen, für die sie stehen, die Züge vertieft und fast so schmerzlich 
ausgestaltet, wie sie die Totenmaske von Sun-Yat-Sen zeigt. Es ist lehrreich, die 
Entwicklung dieser Züge durch die letzten Jahre zu verfolgen, und bedauerlich, 
wenn in großen Zeitungen ganz alte Jugendbilder von Gandhi verbreitet werden, 
offenbar weil sie gerade zur Hand waren. Träger geschichtlicher Rollen haben ein 
Recht auf ihr Bild wie es ist, und vor allem eines darauf, nicht veralbert zu 
werden. 

Zeigten wir in der Einleitung an Albert Sarrauts Mahnung an die Franzosen 
ein Beispiel, wie Herrenvölker in Krisen hinter ihre Rollenträger treten sollten, 
so könnten wir natürlich für die Einstellung zur indischen Frage auch angel- 
sächsische Gegenstücke genug bringen. Wir nennen für viele als Beispiel den 
„Manch. Guardian“ v. ı2. III. 30, S. 10. Dort ist die Größe der Gegenüberstellung 
„Gandhi and the Viceroy“ würdig empfunden. „Der Vizekönig muß fair auf 
unsre Sympathie und Stütze rechnen können“ — so schreibt ein Blatt, das ihm 
parteimäßig gar nicht nahesteht, ohne seinen Gegner Gandhi zu verunglimpfen, 
dessen verzweifelten Entschluß es aus seinem bürgerlichen Opportunismus heraus 
vielleicht noch weit weniger begreift als Lord Irwin. Aber es wahrt Stil und 
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Form. Es mahnt nur „Selbst im Aufzwingen des Gesetzes ist Raum für Diskre- 
tion“. Für umsichtige Besonnenheit! Das beweist eine seltene Einfühlungsfähig- 
keit in indische UND britische Erdmachtauffassung zugleich. „Für ihre Anwen- 
dung muß der Mann an Ort und Stelle, der Vizekönig, freie Hand haben“, obwohl 
das Manchesterblatt weltanschauungsmäßig die ganze Stellung der Gewalt wider 
Gewalt, des Imperialismus in Indien mißbilligt und auf einen wahrscheinlich 
unmöglich gewordenen Ausgleich umgestellt wünscht. Diese eine Spalte enthüllt 
mehr über die Psychologie des Weltreichs als eine bändereiche Geschichte aus 
weltfremder Gelehrtenstube. Weltfremd ist darin keine Zeile! 


Otto MauULL: 
Berichterstaitung aus der amerikanischen Welt 


Aufstand in der Dominikanischen Republik. — Lage in Portoriko. — Beginn der Präsidenten- 

wahl in Brasilien. — Deputiertenkammerwahlen in Argentinien. — Folgen des New Yorker 

Börsenkrachs. — Arbeitslosigkeit in USA. — Konzentrationserscheinungen in Verkehr und 

Wirtschaft der Vereinigten Staaten (Bahngesellschaften, Ölgesellschaften). — Gedanken über 

die Konjunkturen und die Zukunft in USA. — Londoner Konferenz. — Portugiesische Luft- 
sperren im Atlantischen Ozean. 


Während in der vorletzten Berichterstattung auf Unruhen in Haiti hingewiesen 
werden mußte, ist neuerdings, Ende Februar, ein Aufstand in der Domini- 
kanischen Republik, dem Zwillingsstaat der Republik Haiti auf der Insel Haiti, 
ausgebrochen. Die Repüblica Dominicana oder die Dominikanische Republik, auch 
gemeinhin, aber fälschlich, San Domingo (richtig Santo Domingo) genannt, nimmt 
den östlichen größeren Teil der Antilleninsel Haiti ein (vgl. das Kärtchen in Heft 2 
dieses Jahrgangs). Sie wird, ähnlich wie Haiti, in ihrer Längsrichtung von hohen Ge- 
birgskämmen, der Fortsetzung der venezolanischen Anden, durchmessen, deren höchste 
Teile Höhen von über 2900 und 3100 m aufweisen. Geräumiger und darum auch 
stärker besiedelt als auf Haiti sind die Längssenken, die zwischen diesen Aufragungs- 
zonen ziehen. Im ganzen ist aber infolge der ausgedehnten Berglandareale bei einer 
Fläche des Staates von 48577 qkm und einer Bewohnerzahl von 1,02 Mill. (1926) 
die Volksdichte, die 21 beträgt, wesentlich geringer als die der Nachbarrepublik. 
Wie Haiti ist also auch die Dominikanische Republik ein lateinamerikanischer 
Rleinstaat, der aller größeren Siedlungen entbehrt. Selbst die an der Südküste 
gelegene Hauptstadt Santo Domingo zählt nur etwa 31000 Einwohner. Ihr 
kommt am nächsten der Vorort der nördlichen Längssenke, Santiago de los Ca- 
balleros, mit über 17000 Einwohnern. Wie Haiti ist auch die Dominikanische 
Republik ein Plantagenstaat, der vornehmlich Zucker, daneben Kakao produziert 
und ausführt. Außerdem spielen noch Tabak und Kaffee auf der Ausfuhrliste eine 
Rolle. Die Ausfuhr geht zum allerwesentlichsten Teil nach Großbritannien und 
den Vereinigten Staaten. Beide sind, wenn bei den Vereinigten Staaten als Ziel- 
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land die Ausfuhr nach dem vereinsstaatlichen Portoriko mit verrechnet wird, die 
' beiden Staaten, die etwa gleichviel in der Dominikanischen Republik kaufen. Die 
‚ Einfuhr wird fast ganz von den Vereinsstaatlern beherrscht. Unter den übrigen 
_ Einfuhrländern spielte 1926 das Deutsche Reich eine gewisse Rolle. Doch seine 
' Einfahr nach Haiti machte nur ein gutes Achtel, die Englands nur ein Elftel der 
vereinsstaatlichen aus. Die Rassen- und Volksstruktur der Dominikanischen Repu- 
blik ist eine ganz andere als die des Neger- bzw. Mulattenstaates Haiti. Auch in 
der Dominikanischen Republik sind etwa ein Viertel der Bevölkerung rein schwarz, 
die Hälfte Mulatten, aber das übrige Viertel wird von Kreolen bestritten. In der 
spanischen Volks- und Amtssprache kündet sich die in der Dominikanischen Repu- 
blik anders als in Haiti verlaufene Geschichte an. Während Spanien den Westen 
der Insel, die heutige Republik Haiti, 1697 an Frankreich abtrat, blieb nomi- 
nell der Ostteil der Insel in spanischer Hand. Der Negeraufstand, der im fran- 
zösischen Haiti, ausgelöst durch die von der gesetzgebenden Versammlung in 
Paris verkündete Gleichstellung der Mulatten mit den Weißen, im Jahre 1791 
ausgebrochen war, griff auch auf den Osten über. Zwar wurde der Führer der 
 Farbigen, Toussaint l’Ouverture, der sich 1801 zum Präsidenten der selbständigen 
Insel proklamiert hat, durch ein von Napoleon Bonaparte gegen ihn gesandtes 
französisches Heer geschlagen und gefangen. Aber die Farbigen führten den 
Guerillakrieg weiter und bereiteten tatsächlich der französischen Herrschaft, die 
die Kultur des haitianischen Westens bestimmt hatte, ı804 ein Ende. Damals 
schieden sich zum zweiten Male die geschichtlichen Wege der West- und Osthälfte 
der Insel Haiti. Während Haiti zum Negerstaat schlechthin wurde, besetzten die 
Spanier den Raum der späteren Dominikanischen Republik 1809 aufs neue, ver- 
mochten ihn aber nur kurze Zeit zu halten. Die Unabhängigkeitswelle, die im 
nächsten Jahrzehnt durch Lateinamerika lief, ergriff auch Ost-Haiti. Es löste sich 
1821 von Spanien los, wurde aber schon 1822 durch den Präsidenten der Schwester- 
republik Haiti, Boyer, erobert. Bis 1843 bildete die Insel wiederum einen ein- 
heitlichen Staat, den man überhaupt auf ihr vermutet, wenn man die verschie- 
denen Entwicklungsgänge der beiden Teile seit 1697 nicht kennt. Dieser damals 
ı50 Jahre alte Dualismus hat zur abermaligen Trennung des Ostens vom Westen 
geführt: 1844 fand zum zweitenmal eine politische Verselbständigung des Ostens 
statt, und es entstand die heutige Dominikanische Republik. Ihre weitere Ent- 
wicklung biegt dann allerdings in die allgemeine Linie Westindiens ein. Innere 
Wirren sind ihr nicht erspart geblieben. Mit dem Auftauchen des vereinsstaatlichen 
Imperialismus in Westindien kam sie in die politische Einflußsphäre der Union. 
Vom Mai ı91ı6 bis zum März ı92/4 war sie von nordamerikanischen Truppen 
besetzt. Wenn man ihr derzeitiges Verhältnis zu der Union charakterisieren will, 
bezeichnet man es wie bei Panama, Nikaragua, Kuba und Haiti am besten als 
Schutzfreundschaft, d.h. — mit dürren Worten ausgedrückt — die nominelle Selb- 
ständigkeit der Dominikanischen Republik wie auch der anderen genannten Staaten 
ist von der Union zugesichert worden, weil sie ja doch in ihrer Machtsphäre liegen 
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und durch vereinsstaatliche Wirtschaftsbande gefesselt sind. Namentlich die Zeit 
des Weltkriegs hat die Dominikanische Republik wirtschaftlich und finanziell hin- 
sichtlich ihres Handels und ihrer Anleihebedürfnisse ganz auf die Vereinigten 
Staaten verwiesen. Doch haben diese Beziehungen zu der Union schon viel früher 
eingesetzt, in einer Zeit, als Grant die Erwerbung der Dominikanischen Republik 
noch als äußerst wünschenswert bezeichnet hat. In der Folgezeit haben sich aber 
die Fäden zu der Union so eng gesponnen, daß man in Nordamerika von einer 
wirklichen Annektierung abzusehen vermochte und es bei einem -verschleierten 
Protektorat lassen konnte. Für diese Entwicklung vergleiche man Scott Nearing 
und Joseph Freeman, Dollar-Diplomatie (Berlin-Grunewald 1927), $. 190-203. 

Wie gering die Macht der Regierung in diesem kleinen Staat ist, zeigt der Ver- 
lauf der letzten Revolution. In den nördlichen Provinzen, fern von der an der 
Südküste liegenden Hauptstadt, ist sie ausgebrochen. Als Motive werden ebenso 
schlechte Wirtschaftslage wie die Absicht der Aufständischen, die Wiederwahl des 
jetzigen Präsidenten Horacio Vasquez zu verhindern, angegeben. Vasquez hatte 
bereits 1902 provisorisch das Amt des Präsidenten inne. Er wurde dann viel 
später im März ı924 definitiv auf 4 Jahre zum Präsidenten gewählt. Bei einer 
Revision der Verfassung (1927) wurde seine Amtsperiode um 2 Jahre, bis 1930, 
verlängert. Die Forderung der Aufständischen zielt dagegen auf Rückkehr zur 
alten Verfassung vom ı3. Juni ı924, die wie aber auch die gegenwärtige die 
Wiederwahl des Präsidenten nicht zuläßt. Die Revolutionäre haben mit einem 
Handstreich die Forts von Monte Christi und Santiago de los Caballeros im Nord- 
teil der Republik erobert und ebenso Dajabon an der Grenze gegen Haiti besetzt, 
so daß am Anfang der Bewegung dieser lebenswichtigste Raum in ihrer Hand 
war und von dort der Marsch auf die Hauptstadt angetreten werden konnte, die 
allein den Aufständischen einigen Widerstand bot. Doch nach ganz wenigen Tagen 
war diese, deren Befestigungen aus der spanischen Kolonialzeit stammen und sich 
wirkungsvoll über dem Ozamafluß erheben, aber auf eine wirkliche Verteidigung 
nicht eingerichtet sind, eingeschlossen. Bald waren darum die meisten ehrwürdigen 
Forts in der Hand der auf 2000 Mann geschätzten Aufständischen unter der 
Führung des Generals Estrella Urena, während noch um das Ozamafort gekämpft 
wurde, aber ein Teil der revolutionären Truppen sich auch schon dem Osten der 
Insel unterwarf. Durch Vermittlung der Gesandtschaft der Vereinigten Staaten 
konnte ein Waffenstillstand zustande kommen und auch eine Einigung gefunden 
werden. Vasques ist zurückgetreten, und General Estrella Urena, der 1926 Justiz- 
und Unterrichtsminister und später Gesandter in Frankreich war, hat das Innen- 
ministerium und damit die provisorische Präsidentschaft übernommen. 

Das benachbarte Portoriko steht noch unter den Nachwirkungen der Schäden, 
die ihm der Wirbelsturm vom 13. September 1928 zugefügt hat. Das letzte, Ende 
Juni 1929 abgeschlossene Wirtschaftsjahr ist das schlechteste gewesen, das die 
Insel je erlebt hat. In ihrem Handel hat sich die Insel noch weit mehr als die 
Dominikanische Republik, erklärlich aus ihrer unmittelbaren Zugehörigkeit zu 
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24 den Vereinigten Staaten, ganz auf diese eingestellt. Die Union beherrscht 90% 
_ des Gesamthandels von Portoriko. B: 
- Am ı. März hat die Präsidentenwahl in Brasilien begonnen und bisher 
_ einen ruhigen Verlauf genommen. Der Wahlkampf spielt sich in der Hauptsache 
zwischen Dr. Julio Erestes, dem Staatspräsidenten von Sao Paulo, dem Kandidaten 
des bisherigen Bundespräsidenten, und Dr. Vargas ab, der von den Bundesstaaten 
Minas Geraes und Rio Grande do Sul aufgestellt worden ist. Mitte März ist es da- 
gegen bei Wahlen in Victoria (Espirito Santo) zu blutigen Ausschreitungen ge- 
kommen, die eine Anzahl Menschenleben gefordert haben sollen. Ebenso kam es 
‚ auch bei den Deputiertenkammerwahlen in Argentinien zu bösen Zu- 
sammenstößen in Lincoln in der Provinz Buenos Aires, in der Provinz Cordoba 
und in Buenos Aires selbst. Die Wahlen in der Bundeshauptstadt haben einen 
klaren Sieg der Sozialisten beider Richtungen über die personalistische Richtung 
Irigoyens ergeben. Die Sozialisten und die von ihnen abgesplitterten unabhängigen 
Sozialisten haben mehr als doppelt soviel Stimmen abgegeben als die Partei des 
Präsidenten. In den Provinzen soll die Sache der Regierungspartei nicht so un- 
günstig stehen, allein auch dort hat die starke Einbuße zugunsten der anti- 
personalistischen Partei des früheren Präsidenten Alvear erlitten. Was sich durch 
allerlei Symptome seit geraumer Zeit angekündigt hat, läßt sich jetzt an Zahlen 
nachprüfen: die Position Irigoyens ist stark gefährdet. Man ist von ihm in weiten 
Kreisen Argentiniens bitter enttäuscht worden. 

Der neue vereinsstaatliche Botschafter in Berlin, Frederick M. Sackett, hat auf 
einem Bankett der amerikanischen Handelskammer die Vereinigten Staaten noch 
einmal in der ja genügend bekannten behaglichen Situation der Gläubigernation 
skizziert. Was Neues hat er damit nicht gesagt, sondern im Grunde nur das 
wiederholt, was in Dutzenden von Aufklärungsschriften über US.-Amerika steht 

- und auch schon scharf begrifflich gefaßt in die Lehrbücher übergegangen ist. 
Es wäre unstreitig beachtlicher gewesen, wenn er sich zu den eigenartigen inneren 
Vorgängen geäußert hätte, die trotz Kapitalanhäufung und finanzieller Weltver- 
flechtung die Vereinigten Staaten ergriffen haben. In der Hinsicht wendet sich 
Hoover selbst weit eher dem Kern des amerikanischen Problems zu. Er betont 
wenigstens das große Fragezeichen, wenn er auch glaubt, die Frage selbst sehr 
hoffnungsvoll beantworten zu müssen. Er meint, daß mit einem baldigen Ver- 
schwinden der Folgen des New Yorker Börsenkrachs zu rechnen sei. In 
zwei Monaten werde sich die allgemeine Wirtschaftslage gehoben haben. Nur in 
12 Staaten bestünde wirkliche Arbeitslosigkeit. In den 36 anderen Staaten 
werde die Arbeitslosigkeit nur durch die Jahreszeit bedingt, so daß mit ihrer Be- 
hebung im Frühjahr zu rechnen sei. Die Industrie sei in glücklicher Weise seinen 
Wünschen nach Erhöhung der Bautätigkeit und der Produktion nachgekommen. 
Daß man nicht allgemein so optimistisch urteilt, zeigi ein Aufsatz über die Rück- 
wirkung der Aktienspekulation und des Kurseinbruchs auf die Kreditversorgung 
im „Wirtschaftsdienst“ (1930, ı5. Jahrg., H. 9), der aus der Eigenart des ameri- 
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kanischen Bankwesens, dem viel größeren Umfang der Effektenbeleihung im Ver- 
gleich zu der Übung in Deutschland (1922 betrug der Anteil der durch Effekten 
gesicherten Kredite 30°/,, Ende Januar 1930 46°/,, während sich der der 6 Ber- 
liner Großbanken Ende November 1929 auf nicht ganz 6°/, belief) und der dar- 
aus erwachsenden verminderten Liquidität der Banken Züge des amerikanischen 
Geldgeschäfts ableitet, die einem raschen Ausgleich entgegenstehen. Auch der Be- 
richt L. Oberaschers über „Konjunkturprobleme in den Vereinigten Staaten“ 
(Wirtschaftsdienst 1930, H. ıo) bringt. allgemeinere Betrachtungen über die Frage. 

Sehr der Beachtung wert sind die Konzentrationserscheinungen, die sich 
zur Zeit in Verkehrs- und Wirtschaftsorganisationen zwecks Betriebsrationalisierung 
vollziehen. Seit der Kriegszeit, in der die vereinstaatlichen Eisenbahnen 26 Monate 
lang von der Regierung mit sichtlichem Mißerfolg verwaltet wurden und darum 
wieder in private Hände zurückgegeben worden sind, besteht der Plan einer Zu- 
sammenfassung der ı400 Bahnlinien zu wenigen großen Systemen. Er wurde der 
Interstate Commerce Commission übertragen. In der ersten Zeit galt es allerdings 
mehr die Linien zu überwachen und trustartige Zusammenschlüsse zwecks Errich- 
tung von Verkehrsmonopolen zu verhüten. Allein die geringe Wirtschaftlichkeit 
mancher Linien hat schon bald die Notwendigkeit von Fusionen gezeigt und Maß- 
nahmen treffen lassen, die solchen vorgearbeitet haben. Verschmelzungspläne 
wurden zu Beginn der 20er Jahre ausgearbeitet. Allein die Arbeiten gingen, ge- 
hemmt durch die Widersprüche und Meinungsverschiedenheiten der einzelnen Bahn- 
gesellschaften, sehr langsam vor sich und schienen zu keinem Ergebnis zu führen. 
Auch die Bahngesellschaften selbst haben sich an solchen Vorschlägen beteiligt. Der 
jetzt zur Diskussion stehende Plan der Interstate Commerce Commission ist ein Kom- 
promiß zwischen den verschiedenen früher ausgearbeiteten Projekten. Es sind 
ı9 Systeme geplant, von denen ı ı ohne weiteres durch die Eisenbahngesellschaften 
angenommen werden dürften, während die restlichen acht vermutlich starke Ab- 
änderungen erfahren müssen. Auf Grund dieses Konsolidierungsplans werden ver- 
mutlich in den nächsten Jahren ganz beträchtliche Fusionen erfolgen. (In der 
Hauptsache nach einem Bericht der „Frankfurter Zeitung“ vom 25. Januar 1930.) 

Eine Parallelbewegung ist in der „Konzentrationswelle in der amerikanischen 
Ölindustrie“ (Bericht von W. Mautner, Wirtschaftsdienst 1930, H. ı ı) zu erkennen. 
Standard Oil Co of New York und Vacuum Oil, ebenso Prairie Oil and Gas Co 
und Sinlair Consolidated Oil Corp. sollen zwei Riesenkonzerne bilden. „Wie Kar- 
telle so können Konzerne Kinder der Not, aber doch auch des Luxus und des 
Machthungers sein. Mag auch zu Beginn der Konzentrationswelle das Macht- 
sterben Antrieb mit gewesen sein — seit etwa einem halben Jahr wird man die 
Triebfeder vor allem in dem Wunsche zu erblicken haben, sich für schwierigere 
Zeiten namentlich im Verkauf zu rüsten; deshalb will man ausgeglichene Gebilde 
schaffen, um auch im verschärften Wettbewerb bestehen zu können“ (Mautner). 


In dieser Auffassung ist die völlige Parallelität zu den galanten Zusammenschlüssen 
der Eisenbahngesellschaften zu sehen. 
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Wird so von den größten Wirtschaftsorganisationen der Vereinigten Staaten 
Vorsorge geschaffen für Zeiten, in denen sich nicht mehr einfach aus dem Vollen 
schöpfen läßt, so ergeht sich die Masse der Amerikaner doch nur in nicht gerade 
sehr zuversichtlichen Gedanken über die Zukunft und sucht diese aus den 
Betrachtungen über das Gehen und Kommen der Konjunkturen zu lösen. Im 
letzten Jahrzehnt hat die amerikanische Wirtschaft ihren Aufstieg alle 3 Jahre 
durch eine sehr merkliche Depression unterbrochen. Sehr gewagt erscheint es 
aber, aus dieser Regelmäßigkeit auch auf eine weiterhin gültige Regel schließen 
zu wollen. Mit einem kräftigen Wiederaufstieg wird im allgemeinen nicht ge- 
rechnet. Am zuversichtlichsten äußern sich die amtlichen Stellen, weil sie das 
Aufkommen wirtschaftlichen Kleinmuts mit Recht bekämpfen und eine Erschüt- 
terung des Glaubens an die Prosperität Amerikas unter allen Umständen ver- 
hüten wollen. Mit Recht wird man auf die Elastizität der amerikanischen Wirt- 
schaft hinweisen dürfen, ohne aber sagen zu können, wann ein wirklich bedeut- 
sames Hochschwingen der niedergebogenen Wirtschaftskurve eintreten wird. 

Der Londoner Konferenz wird man nach den bisherigen Erfahrungen mit 
keinem allzu großen Optimismus zu folgen brauchen. Wir haben allerdings schon 
von Anfang an geglaubt, diese Einstellung einnehmen zu müssen, als wir im 
Januarheft meinten, „aus der bisherigen gegenseitigen Fühlungnahme der Staaten 
geht hervor, daß man zu einer Einigung über die Proportion des Gefechtswerts 
vermutlich nur in beschränktem Maße kommen werde“. Seit unserem letzten Be- 
richt haben sich die Beratungen im Grunde nicht sehr merklich von der Stelle 
bewegt, auf der sie auch damals schon angekommen waren. Bezeichnenderweise 
hat man schon nach Auswegen gesucht, um wenigstens zu einem einigermaßen 
befriedigenden, wenn auch vielleicht nur Teilabschluß zu kommen. Weder das 
japanische noch das französische Memorandum hat wirklich fruchtbare Anregungen 
für die Bewältigung des Tonnagetransfers gegeben, der kritischsten Frage, bei der 
man angekommen ist. Ungemein deutlich geht aber aus den Erklärungen Frank- 
reichs hervor, daß dieses sich noch gar nicht mit dem Geist der Konferenz ver- 
traut gemacht hat, sondern in einem sehr beträchtlichen Ausmaß bis zu der Tonnen- 
zahl, die ihm zusteht, während des „Flottenfeiertags“ nachbauen will. Auch der 
Rücktritt Tardieus hat eine Verzögerung der Ronferenzberatungen bedingt und 
schließlich zu einer Vertagung geführt, nachdem auch das italienische Memoran- 
dum keinerlei Anregungen gebracht hat. Wenn man auch: in dieser Vertagung 
einen Augenblick ein Scheitern der Konferenz vermutet hat, so mußte man sich 
doch darüber klar sein, daß es zum mindesten für England und Amerika ein 
Lebensbedürfnis ist, zu einem Ausgleich zu kommen. In englischen Kreisen hat 
man in jenem Zeitpunkt gehofft, die Konferenz durch einen Kompromißvorschlag 
zu beleben (24. Februar), allerdings schon am nächsten Tag auch ein tatsächliches 
Zusammenbrechen nicht für ausgeschlossen gehalten und darum an ein Drei- 
Mächteabkommen zwischen Amerika, England und Japan gedacht, das freilich von der 
englischen Delegation selbst als nicht erstrebenswert hingestellt wird. Der Sturz 
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des Kabinetts Chautemps hat eine abermalige Verzögerung ausgelöst, trotzdem die R 
öffentliche Meinung in Amerika ihre starke Anteilnahme an der Konferenz aus- 
gedrückt hat. Dabei haben allerdings die Amerikaner nachdrücklich betont, daß 
sie keinen politischen Pakt und auch keinen Konsultationspakt abschließen wollen. 
Die Wiederaufnahme der Beratungen hat sehr deutlich erwiesen, daß Frankreich 
an keine Abrüstung denkt und von einer Flottenparität mit Italien nichts wissen 
will. Italien könne seine Flotte im Mittelmeer konzentrieren, während Frankreich 
weit zerstreute Besitzungen habe. MacDonald hat sich daraufhin ernstlich, bis 
jetzt aber anscheinend nicht mit Erfolg, bemüht, die Italiener von der Forderung 
der Parität abzubringen, um die Konferenz über diesen toten Punkt zu bringen. 
Beachtlicherweise tritt auch in diesem Zeitpunkt die Union wieder stärker her- 
vor. Ganz entgegen den englischen Erklärungen verlautet aus amtlichen Kreisen 
Amerikas, daß zum mindesten der Dreimächtepakt gesichert sei, nachdem Japan 
sich bereitgefunden habe, mit 60°/, der amerikanischen Großkreuzerflotte und 
70°/, der Tonnage der kleineren Schiffe zufrieden zu sein. Es heißt ferner, Hoover 
sei überzeugt, daß das Ziel der Konferenz doch noch erreicht werde. Auch 
MacDonald hat sich ähnlich ausgesprochen. So schleichen die Beratungen und 
Fühlungnahmen der Konferenz von Woche zu Woche dahin, ohne daß der Weg 
zum Erfolg schon zu sehen ist. Sonderbar, aber doch wieder zu verständlich mutet es 
an, daß die Hauptinteressenten, Amerika und England, keine stärkere Aktivität 
entwickeln. Ihr schon von vornherein gesichertes Übereinkommen läßt das über- 
flüssig erscheinen und ermöglicht ein Abwarten, ob sich auch ein Ausgleich 
zwischen den übrigen Seemächten finden läßt, der allerdings für die der englisch- 
amerikanischen Verständigung, die auch heute schon leicht auf Japan ausgedehnt 
werden kann, eine sehr wünschenswerte Ergänzung wäre. Es scheint darum nicht 
so ganz ausgeschlossen, daß in einem späteren Stadium der Konferenz, um diesen 
Ausgleich doch zu erreichen, ein Druck der großen Seemächte auf die kleineren 
erfolgt, die eine Einigung nicht finden können, weil ihnen die Notwendigkeit der 
Abgleichung noch zu fremd ist. Die Interessen an der Welt schreiben England 
und Amerika eine solche vor, während Frankreich und Italien zu sehr durch ihre 
lokale Rivalität in Europa zu ihrem Verhalten bestimmt werden. So leidet der 
Gang der Konferenz ganz offensichtlich unter den zu verschiedenen Zielsetzungen der 
einzelnen Mächte, von denen die Amerikas und Englands und bis zu gewissem 
Maße auch noch die Japans an der Welt orientiert sind, während sich das Inter- 
esse Frankreichs und Italiens vornehmlich auf Europa bezieht. Das sind Schwierig- 
keiten, die in der Struktur der Seemächte liegen, und die kaum durch gegen- 
seitige abgleichende Abmachungen überwunden werden können. Es sind aber 
auch Schwierigkeiten, die sich aus der allgemein geistigen Orientierung ergeben. 
Der Geist der Zusammenkunft, der einer Abrüstung, ist ihnen allen fremd. Er ist 
vollkommen überwuchert von dem Streben nach machtpolitischen Zielen, die 
naturgemäß zu keiner Verständigung führen können. 

Durch ein Abkommen zwischen der portugiesischen Regierung und einer fran- 
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_ zösischen Luftverkehrsgesellschaft, wonach Portugal das Überfliegen seines Hoheits- 
_ gebiets dieser Gesellschaft im Sinne eines Monopols garantiert, hat Portugal 
 Luftsperren aufgerichtet, die, wenn sie nicht wieder beseitigt werden, nament- 
lich den Flugverkehr über den Atlantischen Ozean zwischen Europa und Nord- 
_ und Südamerika ganz empfindlich behindern werden. Denn bisher haben die zu 
Portugal gehörigen ozeanischen Inseln, die Azoren und die Kapverdischen Inseln, 
weniger Madeira und die kleine Dezertagruppe, als die natürlichen Stützpunkte 
_ des ozeanischen Flugverkehrs gegolten. Ein Verbot des Anfliegens und Überfliegens 
dieser Inseln bedeutete eine außerordentliche Erschwerung und eine hochgradige 
Aufhebung der Freiheit des Luftmeeres über dem Ozean. Wenn auch der ozeanische 
Luftverkehr damit nicht in Frage gestellt wird, so werden ihm mit der Auf- 
richtung solcher Luftsperren doch ernste Hemmungen bereitet, und sein Gefahr- 
_ moment wird wesentlich vergrößert. Es ist im Vergleich mit der dauernd fort- 
sehreitenden Weltverkehrsverflechtung ein Akt, der recht anachronistisch an- 
mutet, weil er an Verkehrsverhältnisse des Mittelalters oder Altertums erinnert. 


GERHARD HERRMANN: 
Weltwirtschaftlicher Bericht 


= Umschwung der Agrarpolitik in Sowjetrußland. — Zum deutsch-polnischen Handelsvertrag. — 
Die Flucht aus dem Silber. — Interessengemeinschaft Hapag-Lloyd. — Die Genfer Zollwaffen- 
, stillstandskonferenz. 


Der Mitte März erfolgte Beschluß der russischen Regierung, in der Agrar- 
politik eine entscheidende Schwenkung im Sinne des rechten Flügels der Partei 
vorzunehmen, ist, wenigstens äußerlich, recht unerwartet gekommen. Hiernach ist 
gegenwärtig nicht das völlig sozialisierte Landkollektiv, die sogenannte Landkom- 
mune, anzustreben, sondern es soll beim landwirtschaftlichen „Artell“ haltge- 
macht werden, wonach nur Landmaschinen, Vieh und Arbeitsgerät vergesellschaftet 
werden. Im Vordergrund hat die Hebung der Getreideproduktion zu stehen. Zwangs- 
kollektivierungen sollen nicht mehr stattfinden und der Verkauf auf offenen 
Märkten wieder gestattet werden. 

In diesem Zusammenhang ist auch die weitere Maßnahme interessant, daß 
Kirchen nicht mehr durch eine Verwaltungsanordnung geschlossen werden sollen, 
sondern nur auf Grund des Verlangens einer stark überwiegenden Mehrheit der 
Bauern. 

Daß dieser grundsätzliche Kurswechsel trotz einer Gefährdung des Prestige von 
den russischen Machthabern nach der radikalen Kollektivisierung in den letzten 
Monaten doch noch vorgenommen wurde, spricht für ihre politische Besinnung. 
Keineswegs aber dürfte dieser Beschluß bei der bekannten Mentalität der russischen 
Führer auf die europäischen Proteste gegen die religiöse Unterdrückung und die 
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Entrechtung der Kulaken, der Großbauern, zurückzuführen sein. Neben der ideo- 


‘ 


logischen Einsicht, daß das Schicksal von Revolutionen auf lange Sicht bisher stets 
durch die Haltung der Landbevölkerung entschieden worden ist und diese durch 
die gewaltsame Zerstörung der religiös-kultischen Formen nie gewonnen werden 


kann, haben wohl betriebstechnische Erwägungen den Ausschlag gegeben. 


Während nämlich bis Mitte 1929 der Kollektivierungsprozeß in der Landwirt- 


schaft verhältnismäßig langsam vor sich gegangen war und nur ca. AMill. ha er- 


faßt wurden, setzten später die bekannten Enteignungsmaßnahmen gegen die 


Kulaken ein, die u. a. die Auswanderung eines großen Teils der Wolgadeutschen 
zur Folge hatten. Infolgedessen schnellte bis Ende Februar die Bodenfläche der 
Kollektive auf nicht weniger als 60 Mill. ha hinauf. Rund die Hälfte aller Bauern- 
wirtschaften war nun kollektiv bewirtschaftet. Diese Entwicklung hat offensicht- 
lich die Kräfte der russischen Wirtschaft weit überschritten, da es nicht möglich 
war, in entsprechendem Maße Geräte und Maschinen zur Verfügung zu stellen. 
Während nämlich prinzipiell die Absicht bestand, die landwirtschaftliche Mecha- 
nisierung möglichst zu forcieren, hat die tatsächliche Entwicklung gerade das um- 
gekehrte Bild gezeigt: Der Arbeitsprozeß in den Kollektivwirtschaften wurde wie 
folgt durch mechanische Kraft vollzogen: 1927 64,2%, 1928 47,2%, 1929 36,1%, 
und Februar/März 1930 ı 1,5%. Diese Betriebsmittelverknappung ist weiter dadurch 
erheblich verschärft worden, daß die Kulaken, bevor sie gezwungenermaßen in 
die Kollektive eintraten, ihr lebendes und totes Inventar verschleuderten und mit 
leeren Händen die Kollektivarbeit begannen. 

Die Kernfrage ist nun die, ob der Kurswechsel noch rechtzeitig gekommen ist, 
denn bereits heute ist es sehr zweifelhaft, ob genügend Saatgetreide und Betriebs- 
mittel zur Verfügung stehen, um die ungeheuer aufgeblähten Kollektive zu be- 
stellen. Die Gefahr einer ungenügenden Ernte ist sehr groß und könnte für den 
Bestand der bolschewistischen Herrschaft von unabsehbaren Folgen sein. 

Am ı7. März ist nun endlich nach jahrelangen Verhandlungen der deutsch- 
polnische Handelsvertrag unterzeichnet worden. Der seit 1925 bestehende 
Zollkrieg hat damit ein Ende erreicht. Während in den ersten Jahren der Ver- 
handlungen, 1925 bis Mitte 1929, die Schwierigkeiten sich ständig vergrößerten 
und eine gemeinsame Basis für die hoffnungslos voneinander abweichenden Stand- 
punkte unmöglich erschien, sogar mehrmals ein Abbruch der Verhandlungen er- 
folgte, scheinen die im vergangenen Jahre erfolgten Personalveränderungen in 
der Leitung eine wesentliche Beschleunigung und schließlich den Abschluß er- 
zielt zu haben. 

Die Beziehungen zu unserem östlichen Nachbar sind von jeher aus politischen 
wie wirtschaftlichen Gründen recht problematischer Natur gewesen. Schalten wir 
die politischen Hintergründe aus und beschränken uns auf die wirtschaftlichen, 
so bleiben genügend Gegensätzlichkeiten übrig, um die Schwierigkeiten der Ver- 
handlungen und den Wert des Erreichten zu würdigen. Gemessen an der realen 
Lage und nicht an den Wunschzielen bestimmter Interessentenkreise kann vor- 
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r ER gesagt werden, daß der Vertrag den Interessen beider Völker gerecht 
4 werden dürfte. > 
- Trotz der betonten Industrialisierun gsbestrebungen der letzten Jahre ist Polen noch 
ein ausgesprochenes Agrarland, das 80°/, seiner Bevölkerung in der Landwirtschaft 
beschäftigt. Es ist daher auf den Export agrarischer Überschüsse und mineralischer 
_ Rohstoffe, hauptsächlich Kohle und Zink, die es nicht entfernt selbst verbrauchen 
kann, angewiesen. Dieses agrarische Exportinteresse läuft nun den Interessen des 
selbst um den Absatz seiner Produkte schwer ringenden Ostens entgegen. Auch die 
deutsche Montanindustrie wehrt sich gegen die drohende polnische Konkurrenz. 
Da aber von polnischer Seite prinzipieller Wert auf den Absatz vor allem von 
Kohle und Schweinen gelegt wurde, mußte im Interesse des deutschen Fertig- 
. fabrikatabsatzes, der steigende Bedeutung gewinnt und 1929 genau die Hälfte 
des Gesamtabsatzes ausmachte, entgegengekommen werden. Als Endlösung ergab 
sich dann die bekannte mittlere Linie, die im einzelnen wie folgt aussieht: Ge- 
währung der unbeschränkten Meistbegünstigung unter Verzicht auf Tarifbin- 
dungen. Deutschland genießt das Recht der freien Handelsvermittlung, d. h. 
Waren, die von einem andern Ursprungsland auf dem See- oder Landweg durch 
Deutschland hindurchgeführt werden, genießen ohne weiteres das Meistbegün- 
stigungsrecht. Durch diese Bestimmung ist es Deutschland möglich, seine geopoli- 
tische Mittlerlage auszunutzen und seinen Transitverkehr zu stärken. Wichtig ist 
endlich die Regelung der Einfuhrkontingente für polnische Schweine und Kohlen. 
© Während Polen hartnäckig 500 000 t Kohlenkontingent forderte, ist es gelungen, 
diese Menge auf monatlich 320 000 t herabzudrücken. Die Aktivität seiner Kohlen- 
bilanz wird Polen allerdings dadurch garantiert, daß sich das Kontingent um die 
Menge der von Deutschland nach Polen exportierten Kohle erhöht. Ferner darf 
Polen jährlich 200 000, später 350 000 Schweine im Jahr nach Deutschland aus- 
führen, die, ohne den offenen Markt zu belasten, direkt an Konservenfabriken 
geliefert werden sollen. Dieses Kontingent beträgt ca. 1— 1?/,°/, des deutschen Schwei- 
nekonsums, dürfte also durchaus tragbar sein. Die Abmachungen über Schiffahrts- 
fragen und Niederlassungsrechte halten sich im Rahmen des Üblichen. 

Von beiden Seiten haben erhebliche Zugeständnisse gemacht werden müssen, 
um dieses Abkommen unter Dach und Fach zu bringen. Wie sinnlos der beide 
Teile nur schädigende Zollkrieg ist, geht am besten aus der Tatsache hervor, daß 
sich die Struktur der beiderseitigen Handelsbeziehungen prinzipiell in den Jahren 
des Zollkrieges nicht verändert hat. Trotz der hohen Kampfzölle steht Deutsch- 
land unter den Lieferanten und Abnehmern Polens an erster Stelle und lieferte 
im vergangenen Jahr 31°/, des polnischen Imports und bezog 27°), des Exports. 
Deutschland genießt für chemische und größtenteils auch elektrotechnische Pro- 
dukte ein tatsächliches Monopol. Auch in den Erzeugnissen der Metallindustrie 
steht es an der Spitze. Umgekehrt bezog Deutschland trotz des Zollkrieges von 
Polen Geflügel, Eier, Futtermittel, in ständig wachsenden Mengen Holz, sowie 
Zink. Es ist kein Zweifel, daß unter den neuen Vertragsverhältnissen die wirt- 
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schaftlichen Beziehungen der beiden trotz aller politischen Gegensätze wirtschaft- 


lich aufeinander angewiesenen Nachbarn eine Intensivierung erfahren werden, die 
um so mehr zu begrüßen ist, als die ost- und südosteuropäischen Märkte die ein- 
zigen sind, auf denen Deutschland aus geopolitischen Gründen eine Vormacht- 
stellung einnimmt. Die in diesen Tagen erfolgte Gründung einer deutsch-pol- 
nischen Handelskammer in Breslau hat daher besonderes Interesse. — 

Wichtige Strukturwandlungen auf dem Gebiete der Währungsmetalle haben sich 
in den letzten Jahren vollzogen, auf die im Zusammenhang mit mehreren Maß- 
nahmen der letzten Monate hier hingewiesen sei. Die Rolle des Silbers als Wäh- 
rungsgrundlage ist nun endgültig ausgespielt. Nachdem um 1920 der Silberpreis 
einen Rekordstand von fast 10: ı gegenüber dem Gold erreicht hatte, ist seitdem 
ein unaufhaltsamer Sturz des Silberpreises eingetreten, der in diesen Tagen die 
Relation bis auf etwa 45: ı herabdrückte. Verursacht wurde diese Entwicklung in 
der Hauptsache durch die starke Steigerung der Weltsilberproduktion, die nicht 
vermindert werden konnte, da fast 80°/, der Gesamtproduktion als Nebenprodukt 
bei der Verhüttung von Blei, Zink und Kupfer gewonnen wurde, demgegenüber 
die reinen Silberminen in Mexiko und Peru stark an Bedeutung verloren. 

Um den daraus sich ergebenden ständigen Wertverlusten zu entgehen, ver- 
schlossen sich die bisher auf Silber basierten asiatischen Staaten diesem Metall. 
Nachdem schon vor einigen Jahren Britisch-Indien den Gold Exchange Standard 
eingeführt hatte und auch in Indochina der Piaster in eine feste Beziehung zum 
französischen Franken gebracht worden war, hat nun vor einigen Wochen das 
persische Parlament ein Silbereinfuhrverbot erlassen und schließlich auch China 
die Erhebung der Einfuhrzölle auf Goldbasis mit Wirkung ab ı. Februar dieses 
Jahres beschlossen. Diese Maßnahme ist gleichzeitig als erster Schritt zum end- 
gültigen Übergang zur Goldwährung gedacht, die, wie verlautet, bereits zum ı. Juli 
dieses Jahres eingeführt werden soll. Obwohl man angesichts der finanziellen 
Schwäche Chinas stark bezweifeln muß, ob diese Umstellung so bald erfolgen 
kann, ist sie doch nur eine Frage der Zeit. Über die rein währungstechnische Be- 
deutung hinaus ist damit eine ständige Gefahrenquelle im Wirtschaftsverkehr mit 
dem Fernen Osten beseitigt. Auf Goldwährung gestützt, würde China einen be- 
deutend engeren Konnex mit dem abendländischen Wirtschafts- und Kreditsystem 
erlangen und einen wichtigen Schritt zur erstrebten Verwestlichung seiner Wirt- 
schaftsformen tun. 

Im Zusammenhang mit der Erringung des Blauen Bandes durch die „Europa“ 
verdient die am 25. März bekanntgegebene Interessengemeinschaft zwi- 
schen Hapag und Norddeutschem Lloyd, die wohl nur aus formalen und 
Prestigegründen nicht zu einer Vollfusion geführt hat, besondere Beachtung. Der 
fünfzigjährige Vertrag sieht Personalunion der Vorstände, Gemeinschaftsbetrieb 
sämtlicher Linien, gemeinsame Verrechnung (Poolung) der Gewinne, Bilanzierung 
auf gleicher Grundlage sowie gemeinsame Propaganda vor. Diese nach jahrelangen 
Verhandlungen und vielen Dementis nun doch zustande gekommene Einigung 
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der beiden Großreedereien, die zusammen annähernd 60°/, der deutschen Tonnage 
umfassen, ist vom volkswirtschaftlichen Standpunkt sehr zu begrüßen, da die 
bisherige Kräftezersplitterung im gegenseitigen Konkurrenzkampf vermieden wird. 
Die Stellung der deutschen Seeschiffahrt gegenüber den englischen Reedereien, 
die ja wohl bald zum Gegenschlag ausholen werden, um das Blaue Band zurück- 
zuerobern, wird hierdurch gestärkt, besonders im Nordatlantik. Die durch die 
_ Betriebsrationalisierung und Linienzusammenlegung freigesetzte Tonnage dürfte, 
da das von deutschen Häfen ausgehende Netz wieder voll ausgebaut ist, im Ver- 
kehr zwischen fremden Häfen (New York—Mittelmeer, zwischen ostasiatischen 
Häfen, von Nord- nach Südamerika) Verwendung finden. Damit wäre dann der 
Schlußstein im Wiederaufbau des vor dem Kriege betriebenen Verkehrsnetzes gesetzt. 
Gleichzeitig könnte die heute bereits bestehende Arbeitsteilung zwischen Ham- 
burg als Fracht- und Bremen als Passagehafen noch tiefer ausgestaltet werden. 
Denn bei aller Anerkennung der Bemühungen Bremens, seine Position als Fracht- 
hafen zu stärken, darf doch nicht vergessen werden, daß der hamburgische Ver- 
kehr dreifach größer ist als an der Weser, weil das Hinterland des Elbehafens 
viel weiter ausgreift, während das bremische Hinterland einmal von Hambursg, 
zum andern von den holländisch-belgischen Häfen eingeengt wird und die Weser 
selbst als Zubringer nur eine untergeordnete Rolle spielt. Diese Momente würden 


bei der Betonung Bremens als Passagehafen natürlich nur eine ganz untergeordnete 
- Rolle spielen, um so mehr als der großzügige, mit einem Aufwand von ca. 60 Mil- 
lionen Mark vorgenommene Schleusenausbau in Bremerhaven, der im Herbst 1931 
“ in Betrieb genommen werden soll, die denkbar besten Voraussetzungen für schnellste 
Abwicklung des Passagierverkehrs bietet. 

Über die Ende März zu Ende gegangene Zollwaffenstillstandskonferenz 
braucht hier nur so viel gesagt zu werden, daß die auf sie gesetzten Erwartungen 
in keiner Weise erfüllt worden sind. Nachdem es sich, nicht zuletzt infolge un- 
genügender Vorbereitung, herausgestellt hatte, daß. ein Zollwaffenstillstand in der 
ursprünglich geplanten Form infolge politischer Hemmungen nicht möglich war, 
gelang es nach langem Hin und Her, wobei mehr als einmal die ganze Konferenz 
aufzufliegen drohte, ein Handelsabkommen abzuschließen, wonach sich die unter- 
zeichnenden Staaten unter gewissen Vorbehalten verpflichteten, grundsätzlich die 
bereits bestehenden Handelsverträge um ein Jahr zu verlängern und bei Nicht- 
kündigung von Halbjahr zu Halbjahr auszudehnen. Bisher haben elf Staaten, 
darunter die europäischen Großmächte, unterzeichnet. Es darf sehr bezweifelt 
werden, ob es nötig war, hierzu den umständlichen und kostspieligen Apparat 
einer internationalen Konferenz großen Stils in Szene zu setzen. Der Hauptwert 
dieses Abkommens dürfte weniger im Tatsächlichen als im Symptomatischen liegen, 
da es — abgesehen von dem noch unbedeutenderen Abkommen zur Beseitigung 
der Ein- und Ausfuhrverbote — der erste Schritt zu internationaler zollpolitischer 
Bindung ist. Vielleicht, daß man auf dieser Basis weiterschreitend eines Tages 
doch zum Abschluß eines internationalen Zollwaffenstillstandes gelangt. 
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Prognose der Weltpolitik 


Die Probe in London 


Es ist heute noch nicht abzusehen, ob sich die Londoner Konferenz vertagen 
wird, ob man nicht doch noch irgendein Scheinergebnis findet, mit dem man 
ihren völligen Mißerfolg zudecken wird, oder ob sie tatsächlich mit einem Krach 
auffliegt. Zur Stunde haben die Franzosen London verlassen. Die Japaner haben 
die amerikanisch-japanische Abmachung abgelehnt. Die Italiener vertreten ihre 
Forderungen gegenüber Frankreich unverändert starr wie am ersten Tag. Und 
Macdonalds verzweifelte Vermittlungsversuche sind restlos gescheitert. 

Der Ausgang der Londoner Konferenz ist noch nicht abzusehen, ihr Ergebnis 
steht jedoch bereits fest. Während dieser Konferenz sind eine Reihe wichtiger po- 
litischer Entscheidungen gefallen, die eine Prognose für den Verlauf der zukünfti- 
gen Weltpolitik ermöglichen. Wir Deutsche sehen diese Weltpolitik naturgemäß 
sehr stark unter dem Gesichtswinkel unserer eigenen Interessen. Deshalb schien 
uns Weltpolitik zu sein, was sich in den letzten neun Monaten um die Pariser 
und die beiden Haager Konferenzen konzentrierte, während wir mit der Londoner 
Konferenz weniger anfangen konnten. Dieser Aspekt ist falsch. Die letzten Repa- 
rationsverhandlungen gehörten nur teilweise und recht bedingt in die Weltpolitik 
herein. Das Reparationsproblem besitzt, wie es Winschuh hier in der vorigen 
Nummer klar betont hat, eine innere Gesetzmäßigkeit, eine vorgeschriebene Route, 
von der es nur wenig Abweichungen gibt. Solange der Boden in Amerika für eine 
Revision noch nicht reif ist, schaltet die Politik vorläufig aus der Schulden- und 
Reparationsfrage aus. Paris und die beiden Haager Konferenzen reichten in die 
Weltpolitik nur insofern herauf, als sie im Südosten und Osten Europas neue Ent- 
wicklungen schufen. Und diese Ergebnisse rangierten im Verlaufe der drei Kon- 
ferenzen eigentlich nur so nebenbei. Das endgültige Ergebnis der letzten Haager 
Konferenz geht die Hochfinanz und die Bankiers an, weniger aber die Weltpolitik. 

So entwickelte sich die eigenartige Situation, daß sich die deutsche Außenpolitik 
völlig auf den Haag und die Reparationsfrage konzentrierte, während die anderen 
Mächte sich auf die Londoner Verhandlungen vorbereiteten. Daraus ergab sich zeit- 
weise ein schiefes Bild. Deutschland begegnete öfter sehr plötzlich einer Einheits- 
front der anderen Mächte, vor der es nachgeben mußte. Während diese Einheits- 
front im Grunde nichts anderes war, als die Vorsicht, sich vor der Londoner 
Konferenz keine Blößen zu geben, und hier in der Reparationsfrage, deren Weg 
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37 ja ohnedies vorgezeichnet war, noch einmal eine Abschiedsvorstellung der Einig- 
keit zu geben. An dieser Konstellation sind auch manche Hoffnungen gescheitert, 


die man von gewisser deutscher Seite auf Morgan setzte. Es ist sicher, daß Morgan 


% 


8 


manches politische Beiwerk der Haager Abmachungen nicht billigte und daß er 


aus diesem Grunde den Widerstand Deutschlands nicht ungerne sah. Aber auch 


er hat vor der Weltpolitik die Segel streichen und sich still verhalten müssen, um 
die Londoner Plattform nicht vorzubelasten. An dieser Situation sind letzten Endes 
die Vorstöße des früheren deutschen Reichsbankpräsidenten Schacht und schließlich 
auch er selber gescheitert. 

Die Weltpolitik begann erst wieder in London. Der Haag umfaßte nur ein spe- 
zielles Detailproblem, dessen Regelung in großen Umrissen bereits festlag, bevor 
die Sachverständigen zum erstenmal in Paris zusammenkamen. Die Londoner 
Konferenz aber barg deshalb so viel Spannungen in sich, weil sie gewissermaßen 
zum erstenmal wieder seit längerer Zeit eine weltpolitische Gelegenheit schuf, bei 
der man feststellen konnte, ob und wieweit sich die Grundlagen der Weltpolitik 
inzwischen geändert oder verschoben hatten. Unmittelbaren Anlaß zu dieser Frage- 
stellung gab das englisch-amerikanische Fiottenabkommen anläßlich des Besuches 
MacDonalds bei Hoover im Oktober vorigen Jahres. Seit diesem Besuch und der 
damit verbundenen direkten Annäherung beider Länder spukte der Begriff der 
„angelsächsischen Front“ durch die Weltpolitik. Und zwar aus der richtigen Er- 
kenntnis heraus, daß die Flottenfrage zwischen beiden Ländern niemals primärer, 
sondern nur sekundärer Natur sein konnte. Das Primäre blieb die politische und 
wirtschaftliche Annäherung beider Staaten. Und man folgerte mit Recht: wenn der 
Flottenausgleich zwischen beiden tatsächlich zustandegekommen ist, dann handelt 
es sich um einen Generalausgleich zwischen beiden Rivalen, der die nächsten Jahr- 
zehnte der Weltpolitik beherrschen wird. 

Hieraus erwuchsen der Rangordnung nach folgende Fragen, deren Beantwortung 
man von den Verhandlungen in London erwartete: 

ı. Handelt es sich wirklich um einen englisch-amerikanischen Generalausgleich, 
d. h. wird die angelsächsische Front in London zusammenhalten, oder wird nicht 
der Widerstand der anderen Mächte diese Front wieder aufspalten? 

2. Wie wird sich das englisch-französische Verhältnis angesichts dieser Front 
Washington—London gestalten? Wird sich Frankreich in diese Front einschieben, 
wird es diese Front aufspalten und England wieder zu sich herüberziehen, oder 
aber wird es London isoliert verlassen? 

3. Welche Haltung wird Japan der angelsächsischen Einigung gegenüber ein- 
nehmen? Wird es einem Dreimächtepakt beitreten, wird es versuchen, in Gemein- 
schaft mit Frankreich gegen die in Washington beschlossenen Richtlinien der 
Flottenrüstungen Sturm zu laufen, oder aber wird es sich ebenfalls isoliert zurück- 
ziehen? 

4. Was wird Italien in London erreichen? Wird es sich der angelsächsischen 
Front anschließen, wird es die Gefahren dieser Front für Frankreich benutzen, 
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um die Franzosen zu Zugeständnissen zu zwingen und einen franko-italienischen 
Ausgleich herbeizuführen, oder wird es die Konferenz ebenfalls unverrichteter 
Dinge verlassen? 

Alle diese Fragen sind bereits in London entschieden worden. Die englisch- 
amerikanische Freundschaft hat alle Belastungen siegreich bestanden. Und das 
war nicht leicht, denn MacDonald war sehr oft gezwungen, die Amerikaner allein 
zu lassen, um die Franzosen bei der Stange zu halten. Dadurch ist der amerika- 
nischen Delegation immer dann die Aufgabe zugefallen, „nein“ zu sagen, wenn 
es die Engländer mit Rücksicht auf die alte englisch-französische Freundschaft für 
richtiger hielten, sich in die zweite Linie zu begeben und zu schweigen. 

Die Franzosen verfolgten in London zuerst die Taktik, sich in die angelsäch- 
sische Front einzuschieben und den alten, bereits in Versailles projektierten und 
später von Amerika abgelehnten Pakt zu Dreien wieder aufleben zu lassen. Sie 
forderten für die Herabsetzung ihrer Flottenpläne Garantien. Und sie propagierten 
eine Erweiterung des Kelloggpaktes, um auf diesem Wege eine entschiedenere 
englisch-amerikanische Garantieverpflichtung für Frankreich zu erzwingen. Es gibt 
eigentlich in der großen Politik wenig neue Tendenzen. Von Versailles bis zum 
Jahre ı922 laufen die Bemühungen der französischen Politik um die ameri- 
kanische Garantie. Briand griff sie in den Vorverhandlungen zum Kelloggpakt 
wieder auf. Tardieu präsentierte sie wieder in London. Das Resultat blieb das 
gleiche. Vierzehn Tage lang beherrschten die Franzosen das Feld und über- 
rumpelten die Angelsachsen durch den wohlüberlegten Elan, mit dem sie vorgingen. 
MacDonald suchte liebenswürdig auszuweichen. Stimson saß kühl im Hintergrund 
und beobachtete. Fast schien es so, als sollte Tardieu das Unmögliche gelingen. 
Da kam der Gegenschlag. Die Engländer und Amerikaner veröffentlichten, als 
sie in die Enge getrieben wurden, ihre beiden Flottenmemoranden, aus deren 
Gleichheit hervorging, daß sich beide Mächte restlos einig waren. Die Veröffent- 
lichung war zugleich als Demonstration der angelsächsischen Übereinstimmung 
gedacht, um jeden Zweifel an der Haltbarkeit der Freundschaft zwischen Washington 
und London zu beseitigen. Gleichzeitig machte die englische Presse mobil und die 
Franzosen erhielten die Absage beider Mächte auf eine Gewährung neuer Garantien. 

Damit war eigentlich die wichtigste Entscheidung auf dieser Konferenz bereits 
gefallen: die angelsächsische Front hatte sich behauptet und Frankreich war es 
nicht gelungen, sich einzuschieben. Nach dieser Demonstration der angelsäch- 
sischen Zusammenarbeit wurde_die Stellung MacDonalds prekär, denn nunmehr 
konzentrierten sich die Bemühungen der Franzosen lediglich auf England, und 
jetzt wurden die englisch-französischen Beziehungen zur Debatte gestellt. Frank- 
reich verschanzte sich hinter sein Rüstungsprogramm von 725000 t, das für die 
Engländer untragbar ist, weil es den Zwei-Mächte-Standard gegenüber Europa 
durchbrechen würde und drohte mit völligem Rückzug von London. MacDonald, 
der den Londoner Erfolg aus innenpolitischen Rücksichten braucht, gab sich die 
größte Mühe, neue Kompromißmöglichkeiten zu schaffen. Alle Fragen wurden 
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_ von neuem durchgekaut, die Garantiefrage, die Landreserven und die Forderungen 
B Italiens, ohne daß sich schließlich die Abreise der französischen Minister auf- 
2 halten ließ. In den Tagen dieser letzten Bemühungen wurde die englisch-franzö- 
_ sische Entfremdung deutlich, der angelsächsische Block vertrug sich nicht mit 
einer englisch-französischen Entente. 
Es ist möglich, daß diese Entwicklung auch auf die Haltung der Japaner Ein- 
fluß gehabt hat und daß die Absage des Tokioter Kabinetts an die in London be- 
_ reits formulierte amerikanisch-japanische Einigung auf französischen Einfluß hin 
erfolgte. Immerhin liegt die japanische Frage vorläufig etwas abseits. Sie spielt 
auf einem anderen Brett der großen Politik und wird für die nächste Zukunft 
kaum akut werden. 

Die Haltung Italiens war in London nur folgerichtig. Es mußte abwarten, was 
sich entwickelte. Es stand zwischen der angelsächsischen Front und Frankreich. 
Es konnte sich den Angelsachsen anschließen, wenn es Vorteile davon hatte, und 
es konnte den Franzosen beispringen, wenn sie dafür zahlten. Frankreich hat auch 
in London die italienischen Forderungen nicht erfüllen können, ein franko-italie- 
nischer Ausgleich scheiterte. Doch geht Italien mit einem für die Zukunft recht 
beträchtlichen Erfolg von London fort. Seine Stellung ist gestärkt, und es hat 
nach wie vor freie Hand für die zukünftige politische Entwicklung in Europa. 

Das politische Ergebnis der Londoner Konferenz ist also: die Bestätigung der 
angelsächsischen Freundschaft, die eine Entfremdung zwischen London und Paris 
zur Folge hatte. Die französische Politik gerät durch diesen Umschwung in die 
Isolierung. Sie wird auf den Kontinent zurückgeworfen. Und sie steht zwischen 
zwei Mächten, Italien und Deutschland, in denen die evolutionären und revisio- 
nistischen Tendenzen sich in der Zukunft stärker herausbilden und zu ganz 
bestimmten Forderungen führen werden. Der Umschwung gegenüber der Chamber- 
lain-Epoche der europäischen Politik, die von der Entente London—Paris beherrscht 
wurde, ist so eklatant, daß man ihn gar nicht hoch genug einschätzen kann. 


Der angelsächsische Block 


Bevor man die Folgen dieser Umwälzung für die europäische Politik betrachtet, 
ist es notwendig, noch einen Blick auf die Möglichkeiten der angelsächsischen 
Zusammenarbeit zu werfen. Die Einigung betreffs der beiderseitigen Flotten ist 
wohl insofern bedeutsam, als sie ein Wettrüsten verhindert, aber sie trifft den 
politischen, wirtschaftlichen und psychologischen Kern dieses Verhältnisses nicht. 
Psychologisch wichtig ist der Verzicht Englands auf die Vorherrschaft zur See und 
die Anerkennung der Parität mit Amerika. Das ist in Anbetracht der englischen 
Mentalität ein Entschluß, der eminent politisch ist. Aber selbst die psychologische 
und rüstungstechnische Einigung ist nicht ausschlaggebend, und vor allem keine 
Gewähr für den Bestand dieser Freundschaft, wenn sie nicht durch eine wirt- 
schaftliche Einigung, d.h. durch eine Aufteilung der Weltmärkte ergänzt wird. 
Amerika steht unmittelbar vor einer großen Exportoffensive. Wird es dabei nicht 
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auf die englische Konkurrenz stoßen und werden die Gegensätze nicht auf diesem 


Gebiet von neuem aufbrechen und den Angelsachsenblock auseinandersprengen? 

Gerade jetzt ist ein neuer amerikanisch-russischer Lieferungsvertrag zwischen 
dem russischen Naphtasyndikat und der Standard Oil abgeschlossen worden, der 
sich gegen den Royal Dutch Shell richtet und den Ölkampf auf dem indischen 
Markt wieder aufflackern lassen wird. Wird die Einigung in der Flottenfrage 
durch die wirtschaftlichen Gegensätze wieder in Frage gestellt werden? Es ist 
interessant, wie die Amerikaner diese Dinge sehen. Der bekannte amerikanische 


Journalist Ludwell Denny behandelte diese Frage vor zwei Jahren in seinem Buch 


„We fight for Oil“ folgendermaßen: „Krieg ist möglich. Krieg ist wahrscheinlich 
— sofern nicht die zwei Reiche trachten, durch beiderseitige Opfer ihre vielen sich 
kreuzenden Interessen auszugleichen. Das würde Teilung der Rohstoffe und Märkte, 
sowie Teilung der Herrschaft zur See ohne Verletzung der Rechte schwächerer 
Nationen in sich schließen.“ 


Denny ist skeptisch, aber er schließt die Möglichkeit eines Ausgleiches nicht 


aus: „Es gibt in beiden Ländern einflußreiche Persönlichkeiten, die ein Kom- 
promiß anstreben. Das amerikanische Flottenprogramm, das amerikanische Ein- 
dringen in eine immer größere Anzahl von britischen Märkten und die wachsende 
Beherrschung des Weltkredites durch Amerika werden sogar britische Draufgänger 
veranlassen, stürmisch nach einem Kompromiß zu verlangen. Andrerseits wird der 
Umstand, daß Großbritannien drei Viertel der Erdölreserven der Welt besitzt, daß 
es fast ein Monopol für Gummi und andere wichtige Rohmaterialien innehat, 
und die Einsicht, daß ein volkswirtschaftlich und finanziell orientiertes Reich wie 
das unsrige mehr durch einen produktiven Frieden, als durch einen zerstörenden 
Krieg gewinnen kann — dies alles wird amerikanische Imperialisten davon über- 
zeugen, daß ein Kompromiß die bessere Lösung ist.“ 

„Jede Geneigtheit zu einem Kompromiß würde im Effekt ein anglo-ameri- 
kanisches volkswirtschaftliches und politisches Bündnis bedeuten, selbst wenn es 
nur ein teilweises ist. Es würde wahrscheinlich folgendes enthalten: Angleichung 
in der Flottenstärke und gemeinsame Beherrschung der Meere; freie Hand in 
politischer Hinsicht für Großbritannien in seinen Kolonien und Interessensphären 
als Austausch für freie Hand für die Vereinigten Staaten im lateinischen Amerika, 
wobei Großbritannien schließlich auf Britisch-Honduras und Jamaika Verzicht 
leisten und unverzüglich mit der Jagd nach Konzessionen in Panama, Kolumbien 
und den anderen Gebieten, die den Panamakanal beherrschen, aufhören müßte; 
Englands Bereitwilligkeit, die Aufteilung Chinas nicht zu fördern und dort keine 
besonderen Handelsvorteile zu suchen; das Verbleiben der Philippinen bei den 
Vereinigten Staaten und zu diesem Zweck Verhinderung Japanischer Ausbreitung 
oder weiterer nationaler Aufstände im fernen Südosten und Indien; Herabsetzung 
der hohen Zolltarife für britische,Waren seitens der Vereinigten Staaten, sowie 
Beschleunigung der Löschung der Kriegsschuld; beide Regierungen müßten die 
Politik der offenen Tür bezüglich der Rohmaterialien in ihren Gebieten und In- 
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ge  teressensphären treiben, wovon nur strategisch wichtige Plätze, wie Panama und 
. Suez ausgenommen wären; es müßten Erleichterungen bezüglich der bestehenden 
2 Verordnungen betreffend Einschränkung der britischen Handelsschiffahrt an der 
. amerikanischen Küste geschaffen werden; Freiheit für jeden Angehörigen der 
beiden Reiche, internationale Handelsbeziehungen zu schaffen; Änderung der 
Politik Großbritanniens, die dahin geht, Amerika vom Eigentum an erdölhaltigen 
Gebieten auszuschalten, und eine gleichmäßig verteilte Ausbeutung neuer aus- 
ländischer Felder durch englische und amerikanische Erdölgesellschaften.* 

„Der Abschluß eines derartigen vollständigen volkswirtschaftlichen und poli- 
tischen Bündnisses ist aber praktisch nicht durchführbar, zumindest nicht mit 
einem Schlag. Aber die beiden Regierungen könnten die Wege zum Abschluß 

‘ eines inoffiziellen, unvollständigen Übereinkommens suchen, daß nur jene Punkte 
enthalten würde, die jetzt Anlaß zur stärksten Reibung geben, und zwar Fragen 
der Schiffahrt, des Verkehrswesens und der Rivalität in Erdölfragen: durch ein 
solches Übereinkommen könnte der sonst schließlich doch unvermeidliche Krieg 
verhindert werden.“ 

„Die Möglichkeit eines anglo-amerikanischen Blocks wurde schon seit langem 
seitens der romanischen und orientalischen Völker vorausgesehen und gefürchtet. 
Sie fürchten, daß dieses Bündnis der beiden Weltreiche mit seiner ungeheuren 
Konzentration von volkswirtschaftlicher und politischer Macht die Welt in größerem 

“ Maße beherrschen würde, als es je durch eine kirchliche oder weltliche Macht der 

— Fall war. Sei es nun zum Guten oder zum Bösen; es ist möglich, daß das nieder- 
gehende Reich als Preis für sein Fortbestehen Vereinbarungen mit dem aufstreben- 
den Reich trifft, bevor der anglo-amerikanische wirtschaftliche Konflikt in einen 
tatsächlichen Krieg ausartet.“ 

Die Darstellung Dennys wird in seinem neuesten Buch: „Amerika erobert Eng- 
land“ fortgesetzt, in dem er schreibt: „Ein Krieg zwischen Amerika und England 
ist wahrscheinlicher als ein Krieg zwischen Amerika und irgendeiner anderen 
Macht. Die Verwandtschaft von Amerikanern und Briten bewirkt viel eher Span- 
nungen als Freundschaft. In der modernen Welt ist kein Raum für zwei Welt- 
reiche von der Größe und Raublust Amerikas und Englands. Entweder erkennt 
England in Frieden Amerikas Suprematie an, oder diese Suprematie wird in 
blutigen Schlachten durchgesetzt werden.“ 

Das ist die Stimmung der amerikanischen Imperialisten. Sie ist bereits zum Teil 
durch die Flotteneinigung zwischen beiden Mächten widerlegt worden. Die Darstel- 
lung Dennys arbeitet aber die Größe und Vielfalt der zwischen beiden Ländern vor- 
handenen Konflikte gut heraus. Und deshalb kann man, wenn man von angelsäch- 
sischem Block spricht, darunter nichts anderes verstehen als eine Politik, die während 
der nächsten Jahrzehnte bestrebt sein wird, alle auftauchenden und sich zuspitzen- 
den Gegensätze zwischen beiden Staaten nach und nach in freundschaftlichem Sinne 
zu erörtern und zu regeln. Das Primäre und Grundlegende ist in jenem Memo- 
randum enthalten, das von Hoover und MacDonald herausgegeben wurde und 
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in dem es heißt: „Beide Regierungen erklären nicht nur, daß der Krieg zwischen 
ihnen undenkbar ist, sondern daß Mißtrauen und Argwohn, die aus Zweifeln und 
Furcht entstehen, und vielleicht vor Abschluß des Friedenspaktes gerechtfertigt 
‚waren, nunmehr aufhören müssen, die nationale Politik zu beeinflussen. In der 
Annahme, daß der Krieg zwischen uns unmöglich und daß Konflikte zwischen 
unseren militärischen und Marinekräften nicht Platz greifen können, haben diese 
Fragen ihren Sinn verändert, und ihre Lösung in beiden Ländern befriedigender- 
weise ist möglich geworden.“ * 

Für die Weltpolitik bedeutet das, daß sich wahrscheinlich kurz nach der Lon- 
doner Konferenz eine Aussprache zwischen beiden Ländern über spezielle und 
akute Probleme anspinnen wird. In erster Linie über Südamerika, wo der Dollar 
siegreich im Vordringen ist und das Pfund teilweise zurücktreten muß. So un- 
wahrscheinlich ein anglo-amerikanischer Ausgleich auf den Weltmärkten denen 
erscheinen mag, die die aufdringliche Tendenz der Handelsbilanzen kennen, so 
nahe liegt er, wenn man die politische Einsicht beider Mächte in Rechnung stellt. 


Die nächste Politik Englands 


Bevor man die Wirkungen dieser angelsächsischen Zusammenarbeit auf Europa, 
speziell Frankreich, untersucht, muß man sich über die nächste Entwicklung in 
England klar werden. MacDonald und das Arbeiterkabinett sind zwangsläufig in 
diesen Ausgleich mit Amerika hineingetrieben worden. Die Verhandlungen mit 
Washington waren ja nicht das Verdienst MacDonalds oder Hendersons, sondern 
die Vorbereitungen dazu sind noch unter der Regierung Baldwin getroffen und 
abgeschlossen worden. MacDonald fand gewissermaßen einen gepflasterten Weg vor, 
als er die Regierung übernahm. Auch die Stimmung in England selbst, die auf 
einen Ausgleich mit Amerika und eine Entfernung von der Seite Frankreichs 
drängte, war nicht an irgendeine Partei gebunden, sondern sie war allgemein vor- 
handen und drängte zu Taten. MacDonald ging diesen Weg nach Washington nur 
mit größerem Elan, weil er die Stoßkraft der neuen Regierung ins rechte Licht 
setzen wollte. Genau, wie die Engländer in Genf und im Haag betont zum Fenster 
heraus sprachen. Denn für das zweite Arbeiterkabinett ging es um die Existenz- 
frage, ob das kommende dritte Kabinett MacDonald die obsolute Mehrheit erringen 
und damit die Basis gewinnen würde, einmal vier Jahre ohne Störung arbeiten zu 
können. Hierzu mußte die Außenpolitik herhalten, da die Wirtschafts- und Innen- 
politik wenig Gelegenheit boten; mühelos Lorbeeren zu sammeln. 

MacDonald hat sich aus diesen Gründen allerdings etwas unvorsichtig auf den 
neuen Weg gewagt. Er legte das Schwergewicht seiner Politik auf Washington und die 
Reise nach Amerika und vernachlässigte die Wirkungen, die dieser Schritt bei den 
anderen Mächten auslösen mußte. Die Rücksicht auf Frankreich z. B. hätte be- 
dingt, daß man diesen Weg nur vorsichtig und nach und nach hätte gehen dürfen 
bei gleichzeitigen Komplimenten und Freundschaftsadressen an Paris. MacDonald 
unterschätzte die Schwierigkeiten, die gerade von den anderen Mächten entstehen 
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konnten und verließ sich auf sein Glück. Diese Nachlässigkeit hat ihn um den 
Erfolg der Londoner Flottenkonferenz gebracht. Er hat die direkten Folgen der 
angelsächsischen Annäherung schärfer zutage treten lassen, als es sonst ohne Zweifel 
geschehen wäre. 

Man hat den Eindruck, daß es MacDonald erst auf der Londoner Konferenz 
klar geworden ist, was eigentlich eine englisch-amerikanische Annäherung für 

die europäische Politik, speziell für das englisch-französische Verhältnis, bedeutete. 

Daß die Beseitigung des englisch-amerikanischen Gegensatzes den englisch-fran- 

zösischen automatisch verschärfen mußte. Die englische Politik sah sich deshalb 

plötzlich zwischen zwei Stühlen. Sie stand zwischen Amerika und Frankreich und 
wollte keinen aufgeben, konnte keinen aufgeben, da MacDonald aus innenpolitischen 

Gründen unbedingt einen Erfolg dieser Konferenz brauchte. Deshalb die verzwei- 

felten Versuche der englischen Politik, das Unmögliche möglich zu machen und 
ein Abrüstungsabkommen zwischen den fünf Mächten zustande zu bringen. Der 
Verlauf der Konferenz hat diese Hoffnungen zerschlagen. Die Londoner Konferenz 
hat mehr politische Gegensätze geschaffen, als vorher vorhanden waren. Sie hat 
das Gesetz des Handelns vor allem der Arbeiterpartei wieder genommen und es 
der Opposition übertragen. MacDonald ist damit lediglich zum Werkzeug, nicht zum 
Führer einer großen englischen Entwicklung geworden, er wird so lange handeln 
können, so lange es ihm die Opposition gestattet. 

Wie lange wird das sein? Länger, als es nach dem Verlauf der Londoner Kon- 
ferenz aussehen mag. Die nächsten Jahre englischer Politik sind ziemlich genau 
, vorgezeichnet und die Opposition kann sich den Zeitpunkt aussuchen, an dem sie 

eine Einschaltung für produktiv hält. Er ist vorläufig noch nicht gekommen. Die 

kommenden Verhandlungen sind sämtlich sehr schwierig und versprechen keine 
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sensationellen Erfolge. Man wird es MacDonald überlassen, die nächsten Verhand- 
lungen mit Amerika ins reine zu bringen. Man wird ihm die Applanierung des 
englisch-französischen Verhältnisses übertragen. Und man wird ihm — neben den 
schwierigen innenpolitischen und wirtschaftspolitischen Fragen — vor allem die 
Erledigung der indischen und ägyptischen Frage überlassen. Hierbei sind keine 
Rosen zu gewinnen. Deshalb ist die Parole der Neuwahlen im Juni, die im Augen- 
blick die englische Presse beschäftigt, recht ungewiß und nicht sehr wahrscheinlich. 
Die Umstellung der englischen Politik ist jedoch überhaupt auf einen größeren 
Zeitraum berechnet. Neben Deutschland und Österreich ist heute England dasjenige 
Land, das am weitesten innerlich in Bewegung geraten und mit sich beschäftigt ist. 
Es hat überall zu liquidieren und umzustellen und sich deshalb vorläufig lahm- 
gelegt, jedenfalls ist es nicht zu aktiver, zielsicherer Politik fähig. Daraus resul- 
tiert, daß die englische Außenpolitik vorläufig nicht jene Konsequenzen ziehen 
wird, die sich aus seiner Annäherung an Amerika weltpolitisch ergeben. Am wich- 
tigsten hierfür ist: seine Stellung zu Europa. 
In dem Hoover-MacDonald-Memorandum findet sich der interessante Satz: „Die 
Rolle, die unsere beiden Regierungen bei der Forderung des Weltfriedens spielen, 
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wird verschieden sein, da die eine sich nicht darauf einlassen wird, in die euro- 
päische Politik verstrickt zu werden, während die andere entschlossen ist, ‚eine 
Politik aktiver Kooperation mit ihren europäischen Nachbarn zu verfolgen.“ Dieser 
Satz ist eminent wichtig, denn in ihm ist die künftige Stellung Englands gegen- 
über Europa vorgezeichnet. England wird das Bindeglied zwischen zwei Welten 
darstellen. Seine Position gegenüber Europa ist durch die angelsächsische Zusammen- 
arbeit gestärkt. Es hat sich, um den Preis eines Nachgebens gegenüber Washing- 
ton, die alte Selbständigkeit dem Kontinent gegenüber zurückerobert. Rudolf Kircher 
fixierte diese Stellung einmal treffend folgendermaßen : „Die englisch-amerikanische 
Verständigung betont die Einheit Europas, die natürliche Einheit Europas, aber 
der feste Wille Englands, die europäische Seite seines Charakters und seiner In- 
teressen nicht aufzugeben, zwingt den europäischen Nationen eine Betrachtungs- 
weise auf, die mehr oder weniger unkontinental sein muß. Die bloße Tatsache der 
Existenz der Engländer würde uns vor einer zu starren Interpretation des Begriffes 
„Europa“ schützen, — wenn es nicht andere Dinge gebe, die uns davor schützten. 
Die englisch-amerikanische Verständigung schützt umgekehrt die Engländer davor, 
bei einer europäischen Konstruktion mißachtet zu werden, wenn sie nicht anderes 
davor schützte.“ 

Praktisch heißt das: Das Forum für Europa ist wieder in entscheidender Weise 
nach London gelegt worden. England hat die Schiedsrichterstellung, die es immer 
in Europa ausgeübt hat, wiedergewonnen. Diese Stellung hat sich bisher noch 
stets gegen die jeweils stärkste Macht des Kontinents ausgewirkt. Und da wir von 
dieser Situation niemals weiter entfernt waren als heute, kann uns diese Um- 
stellung nur angenehm sein. 

Man muß dabei nur in Betracht ziehen, daß die englische Außenpolitik nach 
den entscheidenden Aktionen in Washington und in London vorläufig zu sehr 
mit sich selbst beschäftigt sein wird, als daß sich diese Umstellung unmittelbar 
für Europa auswirken wird. England wird — schätzungsweise — in den nächsten 
drei Jahren lahmgelegt sein. Es wird sich von Europa zurückziehen und die 
europäischen Dinge im weitesten Maße sich selbst überlassen müssen. Es wird 
erst dann wieder voll aktiv auftreten und eingreifen können, wenn die Entwick- 
lungen in Europa ganz bestimmte Forderungen und Konstellationen heraus- 
gebildet haben werden, wo England, wie stets, sein entscheidendes Wort zu 
sprechen haben wird. Damit aber kommen wir zu den Wirkungen, die die angel- 
sächsische Front auf die europäische Entwicklung haben wird. Auf der Londoner 
und hierfür auch auf der Haager Konferenz haben sich auch die Linien deutlich 
abgezeichnet. Sie sollen in einem zweiten Aufsatz ausführlich behandelt werden. 
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M. RupoLen: 
Geopolitische Überseeprobleme des dänischen Staates I 


Seit dem Höhepunkt dänischer Machtentfaltung in der Kalmarischen Union (1389) 
hatten bereits verschiedene Besitzverluste das dänische Reich betroffen, als zu Ende 
des ı8. Jahrhundert sich in Norwegen der Partikularismus zu regen begann, der 
ı814 sein Ziel, die Trennung Norwegens von Dänemark, erreichte. Bald danach 
wurde die schleswig-holsteinische Frage brennend, deren Lösung mit dem Ver- 
lust der beiden Herzogtümer im Jahre 1864 endete. Nicht lange nach ihrer Er- 
ledigung fing das durch Jahrhunderte bis aufs Höchste aufgespeicherte Mißver- 


‚gnügen der Isländer an, laut zu werden. Schritt für Schritt wurde von ihnen der 


hartnäckige Kampf gewonnen, der mit der Selbständigkeitserklärung der Insel 
1918 endete. Nächst der isländischen Frage gewann die Bewegung auf den Färöern 
an Bedeutung, die wenigstens die kulturelle Selbständigkeit zum Ziele hatte, aber 
heute noch von einer Lösung weit entfernt ist. Daß eine solche aber kommen 
muß, ist sicher, da Dänemark außer den Bestrebungen der Färinger die Teil- 
nahme Norwegens an dieser Frage zu berücksichtigen hat. Die Beziehungen zu 
Norwegen sind es auch, die in der Grönlandfrage eine wichtige Rolle spielen, in- 


‚ dem Norwegen in ihr nicht nur als interessierter Zuschauer wie bei den Färöern 


daneben steht, sondern sehr bedeutungsvoll in die Angelegenheit verwickelt ist. — 
Es mag im Folgenden versucht werden, für die einzelnen genannten Probleme 
die geographischen Begründungen darzulegen. 

Die mehr als vierhundertjährige Zusammengehörigkeit von Dänemark und Nor- 
wegen (1380— 1814) gehört bereits seit über 100 Jahren der Geschichte an, so 
daß man deswegen geneigt sein könnte, die Betrachtung dieser Angelegenheit hier 
außer acht zu lassen. Die lange Unionszeit und die Art der Trennung bilden aber 
den Schlüssel zum Verständnis der zahlreichen, noch heute wirksamen Streitig- 
keiten der beiden Länder, so daß doch kurz darauf eingegangen werden muß. 
Durch die Union waren zwei ursprünglich völlig gleichberechtigte Reiche zusam- 
mengeschlossen, ein Zustand, der dem Namen nach auch bis zur Trennung be- 
standen hat, dessen Wirklichkeit aber doch nicht dem Wortlaut entsprach. Es 
handelte sich um zwei Länder von allergrößter Gegensätzlichkeit der Natur, woraus 
mit Notwendigkeit eine völlige Verschiedenheit der Volkscharaktere und Lebens- 
interessen entspringen mußte, die auf die Dauer unvereinbar waren und ausein- 
anderführen mußten. Auf dänischer Seite herrschte, wie auch heute noch, gegen- 
über andern Reichsteilen bezüglich deren Natur und Eigenarten gänzliche Ver- 
ständnislosigkeit, die jede gemeinsame Arbeit ausschloß. Die Regierungsgewalt in 
Kopenhagen beschränkte deshalb ihre Tätigkeit immer mehr auf Dänemark und 
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vernachlässigte das mit einer ärmeren und rauheren Natur ausgestattete Norwegen 
immer stärker, das aus einem gleichberechtigten Königreich langsam zu einer von 
Kopenhagen aus sehr mangelhaft regierten Provinz herabsank, die aufs äußerste 
darniederlag. Die naturnotwendige Lösung von ı8ı4 hat dann zwar äußerlich 
das Mißverhältnis beseitigt, doch blieb eine tiefgehende Mißstimmung zurück, 
zumal der Kieler Friede wohl den Abschluß des einen Streites bildete, dafür aber 
den Grund für verschiedene andere, noch heute schwebende Kontroversen legte. 
Dänemark behielt nämlich bei dieser Trennung Island, Grönland und die Färöer, 
obwohl die Inseln von Norwegen, zu dem sie auch ihrer Natur nach gehören, mit 
in die Union gebracht worden waren und dementsprechend hätten zurückgegeben 
werden müssen *). Aus der Unterlassung dieser Rückgabe entsprang die große Ge- 
reiztheit beider Partner, die eine ruhige Schlichtung der Streitpunkte immer wie- 
der hintertrieb. 


Island 


Auch für Island wurde mit der Selbständigkeitserklärung von ıgı8 die Haupt- 
streitfrage aus dem Wege geräumt. Die ferne, nahe dem Polarkreis gelegene Insel 
mit ihrer durch Vulkane und Gletscher so überaus unwirtlichen Natur war den 
Dänen, die nicht satt werden können, von ihren blauen Sunden und grünen 
Buchenwäldern zu singen und sagen, die „ultima Thule“, der man nur soweit 
Aufmerksamkeit widmete, als man sie wirtschaftlich ausbeuten konnte. Das harte 
System des Monopolhandels und der Absperrung, das heute noch für Grönland 
gilt, hat auch für Island durch Jahrhunderte bestanden, bis es 1786 gelockert, 
ı854 ganz aufgehoben werden mußte. Ein Interesse an der Hebung von Wirt- 
schaft und Kultur der Isländer hat in Kopenhagen nicht bestanden, von wo aus 
mit größter Verständnislosigkeit verfügt wurde. Erst seit der wirtschaftlichen Be- 
freiung hat Island einen kräftigeren Aufschwung genommen. Die frühere starke 
Auswanderung von Unzufriedenen nach Amerika hat aufgehört, da Island sich 
von nun an immer mehr selbst regieren konnte, während vorher nur selten und 
in geringer Zahl die regierende Macht ihre Abgesandten schickte und ein dänischer 
König überhaupt erstmalig 1874 die Insel besuchte. 

Außer dem Widerstreben gegen die Bevormundung und wirtschaftliche Aus- 
nutzung durch Landfremde drängte die völkische Eigenart des rund 100 000 Seelen 
zählenden Volkes nach Selbständigkeit. Verwandtschaftliche Beziehungen nach 
Dänemark bestehen fast gar nicht. Auch nach der Urheimat der Isländer, nach 
Norwegen, bestehen heute nur noch lose Bande, indem das Inselvolk dank seiner 
Abgeschiedenheit eine von den Norwegern getrennte Entwicklungslinie eingeschla- 
gen und ein eigenes Volkstum ausgebildet hat. Immerhin ist das gegenseitige Ver- 
ständnis zwischen Isländern und Norwegern dank der ähnlichen Natur ihrer 

*) „Grönland wurde (wie auch Island und die Färöer) bei der Trennung zwischen D. und 


N. 1814 der dänischen Krone vorbehalten.“ So lautet die sehr verschwommene Ausdrucksweise 


in: „Dänemark“, hg. vom dänischen Ministerium des Äußeren und des Staatl. Statist. Departe- 
ment, Kopenhagen 1929, $. 283. 
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" Heimatländer doch größer als zwischen Isländern und Dänen. Tiefergehende 

' Danisierungsbestrebungen, denen sich die weite Entfernung der Insel von Däne- 

‚ mark widersetzte, konnten nur geringen Erfolg haben. Die dänische Sprache hat 
überhaupt keinen Eingang gefunden außer ihrem beschränkten Gebrauch im 

_ Amtsverkehr mit der Regierung, sondern das Volk bedient sich durchweg der alten, 

 angestammten Sprache, die ein blühendes Schrifttum hervorgebracht hat, so 
daß man mit Recht die Isländer vor ıgı8 als eine Minderheit im dänischen 
Reichskörper betrachten kann. (Etwas mehr Eingang fand das Dänische auf den 
nähergelegenen Färöern, den stärksten Eingang im benachbarten Norwegen, für 
das sich als eine Folge der Unionszeit die heute so heftig umstrittene Sprachen- 
frage daraus ergeben hat). 

Lage, Landesnatur und Volkscharakter sind also die natürlichen Voraussetzungen 
gewesen, aus denen heraus — durch die Ereignisse während des Weltkrieges ge- 
fördert*) — die Trennung von ıgı8 erfolgte, durch die Island ein selbständiges 
Königreich wurde, das lediglich noch durch die Person des Königs und die 
außenpolitische Vertretung mit Dänemark verbunden ist, in Kopenhagen einen 
eigenen Gesandten unterhält und demnächst eine eigene Vertretung im Völker- 
bund beabsichtigt. Seitdem haben sich die Verhältnisse entspannt, die Feindschaft 
hat nachgelassen, und zwar keiner Freundschaft, vielmehr einer gewissen Gleich- 
gültigkeit von isländischer Seite Platz gemacht. Dänemark wurde seitdem ge- 

 zwungen, um die Gunst Islands zu werben, da es nach wie vor starke wirtschaft- 
liche Interessen dort oben hat**) und in seiner schwierigen Gegenwartslage sehen 
muß, diese zu erhalten. Island steht heute Dänemark neutral gegenüber und be- 
gegnet etwa Norwegen und England, mit denen es verwandtschaftliche oder wirt- 
schaftliche Bande verknüpfen, mit den gleichen Gefühlen. Mit der politischen 
Lösung ist auch in gewissem Grade die wirtschaftliche Hand in Hand gegangen, 
da Island seine ökonomischen Wünsche auch bei andern Mächten, und dort viel-‘ 
leicht noch besser als in Dänemark, erfüllen kann. Da Kopenhagen, über dessen 
Hafen früher aller isländische Handel gehen mußte, für weite Zweige desselben 
verkehrsgeographisch zu ungünstig, zu weit gegen Osten vorgeschoben liegt, ergaben 
sich für ihn daraus Umwege, mehrfache Umladungen und damit erhöhte Kosten 
und Zeitverluste, die bei einem Verkehr über Bergen oder Hamburg vermeidbar 
sind. Für die Einfuhr nach Island ist Dänemarks Stellung günstiger geblieben, 
was die Erzeugnisse der Landwirtschaft angeht, während Mineralien, Maschinen, 
Holz u. a. besser auf unmittelbarem Wege aus England, Deutschland oder Norwegen 
bezogen werden können. Immerhin hat der Warenaustausch zwischen beiden 
Ländern stark abgenommen, und Dänemark sieht sich vor der viel politischen 
Takt erfordernden Aufgabe, durch geschicktes Handeln von seinen wirtschaftlichen 

*) Alexander Johannesson-Reykjavik, Vom jüngsten Königreich des Nordens. Nordische Rund- 
schau, herausgegeben von den Auslandsinstituten der Universität Greifswald. Heft ı, 1928. Ver- 
lag Westermann-Braunschweig. — **) Thorarinn Tulinius, Islands Udvikling og @konomiske 
Fremtidsbetydning. Dansk-islandsk Samfunds Smaaskrifter Nr. 5. Köbenhavn 1918, A. Fr. Höst 
& Söns. 
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Einflüssen zu retten, was zu retten ist, da das Interesse doch eben nur sehr einseitig 
ist. — Da im Abkommen von ıgı8 obendrein eine Volksabstimmung auf Island 
über Beibehaltung oder Lösung der Union für das Jahr 1943 vorgesehen ist, und da 
Island wirtschaftlich schon jetzt ganz auf eigenen Füßen stehen und über geordnete 
Finanzen verfügen kann, liegt der lebhaft propagierten, endgültigen Lösung nichts 
im Wege. Die im Februar 1928 im isländischen Althing von allen Parteien bezeugte 
Einmütigkeit für eine Kündigung des Bundesvertrages auf 1943 ist hierfür von sym- 
ptomatischer Bedeutung. Die Gründe für diese Einstellung liegen anscheinend in 
den dänischen Plänen, eine dänische Großfischerei bei Island ins Leben zu rufen, 
worauf weiter unten noch näher eingegangen werden muß. — An eine zukünftige 
politische Bindung mit Norwegen, wie sie von einer kleinen norwegischen Gruppe 
angestrebt wird, denkt auf Island niemand. Die einmal errungene Freiheit will 
man auch in Zukunft gewahrt wissen. Immerhin kann als ein Symbol der noch in 
der Gegenwart kräftigen Wechselbeziehungen zwischen Norwegen und Island an- 
gesehen werden, daß Island 1918 seine neu zu wählende Flagge in Form und 
Farbenzusammenstellung mehr der norwegischen, weniger der dänischen ent- 
sprechend wählte. 
Die Färöerfrage 

Wenn auch die natürlichen Voraussetzungen der Färöerfrage denen der Island- 
frage äußerst ähnlich sind und infolgedessen auch die Entwicklung des stillen 
Kampfes mit den Dänen, so erfordert die Färöerfrage doch einige weiter ausholende 
Betrachtungen, da sie noch nicht zu befriedigendem Abschluß gebracht worden 
ist. Das heutige Stadium auf den Färöern ist eine ehemals auch von Island durch- 
laufene Etappe. Die Zeit des Monopolhandels, auch hier eine Periode schwerster 
wirtschaftlicher Bedrückung und strengster Abschließung, liegt seit 1856 hinter 
den Inseln. Das erstrebte Ziel aber konnte bis heute noch nicht erreicht wer- 
den. — Gleich Island bilden die Färöer mit ihren ı8 kleinen, jäh aus dem Ozean 
ragenden, unwirtlichen Inseln und ihrer durchaus eigenartigen Bevölkerung 
(1926: 24.000 Einw.) einen Fremdkörper im dänischen Staatsverbande, der lange 
Zeit auch nur als Ausbeutungsobjekt betrachtet wurde. Wenn man deshalb auch 
auf den Inseln mit berechtigtem Widerwillen auf die Vergangenheit zurückblickt, 
so muß doch anerkannt werden, daß sie ihnen einen Vorteil gebracht hat: sie 
ließ aus den Inselbewohnern ein eigenes Volk werden, was sie noch nicht waren, 
als sie das Monopol von der Außenwelt abschloß. Während die Inseln vorher 
dank ihrer Zusammengehörigkeit mit Norwegen eine mit diesem ziemlich über- 
einstimmende Bevölkerung besessen hatten, und sie wohl auch bei Fortbestand 
dieser Verbindung weiterhin norwegischen Charakters geblieben wären, schlugen 
sie nach ihrer Trennung und dank ihrer Dänemark gegenüber entlegeneren Lage 
einen anderen Weg ein und erhielten einen eigenen nationalen Charakter mit 
dem wichtigsten Merkmal eines solchen, einer eigenen, von der norwegischen und 
dänischen abweichenden Sprache. Sie entgingen nicht nur dem Schicksal der an- 
dern, ehemals von Norwegen besiedelten Inseln, der Shetland- und Orkneyinseln, 
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der Vernichtung des eigenen Volkstumes durch das des Herrenvolkes, sondern 
_ konnten vielmehr ein einzigartiges Volkstum entwickeln, das mit Recht-auf An- 
‚ erkennung eines solchen Anspruch erhebt. Die Färinger also, die um 1500 noch 
Norweger waren und einen norwegischen Dialekt redeten, traten 1856 als selb- 
‚ständige Nation mit eigener Sprache in den Kreis der andern europäischen Völker. 

Dank ihrer fernen Lage blieb auch die Danisierung ziemlich unbedeutend, so 
daß es nicht angeht, von einer wirklich durchgeführten Danisierung zu sprechen. 
Die Umgangssprache ist nur färöisch, nicht dänisch. Dieses ist nur Amtssprache, 
auch die offizielle Kirchensprache geworden, es führt sein Leben jedoch fast nur 
auf dem Aktenpapier der Kanzleien und verliert auch dort ständig an Boden. 
Auch im sonstigen Leben hat das Dänische nirgends einen überwiegenden Ein- 
fluß erlangt; es hat hier und dort wohl befruchtend und fördernd gewirkt, im 
ganzen aber trägt das Leben der Inseln ihrer Natur entsprechend durchaus eigenen, 
färöischen Charakter. 

Daß man in Dänemark diesen Sondercharakter nicht anerkennen will, hat eine 
gerechte Lösung der Färöerfrage bisher noch immer hinausgezögert. Ein Ein- 
dringen in den wahren Charakter und die wirklichen Lebensnotwendigkeiten der 
Inseln hat man in Kopenhagen immer versäumt. So erklärt es sich, daß alle An- 
ordnungen der Regierung dort oben auf Ablehnung und Mißvergnügen stoßen 
und ein Fehler nach dem andern gemacht wird. Solch falsches Bild wird auch 

‚durch die Presse dem völlig urteilslosen dänischen Volke gemalt, das an diesen 
Fragen ziemlich ganz uninteressiert ist, was auch für Island und Grönland gilt. 
Die Presse aber, in dem Bestreben, der Interesselosigkeit entgegenzuarbeiten, greift 
in ihren Ausdrücken stark daneben, wenn sie von den Färingern als „unsern 
Mitbürgern dort oben“ redet, was sogar auf die Eskimos ausgedehnt wird, oder 
wenn über die „äußersten Vorposten des Dänentums“ oder „unsere nationale 
Sache auf den Färöern* geschrieben wird. So kommt der häufige Trugschluß zu- 
stande, die Färöer seien ein dänisches Amt wie andere Ämter und ihre Be- 
wohner müßten Dänen sein wie etwa die von Lolland oder Bornholm. — Leider 
bestärkt eine Gruppe auf den Färöern selbst diese falschen Vorstellungen, deren 
Anführer im dänischen Reichstag erklärte: „Wir Färinger fühlen uns vollkommen 
als Dänen“ *), was aus dem Munde dieses Mannes fast wie eine bewußte Unwahr- 
heit wirken mußte. Der eigentümliche Charakter der Inseln, ihre abgelegene Lage 
und die daraus entspringende dänische Unkenntnis und Interesselosigkeit bilden 
also auch hier die Grundlagen für die schlechten Wechselbeziehungen. 

Zum Verständnis der von den Inseln angestrebten Ziele muß kurz der aus geo- 
graphischen, vor allem wirtschaftlichen Ursachen heraus verständlichen Entwick- 
lung auf den Inseln selbst gedacht werden. Bei den ersten Regungen eines eigenen 
Willens zu Beginn des vorigen Jahrhunderts war die Triebkraft erst lediglich der 


*) Jörgen-Frantz Jacobsen, Danmark og Färöeroe. Kopenhagen 1927. V. Pios Boghandel 
(S. 67). Ein deutsches Referat über diese Schrift gibt H. Rudolphi in den „Mitt. d. Island- 


freunde“, XV. Jahrg. Heft 3/4, 1928. 
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Wunsch, die wirtschaftliche Knebelung zu lockern, noch nicht der heute aus- 
schlaggebende nationale Gedanke. Dieser erwachte erst später und ergriff bald 
alle Kreise der Inseln. Nach anfänglicher Einmütigkeit kam es aber bald zur 
Herausbildung zweier Gruppen, die beide von dem gleichen Grundgedanken aus- 
gehen, der Erkenntnis des Unvermögens, wirtschaftlich auf eigenen Füßen stehen 
zu können, und der Notwendigkeit, bei einem größeren Staate Anlehnung suchen 
zu müssen. (Hierin liegt der wichtigste Unterschied gegenüber der isländischen 
Frage, weil jenes heute ohne fremde-Hilfe bestehen kann.) Währemd nun aber 
die eine Gruppe glaubt, im Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen auch den 
kulturellen Zusammenschluß mit Dänemark suchen zu müssen, will sich das 
andere Lager die kulturelle Selbständigkeit durchaus wahren und sich nur so weit 
wie unbedingt nötig wirtschaftlich an Dänemark binden: Samband und Selvstyre, 
Zusammenschluß und Selbstverwaltung, sind deshalb die Parolen in dem sehr 
heftig geführten Kampfe. Dabei stempelt die Zusammenschlußgruppe die Selbst- 
verwaltungsleute zu Separatisten und politisch Verdächtigen und nimmt für sich 
selbst die Verteidigung eines Dänentums auf den Inseln in Anspruch, das in 
Wahrheit gar nicht besteht. Die dänische Öffentlichkeit erblickt in ihr aber dem- 
gemäß eine Art von nationaldänischer Partei, die man durchaus mit Unrecht mit 
den Dänen Nordschleswigs vergleicht. Bisher noch von geringer Bedeutung ist 
eine dritte Gruppe, die wirkliche, politische Trennung von Dänemark erstrebt und 
natürlich auch an die Möglichkeit wirtschaftlicher Selbständigkeit glauben muß. 

Das hartnäckige und in einer Zeit, in der so viel von kultureller Autonomie 
geredet wird, höchst eigenartig berührende Verhalten Dänemarks, muß aber schließ- 
lich einigend auf die feindlichen Volksgruppen wirken. Der über dänische An- 
gelegenheiten stets gut unterrichtete Berichterstatter der Frankfurter Zeitung, 
Friedrich Sieburg, schrieb vor einigen Jahren (21.6. 1925) aus Kopenhagen in seinem 
Blatte: „Wenn die Dänen auch heute noch, wo ihre Wünsche wegen Nordschleswig 
durch die Entente erfüllt sind, so oft und so maßlos die damaligen kulturellen 
Schwierigkeiten ihrer nordschleswigschen Landsleute kritisieren, so versteht man 
nicht, daß sie in bezug auf die Färinger mit zweierlei Maß messen und diesem 
bescheidenen und loyalen Volksstamm die sprachliche Autonomie so hartnäckig 
verweigern.“ Und oberster und wichtigster Programmpunkt der Färinger bis weit 
in das Lager der Zusammenschlußleute ist dieses Verlangen nach Anerkennung 
ihrer Sprache in Schule, Verwaltung und Kirche, die Dänemark unentwegt ver- 
weigert, Auch die Versagung der bisher von der dänischen Regierung geleisteten 
Zuschüsse zu der färöischen Volkshochschule hat viel böses Blut gemacht und 
Dänemark schwer geschadet. — Aber den Lebensnerv des kleinen Volkes besonders 
empfindlich berührend ist das Verhalten Dänemarks hinsichtlich seiner Fischerei- 
wünsche. 

Einmal werden die Färinger durch das Seenahrungsgesetz von 1916 gehindert, 
den Walfang nach ihrem Wunsch und Willen zu betreiben, durch ein Gesetz also, 
das ihnen gegen ihren deutlich ausgesprochenen Willen aufgedrängt wurde und 
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gar nicht auf ihre Fischereiverhältnisse paßt. Dieses einseitige Über-einen-Kamm- 
'scheren aller dänischen Reichsteile ohne Rücksicht auf ihre natürliche geo- 
"graphische Eigenart, ist ein Beispiel für den rückständigen Bürokratismus der 
Regierung, das von Jacobsen*) als ein Standardbeispiel für die Stupidität dieses 
 Einsartigkeits- und Zentralisationssystemes bezeichnet wird. 

Wichtiger als die Frage des Walfanges aber ist der Wunsch nach freiem Fisch- 
fang in den grönländischen Gewässern, der früher bestanden hat, und dessen 
Verbot von 1916 in letzter Zeit mehr als alles andere zur Stärkung einer färöi- 
schen Einheitsfront beigetragen hat. Die raubbauartige Fischerei der fremden 
Nationen in den Inselgewässern, der die Färinger mit ihren bescheideneren Fang- 
methoden und -mitteln nicht gewachsen waren, ließ ihre Fahrzeuge als Ersatz 
dafür — "ermutigt durch die Erfolge norwegischer Fangschiffe — häufig die fisch- 
reiche Grönlandsee aufsuchen. Dänemark aber bewilligte nach langem Zögern 
„seinen Mitbürgern dort oben“ — um den Ausdruck der dänischen Presse zu ge- 
brauchen — auf der ganzen grönländischen Küste statt der vom Lagting geforderten 
5 Stützpunkte nur einen einzigen, ungünstig gelegenen. Außerhalb dieses Platzes 
ist den Färingern der Landgang verboten und das Erscheinen innerhalb des See- 
territoriums nur in bestimmten Bezirken gestattet. Diese Methode der dänischen 
Regierung dänischen Untertanen gegenüber auf dänischem Gebiet findet ein Seiten- 
stück in der Zurückhaltung des notwendigen Seekartenmaterials, nachdem der 
Versuch, den Färingern die Existenz dieses Kartenmaterials überhaupt zu verheim- 
lichen, mißglückte. Mit höchst fadenscheiniger Entschuldigung erklärt man die 
geringe färöische Fischerei für eine Beeinträchtigung der grönländischen, und das 
bei einer Küste von 2500 km Länge, was einer Entfernung von München bis zum 
Nordkap etwa gleichkommt. Die Färinger werden also von Dänemark unter dem 
gleichen Gesichtswinkel betrachtet wie die dort fischenden Norweger, wobei man 
nur übersieht, daß eine solche Behandlung diese beiden zu einer Interessengemein- 
schaft zusammenführen muß. In berechtigter Verbitterung ist deshalb in politi- 
schen Versammlungen bereits tatsächlich von einer Trennungsmöglichkeit von 


Dänemark gesprochen worden, wenn man in dieser Sache kein Recht bekäme; 
und von seiten der Zusammenschlußleute hat sich dagegen kein Widerspruch er- 
hoben! — Auch die unfreundliche dänische Behandlung norwegischer Fischer, die 
die Färinger wegen ihrer vorzüglichen Heringsfangmethoden als Lehrmeister auf 
die Inseln geladen hatten, gehört in diesen Fragenkomplex **). 

Bei alledem hat Dänemark selber ein besonderes Interesse daran, die Färöer 
für seine lebhaft propagierten Pläne einer neu zu schaffenden Hochseefischerei 
als Stützpunkte zu benutzen. Der bisher ausreichende, durch die Landwirtschaft | 
gewährleistete Nahrungsspielraum reicht heute zusehends weniger für die rund 


*) Jörgen-Frantz Jacobsen, „Danmarks Nordhavspolitik* in der dänischen Monatsschrift „Til- 
skueren“ vom April 1926, $. 231. — **) Für die Fischerei der Färöer vgl. „Dänemark“, hg. vom 
dänischen Ministerium des Äußeren und des Staatl. Statist. Departement; Kopenhagen 1929: Die 

Fischerei der Färöer, $. 102/3, und Der färöische Klippfisch, S. 271—78. 
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3,5 Mill. Dänen aus, so daß neuer Broterwerb auf einem Gebiet geschaffen werden 
muß, das bisher auffallend vernachlässigt wurde. In drastischen Worten sagte eın 
dänischer Schiffsoffizier diese Entwicklung bereits im Jahre 1846 dem Reisenden 
J. G. Kohl gegenüber voraus: „Unsere Inselbauern sind ein träges Volk. Sie finden 
das Brot auf dem Lande zu leicht und haben immer zu viel Schweinespeck zu 
kauen. Daher vernachlässigen sie die Fischerei und die Schiffahrt, und beide 
könnten, wenn diese wohlernährten Leute nur erst auf dem Lande etwas Not 
bekämen, noch viel höher gebracht. werden.“*) Dieser Zeitpunkt ist nunmehr 
eingetreten. Unter dem Antrieb des dänischen Generalkonsuls M. L. Yde in Ham- 
burg, der sich mit bewundernswerter Energie für diese Sache einsetzt**), strebt 
man deshalb, dieser mangelhaften Fischerei durch Schaffung einer Hochsee- 
fischerei abzuhelfen, die in enger Zusammenarbeit mit den Färöern vor sich gehen 
soll, auf denen — ganz im Gegensatz zu Island — das Schiffsmaterial veraltet 
und geringwertig, das Kapital für Neuanschaffungen aber nicht vorhanden ist, 
so daß viele Fischer auf den Schiffen fremder Nationen arbeiten müssen. Däne- 
mark soll also das Kapital und die Schiffe, die Färinger aber die Mannschaften 
stellen, wodurch neben eigenem wirtschaftlichen Vorteil ein sozialer Erfolg — 
Besserung der Notlage der Färinger —, besonders aber ein politischer Erfolg — 
engere Verknüpfung mit den Inseln, Besserung der dortigen Stimmung usw. — 
erzielt werden könnte. Wenn deshalb Dänemark ein lebhaftes Interesse daran 
haben sollte, die Färinger bei guter Stimmung zu erhalten, so entspricht die ihnen 
gegenüber geübte Praxis diesen Erwartungen durchaus nicht. Die Inselleute sehen 
diesen Bestrebungen jedoch nicht ganz unsympathisch zu, weil tatsächlich ihre 
Notlage drückend ist und sie auf diese Weise auf Besserung des Erwerbes rechnen 
können, besonders aber auch, weil sie sich eine Änderung in der Haltung des 
Staates bezüglich der Gröndlandfischerei versprechen, wenn dieser selber am 
dortigen Fange interessiert ist. 

Solche und andere Reibungspunkte bilden die Grundlagen für die Spannung 
zwischen Färingern und Dänen, bei der die Lösung an Dänemark liegt und bei 
der das Recht nach Einsicht aller redlich denkenden Menschen auf seiten des 
kleinen Inselvölkchens liegt. Auch in Dänemark sympathisiert zwar eine kleine 
Gruppe von rechtlich gesonnenen Leuten mit den Färingern — es sei nur an 
Männer wie Grundtwig und Georg Brandes erinnert, die schon vor Jahren warm 
für die Erfüllung der färöischen Wünsche eingetreten sind —, ihre Zahl aber ist 
klein, und völlige Wandlung aller dänischen Anschauungen und Verwaltungs- 
praktiken muß eintreten, wenn eine Besserung kommen soll. Längeres Zögern 
aber verbreitert die bestehende Kluft, stärkt die färöische Einheitsfront und 
steigert die Gefahr, die Inseln auch politisch zu verlieren. Die bei den Lagting- 
wahlen von 1924 von 23 Mandaten noch ı3 für sich gewinnende Zusammen- 


*) J. G. Kohl, Reisen in Dänemark und den Herzogtümern Schleswig und Holstein. Leipzi 
1846. F. A. Brockhaus. Bd. I, S. 274. — **) Marinus L. Yde, Et stort Havfiskeri — et nee 
Danmark. 3. Aufl. Kopenhagen 1926, Olaf Strandberg. 
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15 schlußpartei ist in Auflösung und Kursänderung auf das Programm der Selbst- 
_  verwaltungspartei hin begriffen und hat schon mehrfach Programmpunkte ihrer 
Gegner ins eigene Programm aufgenommen und im dänischen Reichstag ver- 
 teidigt. Die Anfang ı928 abgehaltenen Neuwahlen zum Lagting haben diese bis- 
_ herige Tendenz glänzend bestätigt durch das starke Anwachsen der Selbstverwal- 
_ tungspartei auf Kosten der Zusammenschlußleute. Ein politischer Separatismus 
wird von den Färingern im Gegensatz zu Island durchaus nicht angestrebt; wenn 
er sich heute trotzdem hier und da bemerken läßt*), so ist er nur das Ergebnis 
höchster Not, an der Dänemark die Schuld trägt. Auf jeden Fall müßte vermieden 
werden, die Inseln den übrigen dänischen Ämtern verwaltungsmäßig gleichsetzen 
zu wollen, denn sie sind nun einmal ihrer Natur, ihrer völkischen Eigenart und 
ihrer historischen Vergangenheit nach ein selbständiger Körper im dänischen 
Reichsverbande. Mit Recht nennt Jacobsen **) das färöische Problem in erster Linie 
ein administratives Problem. Während früher für alle färöischen Angelegenheiten 
einheitlich das dänische Justizministerium zuständig war, wodurch also immerhin 
noch eine gewisse Sonderstellung der Inseln den übrigen dänischen Ämtern gegen- 
über gewährleistet war, sind jetzt die Angelegenheiten auf die betreffenden Spezial- 
ministerien verteilt und ist damit die letzte Sonderstellung der Inseln zerschlagen. 

Der ablehnende Standpunkt Dänemarks wäre allenfalls verständlich, wenn es 
sich mit den Färöern wie mit Nordschleswig verhielte, wo keine scharfe natur- 
gegebene Schranke den deutschen vom dänischen Volksboden trennt, sondern ein 
Übergangsgebiet besteht, in welchem Dänemark fürchten könnte, durch Sonder- 
rechte und Ausnahmebestimmungen für seine deutsche Minderheit seinem eigenen 
Volkstume zu schaden. Bei den Färöern handelt es sich aber um völkisch und 
räumlich sauber getrennte, durch die Inselnatur sogar hervorragend gut abgeson- 
derte Gebiete, so daß man die färöische Minderheit hinsichtlich der Verwaltung 
usw. getrost anders stellen könnte als die engeren Gebiete der dänischen Krone, 
ohne fürchten zu müssen, das Dänentum durch solche Maßnahmen in Gefahr zu 
bringen, weil ein solches dort eben überhaupt nicht vorhanden ist. 

Ganz kurz muß schließlich auch das Verhältnis Norwegens zur Färöerfrage 
gestreift werden. In Norwegen ist dank der ähnlichen Landesnatur, der gemein- 
samen Abstammung, der gleichartigen Lebens- und Wirtschaftsverhältnisse ein 
größeres Interesse und größeres Verständnis vorhanden. In vielen Punkten des 
kulturellen Lebens, in Sprache, Literatur u. a. kommt diese Abstammung aus 
gemeinsamer Wurzel zum Ausdruck. Jacobsen hat in der dänischen Zeitung „Poli- 
tiken“ eine sehr feine psychologische Darstellung dieser wechselseitigen Beziehungen 
gegeben***), deren berechtigtes Vorhandensein auch von objektiv denkender 
dänischer Seite zugegeben werden mußte. Außerdem schmerzt in Norwegen noch 
der Schnitt von 1814, der die Inseln abtrennte. Daß es aber nicht zu einer Wieder- 


*) Vgl. hierfür auch: $. Remertz, Sonderbestrebungen auf den Färöern, Mitt. d. Island- 
freunde, XI. Jahrg. 1924, Heft 3/4. — *") Tilskueren, April 1926. S. 228. — **) Jörgen-Frantz 
Jacobsen, Färöerne og Norge. „Politikens“ Kronik, 10. Februar 1926. 
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vereinigung kommen wird, wie kleine Grüppchen hüben und drüben wünschen, 
ist allgemein verbreitete Ansicht ruhig urteilender Politiker. Norwegen vermeidet 
es deshalb auch, sich irgendwelche unrechtmäßigen Einmischungen zuschulden 
kommen zu lassen; wo es aber auf rechtlicher Grundlage handeln kann, da sucht es 
auf den Inseln stärker Fuß zu fassen, um auf kulturellem Gebiete Eroberungen 
zu machen. So sind die auf den Inseln und in Norwegen begründeten Organi- 
sationen zum Austausch gegenseitigen Schrifttumes (ähnlich dem Studentenaus- 
tausch mit Island) zu bewerten, so die genannte Entsendung norwegischer Fischer 
als Lehrmeister der Färinger, so die Umwandlung des in Thorshayn bestehenden 
norwegischen Vizekonsulats in ein Vollkonsulat u. a. 
(Fortsetzung in Heft 5.) 


OTTO MOSSDORF: 
Barga 


Im Jahre 1928 wußten die europäischen Zeitungen von einem Überfall mon- 
golischer Reiter auf das Gebiet Barga zu berichten, ohne daß Atlanten und 
Konversationslexika darüber Auskunft geben konnten, um welches Gebiet es 
sich dabei handelte. Da die Meldungen von Zerstörungen am Östteil der Ost- 
chinesischen Eisenbahn sprachen, war einigermaßen ein Anhalt für die in Frage 
kommende Gegend gegeben. Der mongolische Spuk war bald wieder verflogen, um 
zu Ende des vergangenen Jahres im Zusammenhang mit dem chinesisch-sowjet- 
russischen Konflikt um die Ostchinesische Bahn wiederaufzutauchen. Als sich die 
chinesischen und sowjetrussischen Unterhändler in Chabarowsk am Amur zu- 
sammenfanden, um den Konflikt beizulegen, erschienen die mongolischen Reiter 
wiederum im Bargagebiet und errichteten in der an der Ostbahn gelegenen 
Hauptstadt Hailar eine selbständige mongolische Regierung. Chinesische Pro- 
teste gegen dieses Vorgehen hatten keinen Erfolg. 

Ehe auf diese Vorgänge näher eingegangen wird, ein paar Worte über Barga. 
Es ist ein Gebiet von über 150000 Quadratkilometern, westlich des in der Nord- 
mandschurei gelegenen Großen Chingan-Gebirges, das die Ostbahn in steilen 
Kurven zwischen Hailar und Tsitsihar überwinden muß. Im Südwesten und 
Süden grenzt es an die Äußere Mongolei, im Norden und Westen an den Argun- 
Fluß. Die Gestalt ist also dreiecksförmig mit einer Spitze im Norden und der 
Grundlinie im Süden und Südwesten. Das Gebiet liegt zum größten Teil auf 
chinesischem Territorium, greift aber im Westen auf russisch-sibirisches über. 


N 


; 
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Auf den Atlanten wird man es zwischen dem 47. und 54. Grad nördlicher 
Breite und dem 115. und 122. Grad östlicher Länge zu suchen haben. Die 
Hauptstadt ist, wie schon erwähnt, Hailar. Es ist ein besonders fruchtbares 
"Gebiet mit besten Möglichkeiten für landwirtschaftliche Betriebe. Auch birgt 
‚die Erde wertvolle Produkte in bergbaulicher Beziehung. Die Gruben bei Da- 
lainor liefern einen großen Teil des Kohlenbedarfes für die Ostbahn. 

' Der erste Vertrag, den China mit einer westlichen Macht, Rußland, im Jahre 
1690 schloß, setzte die Grenzen des Barga-Gebietes fest. Heute zählt man dort 
22658 Russen, die fast ausschließlich Emigranten nach dem bolschewistischen 
Umsturz sind, 17 177 Chinesen, die als Kolonisten dort Heimatrechte fanden, 
‘269 reine Mandschus, 27662 Mongolen, 3 110 Transbaikalier, Burjäten und 
Tungusen, 250 Yakuten, 895 Orochonen, zusammen 72021 Menschen. 
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- Rußlands Interesse an dem fruchtbaren Gebiet datiert schon aus dem 16. Jahr- 
hundert, als die Städte Nertschinsk und Yakutsk gegründet wurden. Die chi- 
nesische Regierung schickte damals Truppen in das Gebiet und eroberte Albazin 
zurück. Dort hatten sich 736 Russen gegen 11000 anrückende Chinesen zu ver- 
teidigen. Als sich die Russen endlich ergeben mußten, waren noch 66 von ihnen 
am Leben. 1732 begann die chinesische Kolonisation. 1734 wurde Hailar ge- 
"gründet, das sich mehr und mehr zu einem Zentrum des mongolischen Fell- 
‘und Wollexportes entwickelte. 1900 wurden die Mongolen von den Chinesen 
aus dem Gebiet vertrieben; doch kehrten die Mongolen bereits 1904 in ihre 
alten Wohnstätten zurück. 1905 erfolgte die zweite Austreibung der Mongolen. 
Die chinesische Souveränität über das Gebiet wurde wiederhergestellt. Mit dem 
Ausbruch der chinesischen Revolution im Jahre 1911 erschienen die Mongolen 
erneut in Barga, wo sich dann 1912 Rußland als Vermittler zwischen Chinesen 
und Mongolen bereitfand. 1915 wurde ein förmliches Abkommen geschlossen, 
das Barga als gesonderte Provinz in das chinesische Reich eingliederte. Barga 
erhielt das Vorrecht, mit dem Tupan der Heilungkiang-Provinz unmittelbar zu 
verhandeln. Später erkannte China die Landkonzessionen an die russischen 
Emigranten, zumeist Kosaken, an. 

Die Verwaltung des Gebietes ist dualistisch durch einen Amban von mon- 
golischer und durch einen Komissar für auswärtige Angelegenheiten von chi- 
nesischer Seite, der in letzter Zeit ein Südchinese aus der Provinz Yünnan war, 
In allerneuster Zeit ist das Abkommen von ıg15 dahin geändert worden, daß 
Barga zu einem Teil der Heilungkiang-Provinz wurde, wobei aber die innere 


Verwaltung den Mongolen vorbehalten blieb. 
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Diese im allgemeinen ohne Reibung verlaufende Regelung an der sibirisch- 
mandschurischen Grenze erhielt den ersten Stoß durch den erwähnten Raid 
mongolischer Reiter nach der Ostbahn im Jahre 1928. Sie wurde schwer er- 
schüttert, wenn nicht gar über den Haufen geworfen durch die jetzt vollzogene 
Errichtung eines selbständigen mongolischen Barga mit der Hauptstadt Hailar. 
Dabei scheinen die aus der Äußeren Mongolei eingedrungenen Mongolen noch 
weitere Pläne zu haben, da es heißt, daß sie über das Große Chingan-Gebirge 
nach Osten hinausgreifen wollen, um die Hauptstadt der Heilungkiang-Provinz 
Tsitsihar Barga einzuverleiben. 

Man kann mit ziemlicher Sicherheit annehmen, daß den Gehirnen der Mon- 
golen diese Pläne nicht entsprungen sind. Sie wurden von dritter Seite dazu 
angestiftet, d.h. von der Sowjetregierung. Diese benutzte den Konflikt mit 
China um die Ostbahn, um sich in Nordchina an einem wichtigen Punkt 
machtpolitisch festzusetzen. Es wiederholt sich ein paralleler Fall zu dem sowjet- 
russischen Vorstoß in die-Äußere Mongolei im Sommer 1921, als die roten 
Truppen auf der Verfolgung der weißen Abteilungen des bei Kiachta ge- 
schlagenen Generals von Ungern-Sternberg bis nach Urga vordrangen und 
seitdem die Äußere Mongolei sowjetisiert haben, so daß diese als ein Teil Sow- 
jetrußlands angesprochen werden muß. Allerdings hat die Sowjetregierung im 
Maivertrag von 1924 mit der Pekinger Regierung versprochen, die Äußere 
Mongolei wieder zu räumen. Dieses Versprechen wartet aber vergebens auf 
Erfüllung. Außerdem liegt hier ein eklatanter Fall vor, wozu die Sowjet- 
regierung ihre Grenzbevölkerungen verwendet und wozu sie die vielfach an 
den Grenzen geschaffenen autonomen Gebiete gegebenenfalls in die Politik ein- 
setzen will. Es sollen durch dıe Grenzbevölkerungen die Beziehungen zu den 
gleichrassigen Bewohnern jenseits der Grenzen aufrechterhalten und gestärkt 
werden, um, wenn nötig, über die Grenze bequem hinüberfassen zu können. 
So stießen die aus der Äußeren Mongolei angesetzten Reiterscharen in Barga 
auf einen starken Grundstock mongolischer Bewohner, wodurch die Schaffung 
eines selbständigen Gebietes Barga ein Kinderspiel wurde, besonders nachdem 
durch den großen Vorstoß der roten Truppen im November 1929 die chine- 
sische Grenzverteidigung gänzlich zusammengebrochen war. Wenn es jetzt 
zwischen Sowjetrussen und Chinesen zu einer Einigung über die Ostchinesische 
Bahn in Chabraowsk gekommen ist dahingehend, daß der Status quo in der 
Nordmandschurei wiederhergestellt wird, so bleibt doch die Frage Barga un- 
gelöst. Mit der Stütze durch die roten Truppen im Rücken ist auch nicht zu 
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sehen, wie die Chinesen diese mongolische Neugründung wieder beseitigen 
wollen, nachdem sich die chinesischen Truppen den sowjetrussischen Abtei- 
lungen derartig unterlegen gezeigt haben. 
Die Sowjetregierung hatte aber mit den Vorstößen über die chinesische Grenze 
"bei Mandschuria noch einen andern Zweck im Auge, dessen Durchführung 
wenig bekanntgeworden ist und der erst durch den Ende Dezember von Groß- 
fürst Cyrill von Rußland an alle Mächte ergangenen Aufruf in die breitere 
Öffentlichkeit gelangte. Im Oktober 1929 setzten kurze Vorstöße roter Abtei- 
lungen bei Mandschuria und nördlich in das Gebiet Barga ein, wobei von 
‚Überfällen auf Dörfer und einzelne Siedlungen die Rede war. Im ganzen ge- 
nommen war das ein großangelegtes Strafgericht der roten Truppen gegen die 
dort angesiedelten Emigranten, die sich der bolschewistischen Herrschaft durch 
die Flucht in jene Gegend entzogen hatten; wie schon gesagt, zumeist Kosaken, 
die in jenem Gebiet zu friedlichen Ackerbauern geworden waren und auf dem 
fruchtbaren Boden landwirtschaftliche Leistungen vollbracht hatten. Über ihre 
Niederlassungen fielen die roten Stoßtrupps her und haben nach Aussagen neu- 
traler Beobachter in barbarischster Weise gehaust. Sie hatten es besonders auf 
die männliche Bevölkerung abgesehen, die nach Einkreisung der Siedelungen 
‘ wie das Vieh auf freiem Felde zusammengetrieben und mit Maschinengewehren 
"niedergemacht wurden. Den Bewohnern von Einzelhöfen erging es nicht anders. 
Frauen und Kinder flohen zumeist nach Osten in die Berge und trafen als 
besitzlose Flüchtlinge in den Ortschaften an der Ostbahn bis nach Harbin ein. 
Die genaue Zahl der Opfer dieser grauenhaften Schlächterei wird sich nie er- 
mitteln lassen. Man kann sicher mit mehreren hundert Opfern rechnen. Der 
jetzt in Sowjetrußland wieder herrschende Kriegskommunismus hat sich dort 
an der mandschurischen Grenze ein neues Denkmal seiner Unmenschlichkeit 
und seines Barbarentums gesetzt. Neben den politischen Vorgängen im Barga- 
Gebiet mußten schon diese grauenhaften Ereignisse die Veranlassung geben, 
sich mit dem ziemlich unbekannten Gebiet eingehender zu befassen. 
Größfürst Cyrill schildert in seinem Aufruf die Vorgänge und stellt eine 
eigene Hilfsaktion für die Hinterbliebenen der Opfer in Aussicht. Er schließt 
seinen Aufruf mit den Worten: „Ich wende mich daher an sämtliche Staats- 
chefs, an alle Regierungen und die Nationen der ganzen Welt, und bitte sie, 
sich mit unseren Anstrengungen zu vereinigen, um zum wenigsten die uns 
folgende Generation vor der vollständigen Ausrottung durch die vernichtende 
Wahnsinnswelle, die sich gegen das unglückliche Rußland erhebt, zu retten.“ 
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WILLMAR FREISCHÜTZ: 
‚Die indisch-englische Auseinandersetzung 


In den Jahren nach dem Kriege bietet Indien das Bild einer reichen Bewegt- 
heit, und die indische Unabhängigkeitsbewegung nähert sich immer mehr ihrem j 
Ende; jedoch ist der Außenstehende über diese im großen Ausmaße sich ab- | 
spielende Freiheitsbewegung nur wenig unterrichtet, da Zeitungsmeldungen | 
dank der vorzüglich organisierten englischen Presse aus Indien nur sehr spär- 
lich in die Außenwelt gelangen. — Was seit langem von Kennern des Orients 
erwartet wurde, ist nun eingetreten — die Krisis der englisch-indischen Aus- 
einandersetzung ist ausgebrochen. Den Anstoß dazu hat einerseits die Zuspitzung 
der „Bardoli“*-Bewegung gegeben, andererseits ist sie auch durch den im August 
1928 von der „Swaradsch“-Partei dem indischen Nationalkongreß eingereichten 
Verfassungsentwurf verursacht. Wir wollen nun versuchen, den wahren Zustand 
der Dinge in Indien herauszuschälen, 

Das Bewußtsein einer indischen Einheit ist erst kürzlich erwacht; noch vor 
etwa 45 Jahren ließen sich die hart ausgebeuteten Inder keinerlei Auflehnung 
gegen die englische Fremdherrschaft zuschulden kommen ‘und fügten sich 
infolge ihrer Trägheit in alles, was die Engländer von ihnen verlangten. — 
Heute ist das indische Volk in die Periode des politischen Nationalismus ge- 
treten; nicht nur für die Intelligenz dieses Landes, sondern auch für alle seine 
Bewohner ist der unabhängige Nationalstaat das erstrebenswerte politische Ziel. 
— „Auch eine Kuh schlägt aus, wenn ihr die Geduld übergeht“, sagte mir in 
echt indischer Bildersprache ein Anhänger der Freiheitsbewegung, als ich die 
Schlagkraft des indischen Unabhängigkeitstriebes infolge des energielähmenden 
und ausdauerraubenden Klimas bezweifelte. Was er damit sagen wollte ist klar: 
auch die friedfertigen Inder werden durch die drückende britische Fremdherr- 
schaft zur Abwehr gezwungen, trotz Klima und Veranlagung. 

Die indische Freiheitsbewegung hat sich erst mit der Schaffung des nicht 
amtlichen indischen Nationalkongresses („Indian National Congreß“) im Jahre 
1885 herauskrystallisiert und ist aus vielen Bedürfnissen und Trieben zusammen- 
gewoben. Obwohl das Ziel des Kongresses eine vollständige soziale und poli- 
tische Gleichstellung den Engländern und später die Schaffung eines nationalen 
indischen Parlaments war, beschränkte sich der Kongreß anfangs immer nur 


auf das Gerichtswesen und hatte die Funktion etwa eines Appellationsgerichtes. 
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; waltung durchführen. 
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ge Eine stärkere Aktivität des Unabhängigkeitstriebes konnte man schon an 


Anfang dieses Jahrhunderts bemerken, als der Industrielle Dada Bhai Narodji 
den Mut hatte, als Präsident des Nationalkongresses den Wunsch nach einer 


Selbstverwaltung Indiens („Swaradsch“) frei und offen auszusprechen. Die 


während dieser Zeit — etwa 1908 — entstandene „Moderate Party“ hatte je- 
doch eine sehr gemäßigte Kampfmethode und beherrschte lange Zeit den 


indischen Nationalkongreß. „National“ war der Kongreß aber nur dem 
Namen nach, denn die große Zahl der indischen Mohammedaner hielt sich 
noch fern von der Politik, so daß der Kongreß praktisch nur eine Hindu- 
Organisation war. 

Die Engländer, die natürlich diesen Selbstverwaltungstrieb der Inder als eine 
‚unsympatische Erscheinung empfanden, hofften nun, daß eine Spaltung zwi- 
schen den Hindus und den Mohammedanern eintreten und die Stoßkraft des 
Nationalkongresses infolgedessen zerfallen werde. Als sie, dem alten Prinzip 
getreu divide et impera, die religiösen und Rassenmomente dieser beiden Parteien 
gegeneinander ausspielten, erwies sich ihre Bemühung auch für einige Zeit erfolg- 
reich; von Großbritannien unterstützt, gründeten die Mohammedaner im selben 
Jahr eine eigene Organisation („Indian Moslem League“) und vertraten natürlich 
die Meinung, ohne mohammedanische Hilfe könnten die Hindus keine Selbsver- 


Der Gegensatz zwischen Hindus und Mohammedanern hat seinen Grund in 
der Religion und der Kultur: den Hindus ist die Kuh ein sehr heiliges Tier 
und wird als eine Gottheit angesehen, während die Mohammedaner natürlich 
Rindfleisch essen. Außerdem wird von den Hindus die brahmanische Ober- 
hoheit und das Kastensystem anerkannt, während die Mohammedaner einen 
Kalifa, den Nachfolger des Gesandten Allah, anerkennen und eine in sich ge- 
schlossene Körperschaft bilden. Diese Tatsache, daß der Mohammedanismus 
und das Hindutum sich schroff gegenüberstanden und bei geringen Anlässen 
heftige Zusammenstöße hatten, wurde von der englischen Presse insofern aus- 
genutzt, als die Engländer nun behaupten konnten, eine indische Gesamtheit 
könne nicht ohne eine unparteiische Fremdherrschaft bestehen. — Während des 
Krieges war zum ersten Male die Idee der Hindu-mohammedanischen Ver- 
einigung praktisch durchgeführt; ım Jahre 1916 tagte die „Indian-Moslem- 
League“ und der „Indian-National-Congreß* gemeinsam in Lucknow und for- 
mulierte eine gemeinsame Forderung nach Selbstregierung auf der Basis einer 


Dominionherrschaft. 
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Als in den kritischen letzten Kriegsjahren Indien von England ebenfalls gegen 
Deutschland mobilisiert wurde, war „Selbstregierung“ (Selfdetermination) das 
Köderwort für die Hindus. Den Mohammedanern verspach man dagegen, den 
türkischen Sultan, der die erhabene Stellung des indischen Kalifa innehatte, 
nach dem Kriege anzuerkennen. Auf Grund dieser Versprechungen und ferner 
auf Grund des herzbewegenden Appells Lloyd Georges schickte Indien 1918 
etwa eine Million Kämpfer freiwillig ins Feld. — Nach Beendigung des Welt- 
krieges waren nun die Versprechungen fällig, jedoch wurden sie englischerseits 
nicht mehr erwähnt. Es ist daher erklärlich, daß langsam in den indischen 
Kreisen eine Gereiztheit sich kundgab, die natürlich darauf zurückzuführen 
war, daß Großbritannien anscheinend nicht die Absicht hatte, die Selbstregie- 
rung Indiens anzuerkennen. — Doch statt der erhofften Selbstregierung wurde 
von England ein Sondergesetz („Rowlatt-Act“) erlassen, daß sich „gegen auf- 
rührerische Verbrechen“ richtete. Die Gereiztheit wurde noch mehr zugespitzt, 
als General Dyer bei Amritsar seine Maschinengewehre 10 Minuten lang blind- 
lings auf einen Haufen Männer, Frauen und Kinder feuern ließ, weil sie nicht 
wußten, daß in der Nacht vorher jede Ansammlung verboten worden war. 

Im Nationalkongreß, der jetzt dem britischen Vizekönig gegenüber zum 
Souverän einer fremden Macht wurde, bekamen die Anhänger der Radikalen 
Partei („Extremists“) eine Vorherrschaft über die Moderate Party und verlang- 
ten durch ihren Führer G. B. Tilak auf eine ganz entschiedene Art die Selbst- 
regierung von Indien. — Man hat in London nicht bedacht, daß der Weltkrieg 
auch in Indien seine Spuren hinterlassen hat, daß die Gedanken einer neuen 
Zeit auch dort Eingang gefunden hatten. — Etwas verspätet schritt die englische 
Regierung zur Reform. 

Vom englischen Parlament wurde die „Government of India Bill“ ange- 
nommen, und Ende 1919 wurde an Indien (allerdings unter Fortdauer des Be- 
lagerungszustandes) die „Montagu-Chelmsfort“-Reform-Akte gewährt. — Sie 
bedeutet wohl einen Schritt vorwärts in der Selbstverwaltung Indiens, ist aber 
in bezug auf die Regierung nur eine Doppelherrschaft von Indern und Eng- 
ländern zugleich, da die Gesetzgebende Versammlung (Legislative Assembly) 
auf die Regierungsführung keinen verfassungsmäßigen Einfluß hatte. Es ist 
wohl die Mitwirkung des indischen Parlaments bei der Gesetzgebung erforder- 
lich, der Vizekönig kann aber auch gegen den Willen des Parlaments die er- 
wünschte Gesetzgebung durchführen. Auch hatte die Akte zur Folge, daß 
den Indern in Politik, Verwaltung und Heer zahlreiche Karrieren] eröffnet 
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wurden, aber keine einzige, die sie zu Staatsmännern, zu Ministern, zu Führern 
eines unabhängigen Landes hätte erziehen können. Auch schuf die Akte zu 
‚guter Letzt keinen endgüldigen Zustand, sondern setzte eine Probezeit von 
10 Jahren fest. Im Jahre 1929 sollte dann die Selbstverwaltung weiter ausge- 
Bat werden, falls eine Untersuchungskommission die Inder als dazu befähigt 
finden würde. 

Daß diese „Montford Reform“ von allen Parteien und Schichten der Bevöl- 
kerung verdammt wurde, ist fast selbstverständlich. Diese an Indien gegebene 
‚Scheinverfassung ist nun zum Mittelpunkt der indisch-englischen Auseinander- 


setzung geworden, und es ist bemerkenswert, wie sich gegenüber dem britischen 
Vorschlag die Entschlossenheit der indischen Nation immer fühlbarer machte, 
Indien zu einer endgültigen nationalen Freiheit zu bringen. Es schien nur noch 
der gewaltsame Losbruch der Revolution zu fehlen, um die englische Herr- 
schaft hinwegzuspülen. 

In diesem kritischen Augenblick starb G.B. Tilak, der fest entschlossen war, 
zu gegebener Stunde den Weg der Gewalt zu betreten. An seine Stelle trat der 
religiös veranlagte Mahatma Gandhi, und mit ihm begann eine neue Epoche 
‚der indischen Unabhängigkeitsbewegung. Die Ziele blieben die gleichen, aber 
‚die Methode wurde anders. „Es gibt stärkere Waffen als aus Stahl und Eisen“, 
war sein Motto des Kampfes. Die Gewalt wurde aus dem Programm gestrichen 
und der passive Widerstand zum Prinzip gemacht. Dieser passive Widerstand 
zerfällt in zwei Gruppen von Kampfmitteln: die sog. „non-cooperation“ (d.h. 
Ablehnung jeder Mitarbeit) und die „non-violance“-Bewegung (d.h. gewaltloser 
Kampf). Der Persönlichkeit Gandhis gelang es auch, die Mohammedaner unter seine 
Führung zu bringen und so eine nationale Einheit herzustellen. Vom Kalıfats- 
komitee ermächtigt, lehnte er jede Beteiligung an Regierunganleihen ab, ver- 
zichtete auf Anrufen der öffentlichen Gerichte, boykottierte Schulen, Hochschulen 
und auch britische Waren und lehnte alle Ämter, Titel und Orden ab. Als 
letztes Kampfmittel behielt er sich noch vor, einen Aufruf zur Nichtzahlung der 
Steuern zu proklamieren. Man versuchte nun englischerseits mit Gandhi auf 
friedlichem Wege zu einer Verständigung zu kommen. Die Verhandlungen in 
Simla führten jedoch zu keinem Erfolg.— Aber so hoch Gandhis Ideale und so 
rein seine Absichten waren, die bis ins Tiefste aufgewühlten Massen entglitten 
in den entscheidenden Momenten seinen Händen. Als die Demonstrationen in 
Zusammenstöße ausarteten und bei Chauri Chaura, einem Dorf im Osten In- 
diens, mehrere englische Beamte getötet wurden, zog Gandhi seinen Aufruf 
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zum passiven Widerstand zurück und bestimmte ein allgemeines Fasten von 
2ı Tagen als Buße.— Jetzt erst, wo die Erregung infolge der Buße sich etwas 
gelegt hatte, wagten es die Engländer Gandhi und etwa 35 000 seiner Führer 
zu verhaften, weil er „sein Volk der Regierung entfremdete und zu Haß und 
Verachtung Seiner Majestät aufgestachelt habe“, besagt seine Verurteilung vom 
18. 3. 1922. — Die indische Unabhängigkeitsbewegung flaute jetzt allmählich 
ab, die oberflächliche Einigung zwischen Hindus und Mohammedanern verlor 
den äußeren Zusammenhalt, der passive Widerstand als politische Waffe wurde 
immer mehr und mehr aufgegeben. An dessen Stelle setzte C. R. Das — ein 
realpolitisch gerichteter Schüler und Nachfolger Gandhis — in der Nationalver- 
sammlung die Obstruktion in der Legislative Assembly, um auf diese Weise 
die „Montford Reform* zu Fall zu bringen. Es trat eine Zeit der scheinbaren 
Ruhe und Befriedigung. ein, die bis zum Tode von C.R. Das im Jahre 1925 
anhielt. 

Ende 1925 ist jedoch eine neue Erregung in Indien zu beobachten, die sich 
immer verstärkt, je näher das Jahr 1930 heranrückt und somit die Probe- 
zeit der „Montford Reform“ abläuft. Diese zweite und vielleicht auch letzte 
Phase der indisch-englischen Auseinandersetzung wird durch eine untergründige 
Agitation gegen die Reform charakterisiert; der Freiheitskampf wird jetzt auch 
außerhalb des Parlamentes im ganzen Lande im stillen organisiert. Es ent- 
wickelt sich neben den bürgerlichen Parteien auch ein neuer Kern der Arbeiter- 
führer, diestark von Moskau beeinflußt werden, Arbeiter und Bauernorganisationen 
bilden und allmählich eine immer größere Aktivität entwickeln. Man denke 
bloß an den Streik der Arbeiter bei Madras 1927, an den Streik der Webereien 
in Bombay und der Eisenbahner in Cawnpure im Herbst 1927. -— Wiederum 
hoffte Großbritannien, daß die Unabhängigkeitsbewegung durch Uneinigkeit 
geschwächt werde, doch die Hoffnung erwies sich als trügerisch. Auf dem Wege 
zur Befreiung Indiens wurden alle Partei- und Religionsunterschiede überbrückt. 
Als die politischen Verbände 1927 von der englischen Regierung aufgefordert 
wurden, einen Verfassungseutwurf vorzulegen, wurde von den bürgerlichen 
Parteien wieder die „non-cooperation“-Bewegung durch ihren Führer Nehru 
proklamiert, und der linke Flügel reichte dem Nationalkongreß ın Madras ein 
Manifest ein, worin jede Verbindung mit England als unvereinbar mit der Frei- 
heit Indiens abgelehnt wurde. 

Die indische Unabhängigkeitsbewegung ist besonders akut geworden, als 
Anfang 1928 eine englische Kommission unter Führung von Sir John Simon in 
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Indien eingetroffen ist. Die Kommission sollte untersuchen, ob es zweckmäßig 

sei, den Grad der verantwortlichen Selbstregierung zu erweitern. — Wiederum 

_ waren sich alle Parteien in dem nationalen Kampf gegen Großbritannien einig 
und protestierten gegen die Einsetzung der Simon-Kommission. Die bürger- 

" lichen Parteien organisierten Kundgebungen öffentlicher Trauer („Hartal“), bei 
denen alle Geschäftsleute ihre Betriebe schlossen, sobald die Simon-Kommission 
in einer Stadt eintraf, während die linken Parteien in Kalkutta, Bombay und 
Madras Massendemonstrationen und kurze Streikproteste veranstalteten. Die 
von Simon vorgeschlagene gemeinsame, freie Konferenz der Inder und der 
Kommission wurde im März 1928 von der Legislative Assembly abgelehnt. — 
Lord Berkenhead machte daraufhin den Indern zum Vorwurf, daß sie eine 
Erweiterung der Selbstverwaltung ablehnen, ohne einen Gegenvorschlag machen 
zu können; ihre Unabhängigskeitsbewegung sei daher ziel- und zwecklos. Um 
diesem Vorwurf zu begegnen, hat Motilal Nehru einen Verfassungsentwurf auf 
der Grundlage einer Dominialverwaltung ausgearbeitet. Dieser vielbesprochene 
„Nehru-Report“ wurde jedoch dem indischen Nationalkongreß, nicht der 
Simons-Kommission, eingereicht. 

Während im ganzen Lande die Bewegung gegen die Simon-Kommission 
immer zugespitzter wurde, spielte sich im Verwaltungsbezirk der Präsident- 
schaft Bombay ein Kampf mit der englischen Provinzialregierung ab, der 
später — wie wir es jetzt sehen — zum Muster der gesamten Unabhängig- 
keitsbewegung geworden ist. Ich meine die Steuerverweigerungsbewegung in 
Bardolı. 

Wenn auch Bardoli nur ein verhältnismäßig kleiner Verwaltungsbezirk der 
Präsidentschaft Bombay ist, so war die Anteilnahme der ganzen indischen Be- 
völkerung an diesem Präzedenzkampf der „non-violence“-Bewegung dermaßen 
groß, daß seine Bedeutung sich über die lokale Grenze hinaus auf ganz Indien 
ausdehnte. 

Dieser zähe Kampf, der ein typisches Miniaturbild der ganzen indischen 
Unabhängigkeitsbewegung darstellt, ist aus einer reinen Verwaltungsangelegen- 
heit entstanden. — Die Steuern werden in der Präsidentschaft Bombay durch 
die englische Regierung immer schätzungsweise auf mehrere Jahre festgesetzt, 
wobei der „Settlement officer“ Vorschläge zu machen hat, nach welcher Rich- 
tung die Steuern für die nächsten Jahre abzuändern sınd. — Ende des Jahres 1926 
hat der Beamte von Bardoli eine Erhöhung der „Revenue Taxes* um 30%, 
vorgeschlagen, jedoch waren die indischen Bauern infolge lokaler Mißernten 
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nicht mal in der Lage, die bisherige Landsteuer aufzubringen. Sie beschritten 
daher den direkten Weg der Regierungsappellation. Ihre Gesuche um Ermäßi- 
gung der drückenden Steuern wurden aber von der Provinzialregierung in Bom- 
bay abschlägig beschieden. Diese ungerechtfertigte Ablehnung veranlaßte sıe 
nun an-die Zentralregierung, d. h. an den Vizekönig von Indien zu appel- 
lieren; auch hier wurde eine Überprüfung der Landsteuerveranlagung ohne 
stichhaltigen Grund Mitte 1927 abgelehnt. 

Auf Anraten der Swaradschisten (Freiheitspartei) versuchten die indischen 
Bauern, die Steuererhöhung jetzt durch Ausnutzung der parlamentarischen 
Taktik lahmzulegen und auf diese Weise zu ihrem Recht zu kommen. — Die 
„Montagu-Chelmsford Reform“ hat dem Gesetzgebenden Rat der Präsident- 
schaft Bombay eine gewisse Selbstverwaltung und finanzielle Kontrolle über- 
tragen. Diese fast rein indische Provinzialbehörde hat nun Anfang 1928 den 
Gouverneur von Bombay um die Einsetzung einer unparteiischen Kommission 
ersucht, die die Zahlungsfähigkeit der Landbevölkerung von Bardolı unter- 
suchen sollte. Der Gouverneur lehnte auch diesen Vorschlag ab und erregte da- 
mit in ganz Indien einen empörten Widerhall. — Dieser Fehlschlag, eine ge- 
rechte Forderung auf konstitutionellem Wege durchzusetzen, wirft ein grelles 
Licht auf die Unzulänglichkeit der „Montagu-Chelmsford Reform“ und die 
britische Willkürherrschaft. Die Bardoli-Bewegung wurde nun von den Füh- 
rern der Swaradschisten als ein Vorgang betrachtet, der dem nationalen indi- 
schen Freiheitskampf als Beispiel dienen soll. 

Die von Gandhi früher angewandte Kampfmethode der passiven Resistenz 
wurde jetzt in Bardoli proklamiert und die Kampfstimmung durch Agitation 
immer mehr zugespitzt. Die passive Aufsässigkeitsbewegung fand in Valabhai 
Patel einen Führer von Rang. „Es gibt stärkere Waffen als Eisen und Stahl“, 
war im Bezirk Bardolı das Motto der „non-violence“-Bewegung (d. h. gewalt- 
lose Gegenwehr) und es ist bemerkenswert, wie gegenüber der britischen Ab- 
lehnung die Entschlossenheit der Bardolibevölkerung sich immer fühlbarer 
machte, die Steuererhöhung _durch Märtyrertum zu Fall zu bringen. — In 
Europa ist es kaum denkbar, daß irgendeine umwälzende Bewegung ohne 
Gewalt vollzogen werden kann; in Indien, dem Lande des Buddhismus und 
Brahmanismus, im Lande der Upanischaden und Vedanta, steht die Weltan- 
schauung der europäischen diametral gegenüber: es ist hier kaum denkbar, 
daß eine umwälzende Bewegung „mit“ Gewalt vollzogen werden kann. Auch in 
Indien ist man bereit Blut zu vergießen, jedoch nicht fremdes, sondern das eigene. 
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Die Steuerbeamten von Bardoli bemühten sich vergebens durch Zahlungs- 
 befehle und Beschlagnahmeversuche die fälligen Abgaben einzubringen. Im 
' Laufe der Zeit wurde die Gereiztheit der englischen Regierung immer stärker, 
und sie beorderte im März 1928 von der Nord-West-Grenze Indiens einen 
_ wilden Afghanenstamm nach dem Bezirk Bardoli, um nun mit Hilfe dieser für 
Indien fremdländischen Söldner die Konfiskation von Land und die Beschlag- 
nahme des beweglichen und unbeweglichen Vermögens durchzuführen. Die 
stille Hoffnung der Engländer, daß diese wilden Pathan so manche brutale und 
schmachvolle Ausschreitung „verschulden“ werden, hat sich verwirklicht. Doch 
die Bevölkerung von Bardoli verharrte in dem passiven Widerstand und fügte sich 
mit stoischer Ruhe allen Mißhandlungen, die man ihr antat: die entsagende 
und entbehrende Weltanschauung der Yogis ist den Indern zur zweiten Natur 
geworden. Die von den Engländern erwartete gewaltsame Auflehnung gegen 
diese „Pathan-Schmach“ brach nicht aus. Die Bauern warteten in ihren Häu- 
sern und Hütten ruhig auf das Erscheinen der wilden Pathan, ließen sich miß- 
handeln und auch verhaften, ohne auch nur den leisesten Widerstand zu 
leisten. Hunderte von Bauern wurden eingekerkert, jedoch kein Geld verein- 
nahmt. 

Die Regierung sah sich bald gezwungen, das beschlagnahmte Rind und das 
“ konfiszierte Land zu versteigern; aber es fanden sich aus einem sehr verständ- 
lichen Grunde nur wenige Käufer, und die Güter mußten zu Spottpreisen ab- 
gegeben werden. Die Büffel, die sonst z. B. 100 Rupien wert waren, verstei- 
gerte man zu etwa 5 Rupien, Landgüter im Werte von 2000 Rupien — zu 150 
oder 200 Rupien. 

Die Bardoli-Bewegung wurde unterdessen zu einer Angelegenheit der ganzen 
indischen Nation, zum Mittelpunkt der „All-India“-Frage, und mit steigender 
Erregung verfolgte man im ganzen Lande die Ereignisse in diesem verhältnis- 
mäßig kleinen Verwaltungsbezirk. Die Erregung wurde noch gesteigert durch 
Vorkommnisse in anderen Teilen Indiens: durch den Streik der Webereien in 
Bombay, durch den Streik der Eisenbahner in Cawnpure und last not least auch 
durch das Eintreffen der Simon-Kommision, 

Ende Juni 1928 entschloß sich die Provinzialregierung, nun ihrerseits einen 
Verhandlungstermin vorzuschlagen. Dieser Vorschlag wurde von Patel und 
Gandhi angenommen, jedoch erwiesen sich die Bedingungen der englischen Be- 
vollmächtigten als vollständig indiskutabel, da man englischerseits sofortige 
Zahlung der Steuern verlangte und dann erst eine Untersuchungskommision 
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einsetzen wollte, die jedoch nicht neutral, sodern von der englischen Regierung 
ernannt werden sollte. 

Die Bauernvertreter verlangten dagegen die Einsetzung einer unparteiischen 
Untersuchungskommission, der sie sich endgültig unterwerfen wollten, die 
Freilassung aller in diesem Zusammenhange verhafteten Inder, die Rückgabe der 
versteigerten Güter zum Versteigerungspreise, und ferner verlangten sie auch die 
Stundung der Steuern bis zum Schiedsspruch der unparteiischen Kommission. Mit 
der Begründung: „No Government would be worth thename of Government which 
allowed such a thing to happen,“ wurden die indischen Vorschläge abgelehnt. 

Die Bardolibewegung wurde unter zugespitzteren Verhältnissen weiterge- 
führt. Die Provinzialregierung drohte, bei einem Fortbestehen des passiven 
Widerstandes mit Militär, Maschinengewehren und Flugzeugen vorzugehen. Die 
Freiheitspartei wollte dagegen die „non-cooperation“-Kampfmethode, d.h. Ab- 
lehnung jeder Mitarbeit in den englischen Regierungs- und Verwaltungsbehör- 
den, Verzicht auf englische Gerichtsbarkeit usw. in ganz Indien proklamieren. 
Anfang August 1928 kapitulierte jedoch die englische Regierung und hatte die Vor- 
schläge der Bauernvertreter angenommen. Die Untersuchungskommission wurde 
ebenfalls eingesetzt und bestand aus 3 englischen Vertretern und 2 Swaradschisten. 
Die Bardolibewegung flaute allmählich ab und endete in ruhigen Verhandlungen. 

Dieser moralische Sieg der Swaradschisten hat auf dem indischen National- 
kongreß im Dezember 1928 insofern eine Widerspieglung erfahren, als die 
Partei der Extremen die völlige Unabhängigkeit Indiens forderten. Die „Moderate 
Party“ begnügte sich dagegen mit dem Dominion-Status, wie er von Motilal 
Nehru entworfen war. Auch Gandhi vertrat die gewaltlose Entwicklung der 
Dinge und setzte seinen ganzen Einfluß ein, um der Mehrheit entgegen den 
Entwurf als Richtlinie für die Weiterentwicklung der indischen Freiheitsbewe- 
gung vom Nationalkongreß akzeptieren zu lassen. Es wurde auch tatsächlich 
beschlossen, den „Nehru-Report“ anzunehmen, jedoch unter der Bedingung, daß 
der Dominonstatus spätestens am 31. 12. 1929 den Indern zugebilligt werde; 
anderenfalls wollten auch die Swaradschisten die völlige Unabhängigkeit Indiens 
als ıhr Ziel betrachten und sie durch non-violent non-cooperation erzwingen. 
Gandhi und die Swaradschisten wurden somit auf den Weg gedrängt, der not- 
wendigerweise zur Forderung der völligen Unabhängigkeit führen mußte, da 
keine Änderung der britischen Politik im Laufe des Jahres 1929 eintrat, die 


schon jetzt zum vollen Dominonstatus führen könnte. Der „Nehru-Report“ blieb 
unberücksichtigt. 
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Der nächste Nationalkongreß trat in Lahore unter der Leitung des Panditen 
- Jawaharlal Nehru, dem Sohn des Verfassers vom indischen Dominionentwurf, 
am 30. Dezember 1929 zusammen, und Gandhi selbst brachte den entscheiden- 


A ‚den Antrag ein, Indien die absolute Selbständigkeit zu verleihen. Es wurde be- 


schlossen, die Kampfmethode des passiven Widerstandes und des bürgerlichen 
Ungehorsams in ganz Indien zu proklamieren und nach dem Muster von Bar- 
doli durchzuführen. Punkt ı2 Uhr wurde die indische Freiheitsfahne gehißt 
und die Unabhängigkeit Indiens ausgerufen. 

Man griff jedoch nicht gleich zum Äußersten; während im Lande die indi- 
sche Unabhängigkeit gefeiert wurde, tagte bei Gandhi in Ahmadabad ein Aus- 
schuß des indischen Nationalkongresses und überlegte die weiteren Schritte. 
Es wurde beschlossen, Gandhi nahezu diktatorische Machtbefugnisse zu über- 
tragen und unter seiner Leitung die „Kampagne der zivilen Gehorsamsverwei- 
gerung“ ins Werk zu setzen. Bisher kennen wir nur Diktaturen, die mit Gewalt 
die Macht an sich gerissen haben und stets brutale Energie besitzen müssen; 
in Indien ist der „Diktator“ Gandhi vom Volk gewählt und hat fast einen 
Widerwillen gegen die Masse, ist sanft und höflich, sogar mit seinen Gegnern. 

Zusammen mit beiden Nehrus (Vater und Sohn) beschloß Gandhi, noch ein- 
mal dem Vizekönig von Indien, Lord Irwin, Gelegenheit zu geben, einen Aus- 
weg zu finden. „Let the Viceroy“, schreibt er, „satisfy these very simple but 
vital needs of India, and he will then hear no talk of civil disobedience“. Die 
elf Bedingungen seines seltsamen Ultimatums beziehen sich auf: völlige Pro- 
hibition, Währungsregelung, Landpachtherabsetzung, Abschaffung der Salz- 
steuer, Herabsetzung des Militärs, Schutzzoll der indischen Textilproduktion, 
indische Küstenschiffahrt, Freilassung der politischen Gefangenen, Gehalts- 
herabsetzung bei höheren Beamten, Abschaffung der Geheimpolizei und Frei- 
gabe von Schußwaffen zum Selbstschutz. Sie waren am ı1. März 1930 fällig. 
Dann sollte die indische Kraftprobe beginnen. 

Als der Vizekönig die Forderungen ablehnte, begann Gandhi die „civil diso- 
bedience‘‘ mit der Salzsteuer durchzuführen, weil diese seiner Meinung nach vom 
Standpunkt des armen Mannes am ungerechtesten sei. Die Salzsteuer hat übrigens 
eine kleine Vorgeschichte; sie wurde im Jahre 1923 vom Generalgouverneur 
zwar der Verfassung gemäß, aber gegen den Willen der gesetzgebenden Ver- 
sammlung (Legislative Assembly) und zu ihrem großen Ärger verfünffacht, so daß 
4okg Salz mit etwa 2 Mark besteuert wurden. Diese Salzsteuererhöhung über den 
Kopf der gesetzgebenden Versammlung hinweg wirft wiederum ein grelles Licht 
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auf die Unzulänglichkeit des bisherigen Mitbestimmungsrechts der Inder und 


ist daher von Gandhi sehr geschickt gewählt. 

Die Massengehorsamsverweigerung (Satya-graha) wurde von Gandhi am 
ı2. 3. 30 dadurch eingeleitet, daß er mit etwa 80 Anhängern von seinem 
Wohnsitz Ashram, in der Nähe von Ahmadabad, nach Jalalpur, in dessen Um- 
gebung sich die Salzlager befinden, aufbrach, um dort aus dem Meerwasser 
Salz zu gewinnen und auf diese Weise das staatliche Salzmonopol zu durch- 
brechen. Die Bevölkerung soll sich weigern, das von der Regierung in den 
Handel gebrachte Salz zu kaufen und statt dessen selbst die Gewinnung von 
Seesalz betreiben. Damit hat Gandhi die Feindseligkeiten eröffnet, die sich zu- 

nächst auf den Salzbezirk Gujerat beschränken und stufenweise verschärft 
” werden: Zahlungsverweigerung auch anderer Steuern, Niederlegung aller 
Ämter, Boykott der englischen Waren usw. Die nächste Etappe der „ Satyagraha“ 
wird die Weigerung sein, Landpachten und -renten zu zahlen, eine Angelegen- 
heit, für die sich Hunderttausende von Bauern in den verschiedensten Teilen 
von Indien einsetzen werden. 

Die Regierunng hat, um der Bewegung entgegenzutreten, allen Offizieren 
des. betr. Polizeidepartements einen höheren Rang verliehen und den einfachen 
Polizeiagenten Vollmachten erteilt, die die Salzsteuermonopolbeamten genießen, 
um auf diese Weise Beschlagnahme von Salz und andere Amtshandlungen zu er- 
möglichen. Patel, der hervorragende Organisator der Bardolibewegung, Sen Gupa, 
der Bürgermeister von Kalkutta, und andere prominente Inder wurden verhaftet. 

Diese Bewegung ist der Anfang der großen indisch-englischen Auseinander- 
setzung. Die vorhin beschriebene Bardolimethode wird jetzt zur Lösung der 
allindischen Freiheitsbewegung benutzt. Zieht man in Betracht, daß auch mit 
einem Generalstreik der Textil- und Jutearbeiter in Bombay und Bengalen zu 
rechnen ist, ferner die mohammedanische Kalifatsbewegung der „Ali-Brothers“ 
in diese Auseinandersetzung eingreifen kann u.a. m., so wird der Simonbericht 
wenig Einfluß auf den Lauf der Dinge haben, und auch die „Konferenz am 
runden Tisch“ (Round Table Conference) durch die Ereignisse überholt sein. 

Das Labourkabinett von MacDonald ist vor die Alternative gestellt, ent- 
weder den Dominonstatus innerhalb einer kurzen Frist in Indien zuzulassen 
und so die Unterlassungssünde von Baldwin und Chamberlain auszubaden, 
oder aber die Freiheitsbewegung mit der gesamten Artillerie, der Flugwaffe, 
einem gewaltigen Kraftwagenpark und anderen modernen Mitteln der Kriegs- 
technik gewaltsam zu unterdrücken. 
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FRIEDRICH PAuLic: as 
Monroe-Doktrin, Panamerika und Völkerbund 


Der Herausgeber des deutschen „Heimatgruß“ in Bahia Blanca (Argentinien) 
sendet uns die nachfolgenden Ausführungen, die für die Stimmung in Süd- 
amerika gegenüber den USA. und den politischen Entwicklungen in Europa 
recht bezeichnend sind. Die Schriftleitung. 


Als dem auf 34000 Geviert-Km. nur ı1/, Millionen Bewohner bergenden 
mittelamerikanischen Kleinstaate San Salvador von dem Völkerbunde nahe- 
gelegt wurde, wieder als Mitglied zu ihm zurückzukehren, richtete jener zu- 
vor an diesen die Frage: Wie stellt sich der Völkerbund zur Monroe-Doktrin? 
Mußte es schon auffallen, daß der Völkerbund einem Kleinstaate wie San Sal- 
vador nachlief, so mußte die Anfrage San Salvadors noch mehr zum Nach- 
denken anregen. 

Bei der Gründung des Genfer Bundes standen alle Staaten, weltkriegführende 
wie neutralgebliebene, unter dem Banne des Wortes: „Nie wieder Krieg!“ 
Die Alliierten wußten gute Propaganda für ihren „Friedensbund“ zu machen 
und veranlaßten dadurch viele Staaten, unter ihnen auch San Salvador 
und Brasilien, dem Bunde beizutreten. Mit der Zeit aber trat der Alltag mit 
seinen Sorgen für jeden Staat wieder in seine Rechte. Die mächtigen Vereinigten 
Staaten von Nordamerika weigerten sich, trotzdem ihr Präsident Wilson einer 
der eifrigsten Verfechter der Völkerbundsidee war, dessen Beitrittserklärung 
zu ratifizieren, und blieben außerhalb des Bundes. 

Damit bekam die Frage der Mitgliedschaft zum Genfer Bunde für die mittel- 
und südamerikanischen Länder eine veränderte Bedeutung. Viele von ihnen, 
wenn nicht alle, hatten geglaubt, daß die USA. auch dem Bunde beitreten 
und damit ein Zeitalter anbrechen würde, in welchem die für die anderen 
amerikanischen Länder aus der Monroe-Lehre hervorlugende Gefahr, ihrer 
Freiheit und Unabhängigkeit durch die Vereinigten Staaten beraubt zu werden, 
für immer gebannt wäre. Jetzt aber mußten sie erkennen, daß die Nord- 
amerikaner sich in ihrer Handlungsfreiheit durch Beitritt zum Genfer Bunde 
nicht einengen lassen wollten und daher ihm fernblieben, ja daß sie, nach- 
dem sie sich bereits vor dem Kriege in der Panamakanalzone festgesetzt hatten, 
wider alles Völkerrecht auch in den kleinen mittelamerikanischen Staat Nicaragua 
einfielen und sich dort häuslich einrichteten. 

Die europäischen Großstaaten hatten sich durch ein mehr als vierjähriges 
Völkermorden zu sehr geschwächt. Keiner von ihnen durfte mehr wagen, den 
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Gewinnern des Weltkrieges — den Vereinigten Staaten — in den Arm zu fallen. 
Deshalb gaben die Yankees der von ihrem 5. Präsidenten 1823 aufgestellten 
und nach ihm benannten Monroe-Lehre eine andere ihnen besser zusagende 
Bedeutung. Aus dem: „Amerika den Amerikanern!“ war ein: „Ganz Amerika 


allein den USA!“ geworden und — Europa sollte sich in diese nordamerika- 


nische Annektionspolitik nicht einmischen! 

Dabei hatten die Vereinigten Staaten selbst durch ihren Eintritt in den Welt- 
krieg de facto die Monroe-Lehre, daß die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
sich nicht in europäische Angelegenheiten einmischen sollten, aufgegeben. Das 
kleine San Salvador stößt fast unmittelbar an das zwar räumlich bedeutend 
größere, aber nur 2/, Millionen, also noch weniger Bewohner als es selbst ber- 
gende Nicaragua. San Salvador glaubt Ursache zu besonderer Wachsamkeit 
haben zu müssen und hat deshalb die oben erwähnte Anfrage an den Völker- 
bund gestellt. Dieser wich wie stets bei ihm Gefahr oder Verlegenheiten brin- 
genden Streitfällen einer klaren Entscheidung aus. 

Die Nordamerikaner hätten sich überdies um seine Entscheidung, mochte 
sie ausfallen wie sie wollte, wenig gekümmert. Sie haben im 20. Jahrhundert 
ein ihnen besser passendes Schlagwort als die aus dem 19. Jahrhundert stam- 
mende Monroe-Lehre erfunden: „Amerika den Amerikanern!“ So stellen sie 
„Panamerika“ gegenüber dem in Europa von gewissen Tagesgrößen eifrig kol 
portierten: „Paneuropa“. 

Während im alten Erdteile von einem „Paneuropa“ geschrieben und ge- 
redet wird, debattieren die Yankees über „Panamerika“ weniger. Sie han- 
deln aber dafür mehr in diesem Sinne. Die Nordamerikaner treiben eine Politik, 
welche den USA. die Führung und Vorherrschaft über den gesamten ameri- 
kanischen Erdteil in wirtschaftlicher und politischer Hinsicht sichern soll. Diese 
s.g. panamerikanische Politik der Vereinigten Staaten wird aber von der über- 
großen Mehrheit der nicht zu den USA. gehörenden Amerikaner in Nord-, 
Mittel- und Südamerika abgelehnt, weil die in jener liegende Ichsucht der 
Yankees zu deutlich zutage tritt. Canada und ganz Südamerika fühlen mit 
Mexico, Nicaragua u. a. mittelamerikanischen Ländern, die in erster Reihe in 
ihrer Freiheit und Unabhängigkeit von dem mächtigen Nachbarn im Norden 
bedroht werden. 

Der Vermittlungsversuch von Pershing, dem Oberbefehlshaber der nord- 
amerikanischen Truppen im Weltkriege, zwischen Chile und Peru in der Streit- 
frage Tacna-Arica scheiterte kläglich, trotz langer Verhandlungen und der 
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E ‚wirtschaftlichen Machtfülle, über welche das nordamerikanische Kapital in 
' beiden Ländern verfügt. at 
Der Verlauf der 1927 in Washington abgehaltenen Konferenz des panameri- 
A kanischen Arbeitsverbandes zeitigte ebensowenig ein Ergebnis. Hier wurde 
mehr hinter den Kulissen als in der Öffentlichkeit verhandelt, nach dem Genfer 
Vorbilde über nicht auf der Tagesordnung stehende Fragen. Hauptsächlich 
sprachen die Teilnehmer sich darüber aus, ob die Monroe-Lehre noch Geltung 
hätte oder ob die nordamerikanische Union unter dem Schlagworte: „Pan- 
amerika“ alle anderen amerikanischen Länder als ihre Anhängsel, bzw. Ko- 
lonien zwecks ihrer politischen Durchdringung und wirtschaftlichen Ausbeutung 
betrachten dürfte. Auf Antrag zentralamerikanischer Vertreter, die wohl wußten, 
was sie damit bezweckten, wurde eine scharfe Entschließung gegen „eine 
elastische Auslegung der Monroe-Doktrin zum Nachteile der Rechte und der 

Freiheit der schwächeren Nationen dieses Erdteiles‘ angenommen. Die Kon- 

ferenz sprach sich darin weiter dagegen aus, „durch Waffengewalt oder ein 

Druckmittel erreichen zu wollen, daß das ausländische Kapital Vorrechte ge- 

nießt, deren sich die Bürger des betreffenden Landes nicht erfreuen können“. 
Trotzdem die Konferenzmehrheit so sich deutlich und scharf gegen eine Inter- 
ventionspolitik ausgesprochen hatte, stellte kurz darauf der nordamerikanische 
Präsident Coolidge ein Interventionsrecht völlig neu auf und gab damit zu er- 
kennen, daß die Vereinigten Staaten bei Verfechtung ihrer eignen Belange auf 
papierne Proteste anderer amerikanischer Staaten kein Gewicht legen. 

Einige Monate nach der Arbeitskonferenz in Washington trat eine panameri- 
kanische Wirtschaftskonferenz in Kabana zusammen. Auch sie war zur Ergeb- 
nislosigkeit verurteilt. Traten auf jener mittelamerikanische Staaten in erster 
Linie gegen den nordamerikanischen Imperialismus auf, so übernahmen auf 
dieser die argentinischen Vertreter die Führung gegen die nordamerikanische 
Hochschutzzollpolitik. „Mit einer Lüge auf den Lippen“ wollten sie, wie ihr 
Wortführer erklärte, nicht in die Verhandlungen der Konferenz eintreten. 
Deshalb wies er mit größter Schärfe auf den schneidenden Gegensatz hin, der 
zwischen den Phrasen der Yankees über Begünstigung des panamerikanischen 
Handels und jener Hochschutzzöllnerei bestände. 

Wie in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht zeigen die USA. auch in 
kulturellen und kultur-politischen Fragen in letzter Zeit sich alles weniger als 
von brüderlichen Gefühlen gegen die anderen amerikanischen Länder und deren 
Bewohner beseelt. Haben sie durch ein Quotensystem die Einwanderung ge- 
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wisser ihnen wenig oder nicht erwünschter Elemente auf ein geringes Maß zu 
beschränken oder ganz zu unterbinden versucht, europäischen, bzw. japanischen 
Zuwanderungslustigen gegenüber, so breitet sich jetzt in den Vereinigten Staaten 
eine Strömung immer mehr dahin aus, daß auch für die Einwanderung aus 
Ibero-Amerika ein Quotensystem aufgestellt wird. 

Die nationalstolzen Ibero-Amerikaner werden, wenn die Nordamerikaner eine 
solche Quotenpolitik auch ihnen gegenüber wirklich einleiten sollten, das nicht 
anders auffassen als eine Beleidigung und den Yankees darauf sicher nicht die 
Antwort schuldig bleiben. Argentinien als der in Südamerika führende und 
am weitesten von Nordamerika räumlich entfernt gelegene, daher relativ sich 
sicher vor USA. fühlende Staat zieht schon heute gewisse Folgerungen aus der 
nordamerikanischen Politik. Er verstärkt trotz Kellogg-Pakt und Abrüstungs- 
phrasen seine Rüstung zu Wasser, zu Lande und für den Kampf in der Luft, 
unter fast einstimmiger Billigung des Parlaments. Nebenbei setzt der Kampf 
schon ziemlich heftig ein für Abdrosselung der Wirtschaftsübermacht, welche 
die Standard-Oil-Company — eine amerikanische Petroleum -Ausbeutungs-Gesell- 
schaft — in Argentinien nach und nach sich errungen hat, durch Einleitung 
einer entsprechenden Enteignungsgesetzgebung. Der Brite ist in Argentinien 
sicher nicht beliebt. Man hofft im Ernstfalle aber doch wegen der gewaltigen 
Kapitalien, die britische Unternehmungslust in Argentinien angelegt hat, auf 
Hilfe der Briten gegen USA. 

Dem Völkerbunde steht Argentinien ablehnend gegenüber, weil es sich nicht 
vorzeitig auf eine Seite hin festlegen will, bzw. weil sein weiser Präsident 
Dr. Irigoyen klar erkannt hat, daß der Völkerbund nur ein Machtinstrument 
in der Hand der Alliierten ist zur Befestigung ihrer heutigen Vorherrschaft in 
Europa. Jenen aber in ihrem Bestreben zu helfen, ihre jetzige Stellung zu 
befestigen, trägt Argentiniens gegenwärtige Regierung um so weniger Ver- 
langen, als deren Präsident noch mehr als sein Vorgänger Dr. M. T. de Alvear 
darauf besteht, daß Großbritannien die vor 100 Jahren von ihm besetzten, 
Argentinien von Rechts wegen zustehenden und ihm vorgelagerten Malvinen 
endlich räumt und auf seine sich angemaßten Rechte auf die Orkaden verzichtet. 

Auch Brasilien nimmt Stellung gegen den Völkerbund und denkt kaum daran, 
nachdem es aus verletztem Ehrgeize 1926 aus ihm geschieden ist, ihm wieder 
beizutreten. Der Grund dafür besteht hauptsächlich darin, daß seine Staats- 
männer inzwischen erkannt haben, daß Brasiliens Stellung im Genfer Bunde 
keine glückliche war und auch nicht wieder werden würde, und daß seinen 
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vorwiegend wirtschaftlichen Belangen der meist europäische Macht- und Pre- 
_ stigefragen behandelnde Völkerbund weniger förderlich sein kann als das 
große ihm näher und auf dem gleichen Erdteile liegende Land der USA. 


Der in Mittelamerika größte Staat Mexico ist sich ohne Zweifel darüber im 


' klaren, daß er, wenn der starke, nördlich von ihm gelegene Nachbarstaat der 


Yankees einmal die Zeit für gekommen ansieht, seine Freiheit und Unabhängig- 
keit anzutasten, auf wirkliche Hilfe beim Völkerbunde nicht rechnen darf. 
Er bleibt aber doch dessen Mitglied, weil er von einem plötzlichen Ausscheiden 
aus ihm über lang oder kurz direkte oder indirekte mehr wirtschaftlich-finan- 
zielle als politisch ihm nachteilige Folgen zu befürchten Grund zu haben glaubt. 

In der gleichen Lage wie Mexico befinden sich die meisten mittel- und süd- 
amerikanischen Staaten. Ihr Beitritt zum Genfer Bunde war s. Z. für sie leichter 
und ungefährlicher, als jetzt ihr etwaiger Wiederaustritt für sie werden würde. 
In ıhnen allen steckt viel Kapital der Alliierten. Diese aber regieren auch im 
Völkerbunde. So ziehen fast alle ibero-amerikanischen Staaten vor, weiter ihre 
Beiträge an den Bund zu zahlen, — als Versicherungsprämie. Vielleicht kommt 
doch bald der neue Weltbrand! Darum verwendet man auch hier das bewährte 
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CARL SCHRAMM: 
Rechtsbildung und Geopohtik I 


Kein Rechtssystem oder Gesetz entsteht allein durch abstraktes, logisches 
Denken. Es ist vielmehr das Ergebnis verschiedener Zustände eines Landes und 
Volkes, besonders seiner Wirtschaft und somit seiner geopolitischen Lage. Es 
wird viel zu sehr verkannt, daß der rechtspolitische Wille allein nicht genügt, 
daß die Rechtsbildung vielmehr in erheblichem Maße von den verschiedensten 
Faktoren der Umwelt beeinflußt wird und daß besonders der rechtspolitische 
Wille bei Änderung der Umwelteinflüsse zur Gesetzesänderung gezwungen 
werden kann. Wird diese Umlagerung der Gesetzesgrundlagen, die durch geo- 
politische Ereignisse veranlaßt und hervorgerufen sein kann, nicht erkannt, so 
entstehen Vertrauenskrisen der Justiz. Wir erleben zur Zeit den Übergang von 
individualistisch-liberalen zum kollektivisch-betontsozialen Staatsgedanken. Die 
Begleiterscheinung ist eine Vertrauenskrise der Justiz, in Wirklichkeit ein 
Nichtnachkommen der Gesetzesgebung bzw. ein Mißverstehen der Zeit durch 


die maßgebenden Gesetzgebungsinstanzen. 
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Im folgenden soll in einigen Beispielen der Versuch gemacht werden, die 
Zusammenhänge zwischen Geopolitik und Rechtsbildung aufzudecken. 


I. Rezeption des römischen Rechtes 


Über die Gründe, warum das römische Recht, ein dem deutschen Rechts- 
empfinden zweifellos fremdes Rechtssystem, ohne besonderen Widerstand in 
Deutschland rezipiert wurde, ist viel geschrieben worden. Das Streben nach 
Rechtseinheit, das Studium deutscher Rechtsgelehrter in Bologna und anderer 
Universitäten Italiens, die Heerfahrten deutscher Kaiser nach Rom, die Förde- 
rung deutscher Imperatorideen durch das römische Recht werden als solche 
Gründe aufgezählt. Damit ist aber noch nicht bewiesen, warum ein Volk sein 
eigenes Rechtssystem fast kampflos aufgibt, eine Erscheinung, welche in der 
Weltgeschichte keine Parallele hat. Die Gründe liegen tiefer; sie sind kultu- 
reller, und diese wiederum zum Teil geopolitischer Natur. Um dies verständ- 
lich zu machen, muß zunächst der geopolitische Aufbau Deutschlands in kur- 
zen Umrissen gezeigt werden. Man stelle sich zunächst Deutschland als ein 
‚großes Viereck vor, dessen 4 Seiten ungefähr mit den Himmelsrichtungen zu- 
sammenfallen. Man wird dann sofort die große Gebirgsdiagonale erkennen, 
welche von Nordwesten nach Südosten (Harz — Thüringer Wald, Erzgebirge) 
zieht. Nördlich und nordöstlich liegt die norddeutsche Tiefebene, welche von 
Niedersachsen und den germanisierten Preußen besiedelt wurde. Längs der 
westlichen Front dieses Viereckes fließt der Rhein, der durch westliche Zu- 
flüsse (Mosel, Maas) die deutsche Landschaft stark mit dem alten Gallien ver- 
knüpft. Entlang der südlichen Linie zieht die Donau in ziemlich west-östlicher 
Richtung. Die Donau entwässert hauptsächlich den südlich gelegeneren Teil. 
Entlang dem Nordufer der Donau laufen wiederum Gebirgszüge (schwäbischer 
und fränkischer Jura), welche durch einen großen nördlichen Bogen die Ober- 
pfalz dem Flußsystem der Donau einreihen. Zwischen Donau, Rhein und der 
erwähnten Gebirgsdiagonale entsteht das Maindreieck, das in der deutschen 
Geschichte ein besonderes Kraftfeld wichtiger Entscheidungen gewesen ist. 
Rhein und Donau stehen zueinander im rechten Winkel. Die Rheinlinie wird 
nach Süden durch die Rhönelinie fortgeführt. Der Schnittpunkt Rhein — Rhöne— 
Donau liegt an der Burgunderpforte. 

Diese geopolitische Struktur ist die Grundlage der weiteren Betrachtungen. 
Der Rhöne entlang zogen die Römer nach Gallien und besetzten alles Land 
westlich des Rheins. Nördlich Duisburg, wo die norddeutsche Tiefebene in die 
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N schreiten und bis an die Elbe vorzustoßen, jedoch ohne nachhaltige kulturelle 
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Rheinebene übergeht, wagen die Römer sogar zeitweise den Rhein zu über- 


Wirkung. Die Südwestecke zwischen Rhein und Donau wird durch den limes 
' romanus entlang der Neckarlinie gesichert. Alles was südlich und westlich 
_ dieser Rhein—Neckar—Donaulinie liegt, gerät in den machtpolitischen und 


kulturellen Einfluß Roms. An dieser Linie trennen sich die Konfessionen und 
die Rassen. Die Grenze des Rheinbundes in seiner wirklichen Gestalt von 1806 
und in seinem beabsichtigten Umfang in den Jahren 1918—1923, die franzö- 
sische Demarkationslinie des Jahres 1795 deckt sich mit dieser deutschen 
Schicksalslinie. Der Aufbau der außerspanischen Besitzungen der Habsburger 
und derjenigen der Wittelsbacher folgt diesem geopolitischen Gesetz. 

Es ist daher kein Wunder mehr, wenn diese Linie für die künftige Rechts- 
entwicklung Deutschlands von ausschlaggebender Bedeutung ist. Südlich und 
westlich der Donau—Rheinlinie entsteht eine vollkommen andere kulturelle und 
wirtschaftliche Auffassung wie nördlich und östlich der Gebirgsdiagonale. Hier 
der Einfluß des römischen Katholizismus, der sich der Rasseneinstellung der 
Mischbevölkerung anpaßt; der laudwirschaftliche Besitz ist zersplittert und 
zerteilt. Dort die mystischen Veranlagungen des nordischen Menschen, der 
jedes Dogma ablehnt. Die Grundbesitzverteilung folgt dem Kolonialprinzip und 
geht, wie die norddeutsche Tiefebene selbst, ins Großräumige. Streu- und Klein- 
besitz ist fast unbekannt. 

Rom brachte seinen Angehörigen das römische Recht als Personalrecht mit. 
Die einheimische Bevölkerung lebte zwar noch eine Zeitlang nach ihrem eigenen 
Recht. Je stärker aber der kulturelle Einfluß der Römer wurde, desto rascher 
siegte das römische Recht. Zunächst sickerte es durch die Gelehrten ein, welche 
in Bologna und Heidelberg (! hinter der Neckarlinie) römisches Recht studierten. 
Später wurde es offiziell anläßlich der Kammergerichtsreform beim Reichstags- 
abschied 1495 anerkannt. Damit ist jedoch praktisch noch nicht gesagt, ob und 
in welchem Umfang es sich durchsetzte. Das allgemeine preußische Landrecht 
nördlich der Gebirgsdiagonale blieb verhältnismäßig frei von römisch-rechtlichen 
Einflüssen. Südlich und westlich der Rhein—Donaulinie setzte sich das römische 
Recht aber durch. Die landesrechtlichen Kodifikationen (württembergisches, 
badisches, bayrisches Landrecht) wurden von Juristen des römischen Rechtes 
ausgearbeitet. Das Rheinland wurde beherrscht vom code civile, der gleichfalls 
aus römischen Rechtsgrundlagen herausgewachsen ist. Die offene Rheingrenze 
ab Duisburg, welche bereits die Römer zur Invasion nach Germanien veranlaßte, 
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führte das römische Recht in westelbisches Gebiet. Auch das neutrale Main- 
dreieck wird dem Einfluß des römischen Rechtes unterworfen, nachdem es 
durch die Kaiserpolitik lange Jahrzehnte dem süddeutschen machtpolitischen 
Einfluß unterstand. 

Jede Mischbevölkerung unterliegt leichter fremden kulturellen Einflüssen, 
wenn sie dieselben auch im Laufe der Zeit wieder verarbeiten werden. Dieses 
Gesetz zeigte sich auch bei der Rezeption des römischen Rechts. Daß südlich 
und westlich der Rhein—Donaulinie eine Mischbevölkerung sitzt, nicht aber 
nördlich der Gebirgsdiagonale, und daß diese Mischbevölkerung mit dem 
römischen Recht in Berührung kam, hat sonach geopolitische Gründe. 

Auch der Zwang der oberdeutschen Kaiser, nach Rom zu gehen, wodurch 
sie und ihr Stab von Beratern mit dem römischen Recht, das damals gerade 
eine Renaissance erlebte, bekannt wurden, war geopolitisch bedingt. Anders 
als die niederdeutschen Kaiser hatten diese eine Flankenstellung gegen Rom 
und das Papsttum zu verteidigen. Dazu kommt der eigenartige Zug der Ger- 
manen nach dem südlichen Klıma. 

Das kanonische Recht hat gleichfalls bis zu einem gewissen Grade auf die 
deutsche Rechtsbildung eingewirkt. Dieser Einfluß blieb jedoch auf das Gebiet 
beschränkt, in welchem das kanonische Recht durch die Konfession Geltung 
hatte. Daß die Konfessionsverteilung auf geopolitische Gründe mit zurück- 
zuführen ist, wurde bereits dargetan. 

Nicht uninteressant ist es, die Einflußnahme des römischen Rechtes an einem 
anderen Beispiel, nämlich England zu studieren. Auch zwischen der englischen 
und französischen Küste spielen sich merkwürdige geopolitische Gesetze ab, die 
sich in der Geschichte in häufigen gegenseitigen Invasionen zeigten. Im Verlauf 
einer solchen Invasion brachte Wilhelm der Eroberer um das Jahr 1066 das 
römische Recht nach England. Wenn es auch nicht im vollen Umfange rezipiert 
wurde, so hat es doch das englische Recht beeinflußt. 

(Fortsetzung in Heft 5.) 
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JOSEPH MENDEL: 


_ Die kommende Weltkraftkonferenz und die Energiewirtschaft der 
Erde I 


Politik oder Wirtschaft? 


Im Juni 1930 wird in Berlin die zweite Weltkraftkonferenz unter Beteiligung 
von 48 Staaten der Erde stattfinden, nachdem die erste Vollkonferenz in London 
1924 getagt hatte, während in den darauf folgenden Jahren nur Teilkraftkonferen- 
zen stattgefunden hatten, so in Basel 1926 (Wasserkraftnutzung und Binnenschiff- 
fahrt), in London 1928 (Brennstofffragen), Barcelona 1929 (Wasserenergiequellen) 
und Tokio. Das Zusammenwirken der bei dieser Konferenz beteiligten Staaten ist 

so gedacht, daß die in den einzelnen Ländern bestehenden bzw. gebildeten nationa- 
len Komitees aus führenden Kreisen der Technik und Wirtschaft sich zu bestimmten 
Fragenkomplexen in umfangreichen Gutachten und zusammenfassenden Berichten 
vorher äußern werden, die dann im Einvernehmen mit dem internationalen Haupt- 
ausschuß durch das vom Verein Deutscher Ingenieure geführte deutsche nationale 
Komitee, das die kommende Konferenz vorbereitet und veranstaltet, zu einer 
Grundlage für die Konferenzverhandlungen verarbeitet werden. Das außerordent- 
liche Interesse, das die staatlichen Vertretungen aller Länder an dieser Konferenz 
. nehmen, ist überaus verständlich; wollen doch die staatlich-politischen und wirt- 
schaftlichen Organe über Energietechnik und Energiewirtschaft selbst Aufschluß 
und Anregung über die zu befolgende Energiepolitik ihrer Länder, die heute nicht 
minder bedeutungsvoll ist, wie die aus den übrigen staatlichen Machtquellen 
fließende Politik, gewinnen. 

Es ist bezeichnend, daß vor allem auf Englands Initiative diese Weltkraftkon- 
ferenzen überhaupt zustande kamen, desselben Englands, das allerdings schon 
frühzeitig die Wichtigkeit erkannt hatte, sich nicht nur Länder, sondern auch die 
in ihnen ruhenden wirtschaftlichen Hilfsquellen zu erschließen. Noch in frischem 
Andenken sind die unablässigen Versuche, die England gemacht hatte, um einen 
Einfluß auf die Erdölquellen nicht nur im British Empire zu gewinnen, sondern 
auch die Begründung anderer Einflußsphären von seiner Ölpolitik abhängig zu 
machen, um so unter dem Voranschreiten englichen Kapitals, das in der Royal 
Dutch Shell Co. sich Ölquellen in allen Ländern seiner Einflußsphäre erschloß, 
im Osten unter Vorangehen der Anglo Persian Oil Co., auch politische Macht zu 
gewinnen als Gegengewicht zu der mit reichen Ölschätzen bedachten, in Öl au- 
tarken Nordamerikanischen Union, die aber ihrerseits es ebenso wenig verschmähte, 
auf südamerikanische, europäische und asiatische Ölquellen Einfluß zu gewinnen, 
um auch hier die staatlichen Machtmittel in den Dienst der Erdölpolitik zu stellen und 
umgekehrt mit dieser allgemeinwirtschaftlichen wie politischen Einfluß zu begründen. 
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Die Energie, sei es, daß sie als mechanische, elektrische oder Wärmeenergie _ 
und als mit letzterer verbundene Dampfkraft und Verbrennungskraft heute bewirt- 


schaftet wird, dient in irgendeiner dieser Formen allen Gebieten menschlichen 
Schaffens. So gewinnt die Landwirtschaft letzten Endes Düngemittel mit Hilfe der 
Elektrizität oder des aus der Kohle gewonnenen Gases unter Aktivierung des Stick- 
stoffs zu Ammoniak und Salpeter, be- oder entwässert mit Hilfe beider Naturkräfte 
große Landgebiete, verbessert also damit ihre Anbaufläche und ihre Erträgnisse 
und erweitert den Kreis der Energieformen in landwirtschaftlich-gewerblichen Be- 
trieben. Berg- und Hüttenwesen, die weitgehend an die Nutzung der Kohle gebunden 
waren, sind ebenso an der unmittelbaren Gewinnung und Umwandlung von Eisen 
und Metall mittels elektrischer Energie und weitgehender Sparung der Kohle 
überaus interessiert. Für das Verkehrswesen spielt die Wahl der Energieformen 
Kohle, Öl, Gas, Elektrizität, von denen erstere über die Dampfkraft schließlich in 
mechanische oder Bewegungsenergie umgewandelt werden, die entscheidende Rolle, 
so z. B. in der Frage, wie man die Wärme in den Lokomotiventypen besser und 
wirksamer als bisher ausnutzt. Für die Industrie und das Gewerbe im allgemeinen 
die Notwendigkeit gesteigerter und rationellerer Verwendung der Energiequellen, 
Verwendung der Kohle, ihre Vergasung und Veredlung zu erläutern erübrigt sich, 
da ihre Geschichte die Geschichte wirksam zusammengefaßter und in der Maschine 
zwangläufig geleiteter und umgeformter großer Energiemengen darstellt. Ein relativ 
junges wirtschaftliches Problem dagegen ist es, wie weit man der bisher zum nicht 
geringen Teil noch auf Muskelkraft ruhenden Hauswirtschaft in ganz anderem 
Umfange als es bisher der Fall war, zweckmäßig Energie zuführt oder die ihr 
zugeführte Energie rationell umwandelt, ein Problem, das mit der Einführung 
von Kleinmaschinen und Kleinmotoren in den Haushalt unlöslich verbunden ist, 
nachdem Gas und Elektrizität schon für Leucht- und Wärmezwecke durch private 
Betriebe oder Gemeinwesen dem Haushalt zugängig waren. 

Die Konferenz wird weiter den Nachdruck auf den Energievertrieb durch den 
Lieferanten Staat, Gemeinde, Privatbetrieb und auf die Energieverwendung durch 
den Konsumenten legen. Hier ist auf bedeutsame Wandlungen im Wirtschaftsleben 
der Völker hinzuweisen. Während Warenproduktion und Warenhandel heute noch 
im wesentlichen auf privater Grundlage ruhen, ist die Bewirtschaftung einzelner 
Grundstoffe wie z. B. der Kohle, des Kali usw. schon weitgehend der staatlichen 
Fürsorge und Kontrolle namentlich auch hinsichtlich der Preisbemessung in vielen 
Ländern unterworfen worden, so daß der Staat hier tief in die Wirtschaft eingreift. 
Kohle und Erdöl sowie die aus ihnen zu gewinnenden Stoffe tragen aber heute 
nicht so sehr mehr den stofflichen oder Warencharakter, als daß man sich fragt, 
welche und wie viel Energie (Wärme, Dampfkraft, Elektrizität) aus ihnen gewonnen 
wird, und diese Energiewirtschaft muß ihrem ganzen Charakter nach von vorn- 
herein ganz anders als es bei dem reinen Stoff und seinem Übergang durch Tausch 
im Warenhandel der Fall ist, der staatlichen Aufsicht und Bewirtschaftung unter- 
worfen werden, die sich schon in einzelnen Ländern verhältnismäßig weit ent- 
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wickelt hat. Einen eminent politischen Charakter aber gewinnt die Verbindung 

_ von Energiewirtschaft und Recht, wenn es sich darum handelt, die Energie, z.B. 

Elektrizität, durch verschiedene staatliche Hoheitsgebiete zu leiten, wie dann anderer- 

seits auch Energiewirtschaft und Landesplanung sowie Siedlung heute in engsten 
Zusammenhang gelangt sind. 


Was steht zur Debatte? 


Wenn trotz aller gegensätzlichen Interessen und trotz Erstrebens fremder Ener- 
giequellen, die nicht wenig zu schärfsten politischen Reibungen führten und min- 
destens nicht die Reibungsfläche verkleinern dürften, eine internationale Aussprache 
in Form der Weltkraftkonferenz stattfindet, so bilden ihre Triebfedern, die von 
der Wissenschaft theoretisch, von der Technik praktisch studierten Energieum- 
wandlungen auch für die Wirtschaft nutzbar zu machen. Es handelt sich hier 
um überaus verwickelte Gedankengänge. Schon die Technik stellt fest, daß durch 
Verbrennung der Kohle im Dampfkessel und der Dampfmaschine nur ein bestimm- 
ter Prozentsatz der ursprünglich aufgespeicherten Energie genutzt wird, der relativ 
gering ist. Bei der Verbrennung der Kohle werden theoretisch nur 95°/, der im 
Brennstoff aufgespeicherten chemischen Energie in Wärme umgewandelt, in der 
Praxis sinkt dieser Betrag sogar auf 850/, des Wärme- oder 81°/, des chemischen 
Energiegehalts der Kohle herab. Übertragen wir diese Wärme zum Heizen des 
Dampfkessels, so wird nur etwa 41°/, des Wärmegehaltes der verbrannten Kohle 

_ tatsächlich genutzt, und wandeln wir die im Kessel erhitzte Kohle in mechanische 
Energie einer Dampfmaschine um, so kann man froh sein, wenn man aus einem Kilo- 
gramm pro Stunde verbrannter Kohle eine Pferdekraft gewinnt, was einem Nutzeffekt 
von etwa 9°/, des mittleren Heizwertes der Kohle von 7000 cal. entspricht. Wan- 
deln wir wieder mechanische Energie in elektrische Energie mittels der Dynamo- 
maschine um, so können wir etwa 80°/, der mechanischen Energie auf diese 
Weise umformen, gehen wir aber von der Dampfkraft über die mechanische Kraft 
zur elektrischen Energie über, so werden etwa nur 7°/, der in der verheizten 
Kohle befindlichen Energie der elektrischen Energie nutzbar gemacht. Diese Bei- 
spiele lassen sich noch häufen, insbesondere wenn man an die Umwandlung des 
Wassergefälles für die elektrische Energie denkt. Im allgemeinen aber ergibt sich 
der Satz, daß je kompliziertere Umwandlungen vorgenommen werden, desto ge- 
ringer der Nutzeffekt wird. 

Auf der anderen Seite hat sich gezeigt, daß mit der verschiedenen Behandlung 
der Koble sich deren Wirkungskraft wesentlich steigern läßt, so wenn man an 
Stelle der raschen Verbrennung eine langsame Verbrennung der Kohle eintreten 
läßt, wenn man andererseits sogar die Kohle vergast, um bei dieser Gelegenheit 
wertvolle Nebenprodukte zu erhalten, wenn man die Kohle nicht mehr verkokt 
oder vergast, sondern verflüssigt, um dadurch ihren Nutzeffekt zu steigern. Es han- 
delt sich hier um die durch Bergius schon während des Krieges in Angriff ge- 
nommene Erfindung und ihre praktische Durchführung, die durch die Bergin A.G. 
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und die I.G. Farbenindustrie durchgeführt worden sind. Es mag dabei kurz daran 
erinnert werden, daß eine Tonne Kohle bei der Verkokung 780kg Roks und 5okg 
Teer sowie 525 cbm Gas ergibt, von denen aus dem Teer Schweröl, Pech, Karbol- 
säure usw. gewonnen werden können, während man neben dem Gas auch noch 
schwefelsaures Ammon, Leichtöl und Benzol usw. erhält. Verflüssigte Kohle liefert 
dagegen 650kg Kohlenöl, außerdem Pechrückstände, 48okg Treiböl, 520kg Ben- 
zin, 120cbm Gas, 230kg Dieselöl. Andererseits führt dann auch die direkte Einwir- 
kung von Wasserstoff auf Kohle (Hydrierung), die ebenfalls durch die I. G. Farben- 
industrie ausgewertet wird, zur Herstellung von Kunstbenzin, ein Verfahren, das 
so bedeutsam und aussichtsvoll ist, daß selbst die großen Ölkonzerne wie die Stan- 
dard Oil und der Royal Dutch Shell es nicht verschmähten, sich die Mitwirkung 
an der deutschen Erfindung durch Erwerb und Ausübung von Lizenzen zu sichern, 
um so auch das Öl zu sparen und eine drohende Konkurrenz in wirtschaftliche 
Mithilfe umzuwandeln. Eine weitere Aufgabe bei der Verbrennung der Kohle oder 
des Öls hat man dann darin erblickt, die Abwärme der Dampfkraftanlagen, d.h. 
Wärme, die ungenutzt verlorenging, produktiven Zwecken zuzuführen. Schon be- 
stehen heute in den deutschen Großstädten bedeutende Fernheizanlagen, um die 
Abwärme der Dampfkraftanlagen auszunutzen. 


Energievorräte der Erde 


Die deutsche Energiewirtschaft ist auf den berührten Gebieten weit vorange- 
schritten, und wie die deutsche Wirtschaft auch von dieser Seite her unter dem 
Zeichen der Rationalisierung steht, so ist auch das Ausland an diesen neuen Er- 
folgen und Entdeckungen interessiert. Geopolitisch und geoökonomisch interessant 
sind nicht nur die Fragen nach der tatsächlich gewonnenen Produktion der ein- 
zelnen Länder an Kohle und Öl, sondern vor allem auch nach den vorhandenen 
Reserven. Die Schätzungen weichen sowohl für die Erde wie auch für die einzelnen 
Länder selbstverständlich weitgehend voneinander ab. Man hat die Steinkohlen- 
vorräte der Erde bis zu 1500—2000 m Tiefe auf 7!/, Billionen t berechnet, dar- 
unter die amerikanischen Vorkommen auf 5,15 Billionen, die asiatischen auf 
1,3 Billionen, während die europäischen Länder in dieser Beziehung wesentlich 
ungünstiger gestellt sind (England 190 Milliarden, Polen 92 Milliarden, Rußland 58, 
Frankreich 35, Tschechoslowakei 3o Milliarden t), wogegen die Steinkohlenvor- 
räte Deutschlands auf 250 Milliarden oder !/, Billion t geschätzt werden. Von den 
800 Milliarden t, die auf Europa entfallen, kommen somit auf Deutschland a2 
Die Braunkohlenvorräte der Erde werden auf 3 Billionen t berechnet, davon ent- 
fallen 2,8 Billionen t auf Amerika, 26 Milliarden t auf Europa ohne Deutschland, 
während die deutschen Braunkohlenvorräte wohl auf ı5 Milliarden t zu ver- 
anschlagen sein dürften. Die Schätzung der Erdölvorräte ist infolge der Unsicher- 
heit der Gewinnung noch wesentlich ungenauer und hat vielfach nur theoretischen 
Wert. Von 1857 bis 1900 wurden in der Welt ı3/, Milliarden Faß Erdöl ge- 
wonnen, bis Ende 1928 über ı7 Milliarden Faß. Insgesamt hat man die Erdöl- 
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‚vorräte auf 6 Milliarden t oder 40—45 Milliarden Faß veranschlagt, von denen 
Amerika rund die Hälfte und Asien ca. 21/, Milliarden t besitzen dürfte, während die 
‚ europäischen Vorräte (Galizien, Rumänien usw.) auf etwa 430 Mill. t geschätzt werden. 

Die Wasserkräfte der Erde sind verschieden eingeschätzt, so auf etwa 440—500Mill. 
‚PS, von denen auf Afrika allein ı90 Mill. PS entfallen sollen. Man hat den Be- 
rechnungen der Wasserkraft aber nicht nur die rohe, sondern die in der Wasser- 
kraftmaschine ausgewirkten effektiven Wasserkräfte, die 75°/, der ersteren betragen, 
zugrunde zu legen. Man kommt somit auf eine verfügbare Wasserkraft von 
3371/,—380 Mill. kW, von denen aber bisher nur 62/,0/,, d.h. etwa 22 Mill. kW aus- 
gebaut sind. In den europäischen Ländern sind etwa 46 Mill. kW verfügbar, da- 
von 20°/,, d.h. 9,3 Mill. ausgebaut. Der Anteil des Ausbaus ist auch in den euro- 
päischen Ländern überaus verschieden, so werden für Frankreich ein Ausbau von 
Ao°/, der verfügbaren Wasserkräfte angegeben, für Norwegen und Schweden ı9 
bzw. 173/,0/, für die Schweiz etwa 60°/,, im einzelnen aber sind diese Ziffern 
wieder größeren Schwankungen unterworfen, da immer neue genauere Abschätzun- 
gen eintreten und auch der Anteil des Ausbaus steigt. 

Die Weltsteinkohlenförderung hat sich von 1900 bis 1928 von 708 auf 
1225 Mill. t, die Braunkohlenförderung von 68 auf 213 Mill. t gehoben. Der 
europäische Prozentsatz an der Weltproduktion der Steinkohle hat von 1900 bis 
1928 von 60,6 auf 48,2°/, abgenommen, derjenige Amerikas ist von 351/, auf 
431/,0/, gestiegen. Die asiatische Kohlenförderung (Japan, China, Brit. Indien) ist 
von 2,8 auf 6°/, der Weltförderung hinaufgegangen. Ein wichtiges Kohlenzentrum 
ist die Südafrikanische Union geworden (1900 wenige 100 000 t, 1928 ı21/, Mill. t). 
Die Braunkohlenweltförderung hat sich von 67,8 ı900 auf 2131/, Mill. t, also 
um mehr als das Dreifache gehoben. Deutschlands Anteil daran ist von 40 auf 
166 Mill. t gestiegen, hat sich mithin mehr als vervierfacht. Heute fördert Deutsch- 
land mehr als 3/, der Weltbraunkohlenförderung gegen 2/3 zu Beginn des Jahr- 
hunderts. Die Welterdölproduktion stellte sich 1928 auf 1323 Mill. barrels = 
160 Mill. t. Davon entfallen 68°/, auf die Ver. Staaten, deren Anteil in den letz- 
ten Jahren zwischen 63 und 70°/, geschwankt hat. An die zweite Stelle ist heute 
Venezuela gerückt mit 81/,°/,, an dritte Stelle Rußland, das einst an zweiter Stelle 
stand, mit 6,7°/,, an vierte Stelle Mexico mit nur 3,80/,, nachdem es im Jahre 
ı92ı rund 25,30/, der Erdölförderung (damals Vereinigte Staaten 61,7°/, Ruß- . 
land nur 3,8°/,) gehabt hatte. Der Benzinverbrauch wurde 1924 auf 26,8 Mill. t 
berechnet, davon entfallen 2 1,6 Mill. t oder 801/,0/, auf die Ver. Staaten, ı?/, Mill. t 
oder 5,7°/, auf England, 0,826 Mill.t = 3,7°/, auf Frankreich. In den letzten 
Jahren haben demgegenüber noch weitgehende Verschiebungen stattgefunden. 

In den folgenden Ausführungen sollen die augenblicklichen Grundlagen der 
Versorgung mit Brennstoffenergie, Wasserkräften, Elektrizität für die einzelnen 
Länder sowie ihre Entwicklung gegenüber den Vorkriegszeiten dargestellt werden, 
ebenso wie weit die Energiequellen staatlichen oder privaten Charakter tragen 
und im einzelnen finanziert werden. (Fortsetzung in Heft 6.) 
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€. Grimberg: Weltgeschichte. Leben 
und Kultur der Völker. Altertum I (Ägyp- 
ten und Vorderasien) und II (Die Griechen). 

Für Deutschland bearbeitet von Dr. Fr. Eber- 

hardt. 53ı S. mit 236 Abb. und einer Karte 

resp. 627 $. mit 117 Abb. und einer Karte. 

R. Voigtländers Verlag, Leipzig 1929. Preis 
je Band 8,80 M. 

Von dem großangelegten Werk, dessen Ge- 
samtumfang auf ı2 Bände vorgesehen ist, liegen 
die beiden ersten Bände als vielversprechender 
Anfang vor. Der schwedische Gelehrte ver- 
zichtet auf eine Aneinanderreihung der ledig- 
lich politischen Ereignisse und Daten. Sein 
Bemühen geht vielmehr dahin, aus einer Ge- 
samtdarstellung der wirtschaftlichen, kulturellen 
und politischen Verhältnisse der Völker und 
Staaten ihr geschichtliches Werden, Blühen 
und Vergehen verständlich zu machen. So ge- 
langt er, unterstützt durch das reiche und gut 
ausgewählte Bildmaterial, zu einer überaus an- 
schaulichen und lebendigen Darstellung, die 
der Gefahr der Breite entgeht, indem sie 
sich nur auf das Wesentliche beschränkt. 
Als geschichtliches Lesebuch ist das Werk ge- 
eignet, im besten Sinne ein Volksbuch zu 
werden. 

Für die Leser dieser Zeitschrift, die oftmals 
den Wunsch hegen werden, geopolitische Ge- 
dankengänge historisch zu überprüfen, ver- 
spricht das jetzt in deutscher Übersetzung er- 
scheinende Werk Grimbergs ein beachtliches 
Hilfsmittel zu werden. Ohne den Anspruch zu 
erheben, quellenkritisch im strengen Sinne zu 
sein, bietet Grimberg eine Fülle historischer 
Bilder, die der Geopolitiker mit Interesse be- 
trachten wird. 

Die weiteren Bände werden an dieser Stelle 


ehestens angezeigt werden. 
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ErICH OBST unD Hans-JoAcHIM Rust: 
Literaturbericht aus Euroba und Afrika 


Schultheß’ Europäischer Geschichts- 
kalender. 1928. Herausgegeben von Ulrich 
Thürauf. Neue Folge. 44. Jahrgang. Der ganzen 
Reihe 69. Band. 535 8. C. H. Beck’sche Verlags- 
buchhandlung, München 1929. 

Wir freuen uns, den jüngsten Band dieses zur 
Verfolgung der Zeitgeschichte unentbehrlichen 
Nachschlagewerkes anzeigen zu können. Immer 
wieder sei betont, mit welcher Sorgfalt und 
Knappheit die Fülle des Stoffes geordnet wurde, 
wobei allein sachliche, in keiner Weise partei- 
ische Gesichtspunkte maßgebend sind. Auf die 
Einleitung und eine Chronik der wichtigsten 
politischen Ereignisse des Jahres 1928 folgt 
das Kalendarium. Hierin werden für jeden ein- 
zelnen Tag und jedes einzelne Land die Ge- 
schehnisse in Regierung, Politik, Wirtschaft und 
Partei schlagwortartig oder in Wiedergabe von 
Reden, Schriftstücken, Erlassen usw. aufgeführt. 


H. Spethmann: Der Ruhrkampf 1923 
bis 1925 in seinen Leitlinien. 422 8. 
mit einer Karte, g Tafeln und 23 Textabb. 
III. Bd. des Werkes: ı2 Jahre Ruhrbergbau; 
aus seiner Geschichte von Kriegsanfang bis 
zum Franzosenabmarsch, 1914— 1925. Verlag 
Reimar Hobbing, Berlin 1929. Pr. Ganzleinen 
8,— M., Halbleder 12,— M. 

Nach den beiden ersten Bänden des Gesamt- 
werkes, die eine Schilderung der großen Berg- 
arbeiterstreiks, ihrer politischen Ursachen und 
ihrer Begleiterscheinungen von Kriegsausbruch 
bis zur französischen Besetzung gaben, bringt 
der III. Band eine Darstellung der Franzosen- 
zeit an der Ruhr. Die gründlichen Ausführungen, 
die alle Momente und Phasen von der Entfes- 
selung des Kampfes an bis zum innenpolitischen 
Nachspiel in Deutschland behandeln, bauen 
auf Akten und persönlichem Erleben Spethmanns 
auf. Die reiche Ausstattung mit Bildern, Ver- 
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ordnungen, Handschriften, Protokollen usw. 
macht das Werk unerläßlich zum Studium 
jener nachkriegszeitlichen Epoche, die die poli- 
tischen und wirtschaftlichen Pläne des imperi- 
alistischen Frankreich am eindrucksvollsten 
dokumentiert. Zugleich erhält der Leser Ein- 
blick in die organisatorischen Zusammenhänge 
und das Wesen des deutschen passiven Wider- 
standes. 

Das grundlegende Werk Spethmanns, ein 
den Lesern 


einzigartiges Quellenwerk, sei 


unserer Zeitschrift aufs wärmste empfohlen. 
W. Becker: Fürst Bülow und England 
1ı897— 1909. 410 $. Verlag Rats-Buchhand- 
"lung L. Bamberg, Greifswald 1929. 

Die vielumstrittene Politik Bülows findet in 
Becker einen scharfen Kritiker. Seine Unter- 
suchungen gruppieren sich um die drei Kern- 
probleme: Bagdad-Bahn, Bündnisplan, Flotten- 
bau als Äußerungen weltpolitischer Einstellung 
im Gegensatz zu den von Bismarck vorgezeich- 
neten kontinentalpolitischen Aufgaben des Deut- 
schen Reiches. Becker vertritt die Ansicht, daß 
nicht allein die Weltpolitik auf Grundlage einer 
starken, England bedrohenden, wenn auch nie- 
mals gewachsenen Flotte, sondern auch die 
darüber vernachlässigte Stärkung des Land- 
heeres die Katastrophe von 1914 dermaßen 
vorbereiteten, daß es einem Staatsmann vom 
Format Bethmann-Hollwegs nicht mehr möglich 
sein konnte, sie zu verhüten. Der Verfasser be- 
findet sich in der Auffassung der englischen 
Bündniswilligkeit um die Jahrhundertwende im 
Gegensatz zu G. Ritter, dessen Schrift „Die 
Legende von der verschmähten englischen 
Freundschaft 1891—ı1901“ wir im Dezember- 
Heft 1929 dieser Zeitschrift anzeigten, obwohl 
beide Autoren die jüngst veröffentlichten eng- 
lischen Akten ihren Betrachtungen zugrunde 
legen. (Vgl. G. Roloff: Die Bündnisverhand- 
lungen zwischen Deutschland und England 
1898— 1901; Berliner Monatshefte, Nr. 12, 1929, 
$S. 1167—ı1222.) Eine 
dieser Frage wäre bei ihrer Schwierigkeit dop- 
pelt dankenswert. Die äußerst tiefgründige und 
klare Arbeit Beckers darf als ein 


endgültige Klärung 


nicht zu 
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übergehender und Brandenburgs Werk „Von 

Bismarck zum Weltkrieg“ ergänzender Beitrag | 
zur Vorkriegsgeschichte empfohlen werden. Ein 
Schlagwortverzeichnis, das leider fehlt, wäre 
für die Orientierung in der reichen Fülle des 
Stoffes bei einer Neuauflage sehr zu begrüßen. 


E. Niekisch: Gedanken über deutsche 
Politik. 389 S. Widerstands-Verlag, Dres- 
den 1929. Pr. 8,40 M. 


Aus Deutschlands geopolitischer Lage und 
historischer Vergangenheit entwickelt Niekisch 
den Typ des deutschen Menschen und seines 
politischen Schicksals, das nach Auflösung des 
alten Staates, einer Form, die die auseinander- 
strebenden Kräfte im deutschen Raum für lange 
Zeit zusammenzuhalten verstanden hatte, augen- 
blicklich den jungen Staat vor die Gefahr einer 
Vernichtung durch östliche und vor allem 
westliche Einflüsse stellt. Den Kräften und 
Trägern dieser Gefahr wird im außen- und 
innenpolitischen Leben nachgespürt und die 
Sammlung eines nationalen Widerstandes ge- 
fordert. Es ist ein Appell an die Gesinnung, 
deren Wesen und Ziel in den letzten Ab- 
schnitten zur Darstellung gelangt. — Die rück- 
haltlose Offenheit mag Andersgesonnene ver- 
letzen, zumindest schärfste Kritik herausfordern. 
Dennoch bleibt das Buch voller Gedanken, die 
weiteste Beachtung verdienen. 


R. Craemer: Gladstone als christlicher 
Staatsmann. 512 $. und ein Bild. Deutsche 
Verlags-Anstalt Stuttgart, Berlin und Leipzig 
1930. Pr. M. 14.— 

Auf dem Hintergrund der englischen Ge- 
schichte des 19. Jahrhunderts und in ihr wur- 
zelnd tritt dem Leser die würdige Gestalt 
Gladstones entgegen. Im Ringen um christliche 
und liberale Ideale ist dieser Staatsmann der 
natürliche Antipode des konservativ-imperia- 
listischen Disraeli. Craemers warme und geist- 
reiche Darstellung des Menschen Gladstone ist, 
indem sie klar und sachkundig die englische 
Politik des vorigen Jahrhunderts und des Staats- 
manns Gladstone Bedeutung für sie behandelt, 
ein Beitrag zum Verständnis englischer poli- 
tischer Ideen. 


Ve 


hr, 


Steuermann in der Not. 
übertragen und bearbeitet von H. Stratz. 306 S. 


eG Brücken-Verlag G.m.b.H., Berlin 1929. 


'W. von Korostowetz: Graf Witte, der 
Ins Deutsche 


 W.von Korostowetz vermittelt dem Leser einen 
_ tiefen und kritischen Blick in die verworrenen 
Verhältnisse des vorrevolutionären Rußland, 


_ seines Vaterlandes, in dem Graf Wittes Politik 


allein noch einen Ausweg aus dem Chaos zu 
versprechen schien. Aber es ist die Tragik 
dieses Mannes, der entsprechend seiner Deutsch- 
stämmigkeit das Ziel einer Umformung Rußlands 
zu einem Staat nach europäischem Vorbild ver- 
folgte, das Verständnis des Zaren nicht zu ge- 
winnen, an dessen Hof Mystik und Despotismus 
in unseliger Verquickung und Verblendung der 
Katastrophe vorarbeiteten. Dem Historiker wird 
das Buch von besonderem Wert sein, da der Ver- 
fasser zum Teil bisher unzugängliche Quellen 
benutzte. 


Suomi-Finnland. Das Land der tausend 
Seen. InGemeinschaftmitJohannesOehquist 
und mit Unterstützung des Instituts für Finn- 
landkunde der Universität Greifswald heraus- 
gegeben von Franz Thierfelder. 255 Seiten 
mit 169 Bildern und einer Klappkarte. Verlag 
Georg Westermann, Braunschweig — Berlin — 
Hamburg 1929. Preis RM. geb. ı12.—; 
geh. 10.—. 

Vorliegende Biographie, schon 1925 erschie- 
nen, erlebt jetzt im ıı1. und 12. Tausend ihre 
Neuauflage. Liebevoll und sorgfältig zusammen- 
gestellt, erhebt sie den Anspruch, „der zuver- 
lässige, volkstümliche Finnlandführer“ zu sein, 
mit gutem Recht. Der Text versteht durch 
Hervorhebung des Wesentlichen mit Boden- 
beschaffenheit und Klima, Pflanzen- und Tier- 
welt, Bevölkerung und Volksleben, Geschichte, 
Religion, Bildungswesen, Literatur und Kunst, 
Wirtschaft und Politik Finnlands vertraut zu 
machen. Es entsteht dem Leser das merkwür- 
dige Bild jenes Landes zwischen Ostsee und 
Eismeer, das in typisch glazial geformter Land- 
schaft ein unter Indogermanen vermutlich 
fremdstämmiges Volk herbergt und Jahrhun- 
derte hindurch der Kampfplatz schwedisch- 
russischer Gegensätze war, bis sich unter dem 
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Zwang des russischen Regimes das finnische 
Nationalbewußtsein regte und seinem Freiheits- 
drängen durch die tatkräftige Hilfe deutscher 
Truppen 1918 Erfüllung wurde. Von dieser 
Vielgestalt des finnischen Landes, Volkstums 
und Schicksals vermitteln die gut ausgewählten 
Bilder große Anschaulichkeit. Der Leser durch- 
wandert die Landschaft der Küste, des seen- 
reichen Innern und Lapplands, reist durch 
Dörfer und Städte und tritt in ein Bauernhaus 
ein, seine Anlage und Einrichtung kennenzu- 
lernen. Auch einen Eindruck finnischer Kunst 
in Malerei und Architektur vermitteln die 
Bilder. Besonderen Hinweis verdienen die sta- 
tistischen Zusammenstellungen und das reich- 
haltige Register. So ist die Biographie sehr 
wohl geeignet, nicht für sich selbst, sondern 
vor allem für das Land, dessen Beziehungen 
zu Deutschland sie fördern will, Freunde zu 
werben. 


J. Pfister: Pannonien in politisch-geo- 
graphischer Betrachtung. Sonderabdruck 
aus den Ungarischen Jahrbüchern, Bd. VII, 
Heft ı—4. 70 Seiten mit 5 Kartenskizzen 
und ausführlichem Literaturverzeichnis. Wei- 
mar 1928. 

Diese wertvolle Arbeit, die der Universität in 
Freiburg-Breisgau als Inaugural-Dissertation vor- 

gelegen, ist von großem geopolitischen Inter- 
esse, da — wie der Verfasser hervorhebt — 
versucht werden soll, darzustellen, „wie ein 
komplizierter Raum, in den außergeographische 
Momente, wie die Hausmacht- und Heirats- 
politik der Habsburger als Träger der deutschen 
Kaiserkrone, immer wieder hereinspielen, auf die 
Grenzführung und Staatsgestalt, auf Wachstum 
und Entwicklung der Staaten wirkt.“ 

Die Einleitung betrachtet zunächst allgemein 
„Pannoniens Lage in Europa“, woran in zwei 
Kapiteln die Darstellung der Beschaffenheit des 
Raumes und der geschichtlichen Bewegungen 
schließt. Aus der Zusammenschau von Natur 
und Geschichte ergibt sich das III. Kapitel: 
„Die politisch-geographische Struktur des pan- 
nonischen Raumes.“ Verfasser gelangt hier zur 
Unterscheidung zwischen Aktivität und Passi- 
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vität der einzelnen Raumelemente; aktiv sind 
Landschaften, die einen Impuls (sammelnd 
oder ausstrahlend) auf den Gang der Geschichte 
ausüben, passiv solche, deren Schicksal durch 
andere Räume mitbestimmt wird. Die Aktivität 
ist jedoch vielseitig: „Strategisch kann anlocken, 
was verkehrsgeographisch gemieden oder um- 
gangen wird“, und „vom Wirtschaftsleben her 
gesehen, sind Bodenschätze ein Anreiz.“ Unter 
diesen politisch-geographischen Gesichtspunkten 
sind auch die fünf beigegebenen Kartenskizzen 
gezeichnet und zu verstehen, die im Text eine 
eingehende Erläuterung finden. Das III. Ka- 
pitel abschließend, wird die Struktur des Ver- 
kehrsnetzes untersucht. Eine synoptische Tabelle 
des Pannonischen Raumes in der geschicht- 
lichen Bewegung ordnet systematisch: Stoß- 
richtung; Völker, die die Bewegung trugen; 
physische und. kulturelle Widerstände gegen die 
Bewegung. Ein ausführliches Literaturverzeichnis 
beschließt diese in der methodischen Behand- 
lung des Stoffes anregenden, in der sorgfältigen 
Fundierung und klaren Formulierung der Er- 
gebnisse vorbildlichen Arbeit. 


Otto Maull: Länderkunde von Süd- 
europa. Enzyklopädie der Erdkunde, her- 
ausgegeben von Oskar Kende. 550 Seiten 
mit 57 Abbildungen. Verlag von Franz 
Deuticke, Leipzig und Wien 1929. Preis 
geb. 42.40 RM. 

Dieses neue umfassende Werk Otto Maulls 
ist Alfred Philippson, „dem Erforscher des 
Ägäischen Mittelmeergebietes, dem Gestalter 
Länderkunde“ 
Geiste von Maulls unvergeßlichem Lehrer, 
Theobald Fischer, dessen „Länderkunde der 


südeuropäischen Halbinseln“ leider nicht wie- 


mediterraner gewidmet. Im 


der neu aufgelegt worden ist, entstand auf 
Grund wiederholter Studienreisen und ergänzen- 
Literaturarbeit das 
liegende umfangreiche Werk, das ohne Frage 
als Standwerk ersten Ranges anzusprechen ist. 
Kein anderes Buch der Weltliteratur dringt so 
tief in die wesenhafte Erkenntnis des dreiglied- 


der systematischer vor- 


rigen Südeuropa ein, keines bietet eine so er- 


schöpfende Zusammenfassung unseres Wissens 
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um die Geographie dieses Erdraumes wie das 
jüngste Werk Otto Maulls. 

Schon in der Einführung „Südeuropa als 
Teilraum des Erdteiles und des Mittelmeer- 
gebietes“ erkennt man einen bezeichnenden 
Zug der Maullschen Darstellung und sein Be- 
mühen, auch methodisch neue, eigene Wege 
zu gehen: die Gegenüberstellung von Natur- 
und Kulturlandschaft, die Anerkennung von 
physischgeographischen und anthropogeo- 
graphischen Faktoren als durchaus gleichbe- 
rechtigte Elemente der modernen Geographie. 
Dazu gesellt sich das eifrige Bemühen, die 
leicht zu trockner Schematik führende Analyse 
zurückzudrängen und statt dessen in stärkerem 
Maße zu lebendiger und naturwahrer Synthese 
zu gelangen. Gründlichkeit und Anschaulich- 
keit paaren sich dadurch in glücklicher Weise; 
Maulls „Südeuropa“ wird so nicht nur zum 
gediegenen Nachschlagewerk, sondern zugleich 
zum packenden Künder geographischer Indi- 
vidualität im Nordgebiet der Mittelmeerwelt. 
Die drei Hauptabschnitte behandeln die Iberi- 
sche Halbinsel (S. 12—ı32), Italien (S. 133 bis 
298) und die Südosteuropäische Halbinsel 
(S. 299—532). Jedesmal folgt auf eine kurze 
Einführung über Lage, Weltstellung, Größe 
und Wesen zunächst eine kausalwissenschaft- 
liche Beschreibung der Natur- und der Kultur- 
landschaft, woran sich eine liebevolle und aus- 
führliche Schilderung der Einzellandschaften 
anschließt. Nur bei der Iberischen Halbinsel, 
die Maull persönlich am wenigsten kennenge- 
lernt hat, ist von der Darstellung der: Einzel- 
landschaften Abstand genommen worden. 

Um in aller Kürze einen Begriff vom Aufbau 
des Buches zu vermitteln, greifen wir Italien 
heraus. Die Beschreibung der Naturlandschaft 
(Oberflächengestalt und Bau, Klima, Pflanzen- 
kleid und biogeographischer Raum) umfaßt die 
Seiten 136 bis 152. Der Kulturlandschaft sind 
die Seiten 152 bis 190 gewidmet (die Ent- 
wicklung der Kulturkräfte und des Kultur- 
raumes, der italienische Mensch, der Wirt- 
schaftsraum „ 


Verkehrsraum, Siedlungsraum, 


Italien als politischer Raum). Sehr ausführlich 


R ist erfreulicherweise die Behandlung der Land- 
4 ‚ schaften gehalten, für die die Seiten ıg0 bis 
298 zur Verfügung gestellt wurden (Festlands- 
_ Italien [die Alpenanteile, die Poebene], Halb- 
Änsel- Italien [Mittelitalien oder Ligurien, Süd- 
oder Unteritalien], Insel-Italien [Sizilische 
Gruppe, Sardinien und Korsika)). 
Auf Einzelheiten einzugehen, verbietet leider 
der Raum. Nur die Fülle der lehrreichen Text- 
_ karten mag noch ausdrücklich erwähnt werden. 
Sie ergänzen die Beschreibung durch das Wort 
so vorzüglich, daß man das Fehlen von Photo- 
graphien oder anderen Bildern durchaus nicht 
als Mangel empfindet. 

‘Wer immer sich mit Südeuropa beschäftigt, 
sei es als Forscher oder Lehrer oder Tourist, 
wird mit größtem Nutzen zu diesem Werk 
greifen, dem wir von Herzen die weiteste Ver- 
breitung wünschen. 

Dr. A. Grabowski gibt im Zentralverlag 
G. m. b. H., Berlin, eine „Weltpolitische 
Bücherei“ heraus, die sowohl grundsätzliche 

. Kenntnisse der Weltpolitik als auch besondere 
der Einzelstaaten vermittelt. 


Die Sammlung, 
deren Mitarbeiter erste Fachleute und Wissen- 
schaftler sind, verbindet mit schlichter und 
geschmackvoller Ausstattung den Vorzug eines 


angemessenen Preises von durchschnittlich 


RM. 


Einzelband. Wir verweisen unsere Leser mit 


2.40 für den rund 100 Seiten starken 


besonderer Freude auf diese Sammlung, da 
gerade die Reihe ihrer länderkundlichen Ar- 
beiten geeignet scheint, den Geopolitiker in 
knapper und gründlicher Form mit den zu 
seinen politischen Betrachtungen notwendigen 
geographischen und wirtschaftsgeographischen 
Verhältnissen der Völker, Länder und Staaten 
vertraut zu machen. Im folgenden seien da- 
her einige Bände der länderkundlichen Reihe 
angezeigt. 

Rungaldier: Österreich. Band 4. 5o Seiten 
mit 8 Kartenskizzen. 1928. 

Die Darstellung des heutigen Österreich nach 
Lage und Grenzen, Bau, Gliederung und Land- 
schaften läßt ein staatliches Gebilde erkennen, 


das gewaltsam aus seinen nicht nur historischen, 
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sondern organischen Zusammenhängen gelöst 
wurde und dessen Bedeutung allein- noch in 
seiner geopolitisch wichtigen Lage zum Deut- 
schen Reich zu liegen scheint. Denn wenn auch 
die wirtschaftlichen Verhältnisse, von denen 
dem Fremdenverkehr ein besonderes Kapitel 
gewidmet wird, nicht allzu hoffnungslos sind, 
so wird Österreich zur Entfaltung seiner Kräfte 
erst durch einen Anschluß an Deutschland 
kommen. Doch wird auch der Schwierigkeiten 
dieses politischen Zieles gedacht, selbstver- 
ständlich im Sinne von Schwierigkeiten, die 
überwunden werden müssen, da es ein Deut- 
sches Reich zu errichten gilt, das von der 
Nordsee bis zur Adria reicht, mit Wien als 
Ausfalltor nach Südosten. Mit 
Wärme schildert der Verfasser die moralischen 
und kulturellen Kräfte (Volkstum, soziale 
Gliederung, Charakterzüge des Deutsch-Öster- 
reichers) als geeignet, 


besonderer 


der Gefahr einer im 
Reich bereits fühlbaren Nivellierung des Volks- 
tums und der sozialen Schichtung entgegen- ‘ 
zuwirken. Kartogramme und Skizzen illustrieren 
in guter Ausführung den Text. Das Literatur- 
verzeichnis beschränkt sich auf die wichtigsten 
einschlägigen Werke. 


F. Machatschek: Die Tschechoslowakei. 
Band 8. 79 Seiten mit 5 Kartenskizzen und 
g Tabellen. 1928. 


Nach Hinweis auf die bedeutungsvolle Lage 
der Tschechoslowakei als auf den am weitesten 
westwärts über die den mitteleuropäischen Raum 
von Triest über Preßburg nach Königsberg 
zerschneidende Kulturgrenze vorgeschobenen 
slawischen Staat betrachtet der Verfasser seine 
geographischen Grundlagen. Dieser historische, 
aus Reststücken der sudetischen und karpa- 
thischen Gebiete der alten österreichischen und 
russischen Kaiserreiche zusammengeschweißte 
Nachfolgestaat zerfällt auch vom physiogeo- 
graphischen Standpunkt aus in eine sudetische 
und eine karpathische Ländergruppe und um- 
faßt ein Volkstum, das nach einer keltischen, 
germanischen und slawischen Siedlungsfolge ein 
Nebeneinander von Tschechen, Slowaken, Deut- 


schen, Magyaren, Ruthenen, Polen und Juden 


et 
et. 
Pe | 


& 
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aufweist. Weniger stark treten die konfessio- 
nellen Gegensätze hervor. Doch bestimmen alle 
diese Faktoren maßgeblich die historische 
Entwicklung des tschechoslowakischen Staates 
(Kap. IV) und seine heutigen politischen Verhält- 
nisse (Kap. VI). Über die Wirtschaft dieses von 
Natur reichen Landes berichtet das V. Kapitel. 
Besonderen Hinweis verdient der reichhaltige 
Tabellenteil des Buches, der in die Bevölke- 
rungsverhältnisse, in Handel und Haushalt sowie 
in die Stärken der polnischen Parteien Einblick 
gibt. Die Karten sind trotz ihrer Kleinheit 
deutlich und übersichtlich ausgeführt. Ein 
knappes Literaturverzeichnis beschließt diese 
höchst anschauliche Länderkunde. 


P. Herre: Spanien und Portugal. Band ı2. 

88 Seiten mit ro Kartenskizzen. 1929. 

Zwar im Raum der Iberischen Halbinsel eine 
geographische Einheit und nach Herres Ansicht 
auf dem Wege einer staatlichen Verschmelzung, 
werden beide Staaten in Anerkennung ihrer 
bestehenden ethnischen und politischen Ver- 
schiedenheiten und Gegensätze getrennt be- 
handelt. Der Aufbau der Darstellung wurde 
für beide Abschnitte analog gehalten: geo- 
graphische Verhältnisse, Volkstum, Bevölkerung, 
Geschichte, Finanzen und Staatshaushalt, Wirt- 
schaftsleben, Handelspolitik, Verkehrswesen, Ko- 
lonien, Kulturleben, Stellung in der Weltpolitik. 
Man mag es als Symbol nehmen, daß gerade 
die geschichtlichen Kapitel am ausführlichsten 
behandelt wurden, da die aktive weltpolitische 
Bedeutung beider Länder der Geschichte an- 
gehört (Maurenkämpfe, Entdeckung und Be- 
siedlung Südamerikas, Inquisition) und ihre 
ausgedehnten Kolonialgebiete, den Mutterländern 
mehr eine wirtschaftliche Belastung als Förde- 
rung, den modernen Großmächten nıchts als 
Karten im Spiel um die Aufteilung der Welt 
bedeuten. Um so mehr aber verdient die ibero- 
südamerikanische Bewegung Beachtung, die 
unter Berücksichtigung der machtpolitischen 
Gebundenheit in moralischen, 
Kräften wurzelt. — Den Text begleiten 10 recht 


klare Kartenskizzen und Kartogramme und eine 


kulturellen 


reiche Auswahl an statistischem Material. Ein 
Literaturnachweis bildet den Beschluß. 


F. Thorbecke: Das tropische Afrika. 
Band 6. 74 Seiten mit 5 Kartenskizzen. 1928. 
Vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit jenem 

Teile Afrıkas, der noch im ursprünglichen 

Sinne des Wortes Kolonialgebiet blieb. Dies 

Zurückbleiben hinter einer kolonialen Ent- 

wicklung, wie wir sie im Süden und Norden 

des Kontinents beobachten, liegt in der Natur 
des Landes begründet (1. Kap.). Der wesent- 
lichste Faktor zur kolonialen Erschließung des 
tropischen Afrika ist der eingeborene Mensch, 
über dessen Siedlung, Kultur und Wirtschaft 
wir unterrichtet werden (2. Kap.). Die ge- 
schichtlichen Grundlagen (3. Kap.) schildern 
den Gang der Entdeckung und politischen 

Aufteilung unter den europäischen Mächten, 

während im 4. Kapitel die europäische Kolonial- 

wirtschaft zur Darstellung gelangt (Sammeln, 

Anbau und landwirtschaftliche Industrie, Berg- 

bau und Hüttenivdustrie, Wasserkräfte, Hem- 

mungen der Kolonialwirtschaft). Dem Verkehr 
ist ein besonderes Kapitel gewidmet. Endlich 
wird die weltpolitische Bedeutung des tro- 
pischen Afrika untersucht und in der ver- 
schiedenen Einstellung eines jeden kolonisie- 
renden Volkes zu den noch ungelösten kulturellen, 
wirtschaftlichen und politischen Fragen gefunden. 

Uns scheint wichtig, ergänzend auf die Bedeu- 

tung des tropischen Afrika als umkämpfter 

Absatzmarkt zwischen der europäischen, süd- 

afrikanischen und indischen Industrie hinzu- 

weisen. Ein inhaltreiches 


beschließt das Büchlein. 


E. Sander: Das Hochland von Abessi- 
nien. Habesch. Eine länderkundliche Mono- 
graphie mit Geleitwort von A. Zintgraff. 
64 Seiten mit einer Karte, 9 Tafeln, 2ı Tabellen 
und 8 Bildern. Karl Winters Universitäts- 
buchhandlung, Heidelberg 1929. Preis RM 6.— 


Literaturverzeichnis 


Habesch, das Hochland von Abessinien, im 
Schnittpunkt der wichtigsten geopolitischen 
Kraftlinien Nordafrikas gelegen, rückte, seit 
auch Amerikaner und Japaner sich um dies 


letzte, wahrhaft unabhängige Land Afrikas 


> 
ir 
2 


bemühen, aus der rein europäischen Interessen- 
 sphäre in den Vordergrund der Weltpolitik. 
Auf diese Zusammenhänge verweist das Geleit- 
wort Zintgraffs, der, ein früherer Staatsrat des 
großen abessinischen Kaisers Menelikes II., als 
- Berufener die Monographie Sanders einleitet. 
Sie enthält im wesentlichen den unveränderten 
Inhalt der 1927 erschienenen Dissertation San- 
_ ders (ungefähr gleichen Titels); doch erfuhren 
die letzten Abschnitte (Grundzüge der Wirt- 
schaft und Grundlinien der Politik\ nach dem 
Stand der neuesten Daten wesentliche Er- 
weiterungen, das Literaturverzeichnis Sichtung 
und Ergänzung. Indem sich der Verfasser 
methodisch den Forderungen der modernen 
Geographie anpaßt, ergibt sich nach Bestim- 
mung von Lage und Raum eine Darstellung 
des Stoffes nach Gliederung — Gestalt — Auf- 
bau und Boden als den Erscheinungen des 
Erdgrundes, woran die Erscheinungen des Luft- 
kreises (Winde, Regenfall, Gewässer, Wärme- 
verhältnisse, Licht und Farben) und die Er- 
scheinungen der Lebenswelt (pflanzliche, tierische 
“ Lebensformen, Menschenrassen) anschließen. Die 
Fragen der Wirtschaft und der Politik bilden, 
wie erwähnt, den Abschluß. 
Die Auswahl 
nicht sehr reichhaltig. So würden z. B. Gegen- 


der Illustrationen ist leider 
überstellungen von Landschaftsaufnahmen aus 
den typisch verschiedenen Randgebieten des 
Hochlandes oder Gegenüberstellungen von Rasse- 
köpfen außerordentlich zu begrüßen sein. Auf 
vier Tafeln gelangt die Verteilung der geolo- 
gischen Formationen, des Regens und der Ge- 
wässer, der Vegetationsformationen und der 
Rassen zu kartographischer Darstellung. Zwei 
instruktive Profile und eine sehr einfach ge- 
haltene Kartenskizze (1: 
ständigen den Anhang. 

Die Arbeit, die ihres schweren Stiles wegen 


10000000) vervoll- 


nicht immer leicht zu lesen ist, formt aus 
reicher Fülle des Stoffes und in streng wissen- 
schaftlichem Aufbau ein anschauliches Bild des 
abessinischen Hochlandes und seiner Verhält- 
nisse. Sie ist geeignet, über die Grenzen der 
Fachgeographie hinaus besonders auch mit den 
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geopolitischen und wirtschaftlichen Verhält- 
nissen dieses Landes vertraut zu machen. — 


E.Banse: Buch der Länder. Landschaft 
und Seele der Erde. Das Buch Fremdland. 
595 Seiten mit 7 Kartenskizzen im Text und 
einer Kartenbeilage. Verlag August Scherl, 
Berlin 1930. Pr. RM. 10.— 

Banse rundet in vorliegendem Band „Fremd- 
land“ (2. Band des Buches der Länder) sein 
geographisches Weltbild zur lückenlosen Dar- 
stellung der Erdräume, wobei zu ihrer Ab- 
grenzung rassen-, völker- und kulturkundliche 
Momente eine entscheidende Rolle spielen. Denn 
sie sind der sichtbare Ausdruck der Verbin- 
dung von Natur und Mensch, von Landschaft 
und Seele. In diesem Sinne unterscheidet Banse 
prinzipiell zwischen „Abendland“ (ı. Band des 
Buches der Länder; besprochen im 4. Heft 
dieser Zeitschrift, April 1929) und „Fremd- 
land“. Der durch europäische Kolonisation er- 
folgten Überschneidung abendländischen Geistes 
und fremdländischer Landschaft sucht der Ver- 
fasser durch das Kapitel „Buch vom Abend- 
lande Übersee“ 
unterteilt in Germanisches Amerika, Welsches 
Südland. 


„Russosibirien“ schildert er das in allem „nach 


gerecht zu werden, das er 


Amerika, Germanisches Im Buch 
Weltlage und Klima benachteiligte Nebenstück 
zum Abendlande“. Zwischen diesem und Russo- 
sibirien stellt Nordamerika ein Mittelding dar. 
Das Werk umfaßt im folgenden Buch von den 
drei alten fremden Kulturkreisen das Morgen- 
land (Mohamed), Indien (Buddha) und Fern- 
ost (Konfutse), im Buch von den braunen und 
den schwarzen Tropen Südsee und Negerafrika 
und schließt mit dem Buch von den Eisländern, 
den Meeren und den einsamen Inseln. Eine 
Karte vermittelt die Anschauung der dieserart 
gegliederten Erdräume. Ein statistischer Anhang 
sowie ein sorgfältiges Sachregister sind bei- 
gegeben. 

Der ungemein lebendige und flüssige Stil, 
zugleich die künstlerische Art der Verarbeitung 
des Stoffes sind Momente, die gerade auch 
den geographischen Laien zur Lektüre dieser 
Länderkunde anregen werden. Dabei kann man 
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das Werk nicht eigentlich wissenschaftlich 


nennen, denn dem Verfasser kommt es weniger 
auf objektive Wahrheit, sondern hauptsächlich 
auf ein subjektiv-künstlerisches Erfassen der 
Wesenheit der Länder an, so wie er sie glaubt 
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schauen zu müssen. Des Verfassers Temperament | 


und sein rassentheoretischer Fanatismus führen 


gelegentlich zu Überspitzungen und einseitigen | 
Urteilen, die hier und da den energischen 
Widerspruch des kritischen Lesers herausfordern. 


K. HAUSHOFER: 
Literaturbericht über den indopazifischen Raum 


Fünf bedeutende Neu-Erscheinungen an der 
Jahreswende setzen sich das dankenswerte Ziel, 
jede von anderen Grundlagen aus und auf ver- 
schiedenem methodischem Wege ausschließlich 
oder vornehmlich der Aufhellung der chine- 
sischen Fragen zur geopolitischen Urteilsbildung 
zu dienen: alle fünf in gedrängter und ge- 
schlossener Form, in großem Stil: 

1. Georg Wegener: China. Eine Landes- und 
Volkskunde. Leipzig, 1930; B. G. Teubner; 
30 Abb., 22 Text-Skizzen (Karten). Von den 
Tatsachen der Erdkunde in landeskundlicher 
Lösung von hoher Warte und reicher, persön- 
licher Erfahrung ausgehend, zu geopolitischen 
und ethnopolitischen Lösungen in R. Kjellens 
engerem Sinne beider Begriffe führend, für uns 
das wichtigste, weil am meisten allumfassende 
unter den Werken, über das noch eingehende 
Würdigung folgt. 

2.KuoShien-yen und Karl Hinkel: 4600 Jahre 
China. Göttingen, 1930. Verlag „Öffentliches 
Leben“. ı Karte, 3 Tafeln. 148 S. Br. 3M., 
Ganzl. 4.50 M. Mit streng soziopolitischem Leit- 
motiv und gründlicher Sachkenntnis, mit der 
Würde Platos und den ethischen Forderungen 
Kants an das Problem herantretend. 

3. Hartmut Piper: Die Gesetze der Welt- 
geschichte: Der gesetzmäßige Lebenslauf 
der Völker Chinas und Japans. Leipzig, 1929, 
eine in Glanzlichtern hingesetzte Völkerbiologie 
mit ausgesprochen kratopolitischem Unterbau, 
XV u. 1108. Kart. 3.50 M. 

4. „China“ im Band IV des „Großen Brock- 
haus“ — notwendig enzyklopädisch,aberauf dem 
Raum von 45 Lexikonseiten, durch 10 Bilder- 


tafeln, 10 vorzüglich gewählte Karten, je eine 
Tafel für Schrift und Statistik aufgelockert, ein 
glänzendes Beispiel dafür, welche Stoffmenge 
für große Bildungsansprüche sich bei umsichtiger 
Anordnung in einem Handbuch des Wissens 
darreichen läßt, dessen gehaltvoller jüngster 
Band mit seinem reichen geopolitischen Wert 
noch weiter beleuchtet werden muß, aber schon 
wegen China unentbehrlich ist. 

5. Tchai Tsoun-tchun: Essai historique et 
analytique sur la Situation internationale de 
la Chine. Paris, 1929; Paul Geuthner; Fr. 50; 
235. g chin. Indextafeln. Auf Grund wertvoller 
rechtswissenschaftlicher und völkerrechtlicher 
Quellenkritik ein vörzügliches Werkzeug geo- 
juristischer Studien zur chinesischen Selbstbe- 
stimmungsfrage. 

Eines der interessantesten uns zugegangenen 
Bücher ist zweifellos: 

6. Dr. Jerenschei Chara-Dawai: Dschingis- 
chan. (Russ.) Selbstverlag des Verfassers. Bel- 
grad, 1929. Mit rı Abb. mongolischer Herrscher, 
Aufzüge und Kultgeräte, Bild d. Verf. und 
2 Karten. Von deutschen Arbeiten sind Erdmann 
und Krause, von englischen die neuerschienene 
von Harold Lamb bei dem mit Sorgfalt und 
Liebe geschriebenen, einer besseren Ausstattung 
würdigen, 232 Seiten starken Band benützt. Die 
größte, freilich auch unheimlichste und meist- 
verrufene kriegerische Organisatorengestalt des 
Fernen Ostens im nah-östlichen Lichte ge- 
schildert, versprach ein völkerpsychologisches 
Kabinettstück, und hält es für den, der zwischen 
den Zeilen zu lesen versteht. Dschingiskhan — 
der eben doch neben seinen opferreichen Kriegs- 


fahren eine seiner Zeit sonst ganz fremde groß- 
artige Toleranz in Weltanschauungsfragen übte 
"und sein gewaltiges eurasiatisches Reich so sicher 
machte, daß man, mit dem goldnen Paß des 
‚Groß-Chans ausgerüstet, Asien mit einer Sicher- 
‚heit des Post-Netzes durchziehen konnte, die 
seit seinem Enkel Kublai nie wieder eintrat — 
ist eine der meistverleumdeten Erscheinungen 
der Weltgeschichte, namentlich ein Kinder- 
schreck für schwache und lendenlahme Zeiten. 
Es ist begreiflich, daß er mehr Fesselndes für 
Völker hat, die ihre Zukunft noch vor sich 
zu haben glauben; und dieser Geist durchweht 
das ganze Buch. Der Autor begriff auch, daß 
eine solche Natur nur verständlich zu machen 
war, wenn man ihr Ursprungs-Milieu und ihre 
Folgewirkungen so klar zu machen suchte, als 
es auf dem beschränkten Raum möglich war. 
Es ist nur zu begreiflich, daß man gerade in 
der slavischen Welt an einem vorhandenen Bei- 
spiel einer panasiatischen Stichflamme aus dem 
13. Jahrhundert und ihren jähen Verbreitungs- 
möglichkeiten Rückschlüsse zu ziehen versucht, 
"auf Möglichkeiten des 20. Jahrhunderts, wie 
sie Lenin und die Eroberung Jung-Chinas von 
Kanton aus durch die Ideen von Sun-Yat-Sen 
als immerhin studierenswerte dynamische Vor- 
gänge erweisen. Wer es vermag, sich in die 
Kyrillika so weit einzulesen, daß er auch nur 
den Aufbau des Verfassers zu überschauen ver- 
mag, der wird sicher aufseine Rechnung kommen. 

Zwei organisatorische und durch die deutsch- 
russische Zusammenarbeit der ersten, die deutsch- 
anglo-indische der zweiten geopolitisch bedeut- 
same Spitzenleistungen schildert: 

7. Willi Rickmer Rickmers: „Alai! Alai!“ 
Arbeiten und Erlebnisse der deutsch-russischen 
Alai-Pamir-Expedition. Leipzig, A. Brockhaus, 
1929, und 

8. Paul Bauer: Der Vorstoß zum Kang- 
chendzönga. Vorläufiger Bericht über die 
deutsche Himalaya-Expedition 1929. München. 
Jahresbericht des Akademischen Alpenvereins. — 
Sonderdruck. 

Beide sind vorbildlich für einheitlich geleitete 
Kameradschaftsleistung höchsten Ranges; die 


HAUSHOFER: LITERATURBERICHT ÜBER DEN INDOPAZIFISCHEN RAUM 


343 


zweite noch nicht abgeschlossen; denn sie ist 
die wohlgelegte Vorstufe für die Bezwingung 
des dritthöchsten Gipfels der Erde. Rickmers 
aber zeigt uns in seinem inhaltreichen, höchst 
gedrängten, aber eigentlich am besten von rück- 
wärts herein zu lesenden Reisebericht, warum 
wir nun notwendig an der Schwelle zwischen 
der mehr und mehr erschöpften Möglichkeit 
der Einzelreiseleistung auch zu Lande, im 
Hochgebirge und der Gemeinschaftsbearbeitung 
zusammenwirkender Forschergruppen stehen. Er 
verrät freilich noch mehr in der geopolitisch 
ausgezeichneten, leider auf nur 30 Seiten zu- 
sammengepreßten Landeskunde-Onintessenz des 
turanischen Zweistromlandes, was aus der Syn- 
these zwischen einer Einzelleistung von solchem 
Rang und der so überlegen gelenkten Gemein- 
schaftsarbeit an Reife des Urteils erwächst. Denn 
hier ist den Forderungen der strengsten Formen- 
kunde ebenso genügt, wie denen der künst- 
lerischen Schilderung und des Einblicks in die 
Dynamik. Überall aber steht darüber der sou- 
veräne Mensch, der starke, zum Vereinigen viel- 
rassiger und vielfältiger menschlicher Leistung 
befähigte Charakter. Hat sich zu solchen Zielen 
geflüchtet, was deutsche Erde doch an Führer- 
persönlichkeit ehedem soreichlich hervorbrachte, 
was ihr nun bei der Leitung der heimischen 
Geschicke so jämmerlich fehlt? Gleichviel — 
daß die Männer 
noch da sind, wir grüßen ihr Werk — und 


wir danken dem Schicksal, 


hoffen nur, daß sie Wege finden werden, die 
darin bewiesene, auch politisch gestaltende 
Kraft der Lebensform der Heimat gleichfalls 
zuzuwenden. 

9. Ernst Reinhard: „Kampf um Suez“. Die 
Weltpolitik. Bd. ı. Dresden A. ı. 1930. Geb. 
6.50 M.; brosch. 5.50 M. Kaden & Co. Buch- 
verlag. 328 S.; 36 Abb. u. Karten. Ein höchst 
anregendes geopolitisches Werk über die Be- 
deutung der Enge von Suez, in dem ein führender 
Sozialdemokrat, aus einem der am meisten 
binnenländischen Gebiete Mitteleuropas stam- 
mend, seinen Lesern entschlossen das Gesicht 
nach den wichtigsten indopazifischen nnd Welt- 
politik-Fragen meerüber dreht und sie zwingt, 


als Träger außenpolitischer Verantwortungen 


auch der ganzen Problematik ‚der damit ver-  Instinkt « orfer 
bundenen Machtfragen ins Auge zu schauen. Weiß-Skizzen. — Hier finde 
Darin allein läge schon Verdienst genug. Selten Gericht — aber auch Sozialismus v 
ist gerade aus dem Bereich der mitteleuropä- 10. Eine längst erwünschte Studie 
ischen Linken, aus ehrlich friedensfreundlichen Aufbau der japanischen Insel Shikoku, 
Kreisen der Charakter einer geopolitischen gezeichneten Bildern und Karten bringt S 
Schicksalsgemeinschaft des britischen Welt- Yehara: „Geologie and tectonic study 
reiches aus einem flottenbeherrschten Verkehrs- Shikoku“ in Vol. VII, Nr. ı, $. 1—42 d 
_ problem so deutlich gezeigt, der darum ge- Japanese Journal of Geology and Geograpl 
wobene „Cant“ so sachlich entschleiert wor- Tokyo, 1929. — Es ist zu hoffen, daß ein 
den: im doppelten Licht von Erdkunde und „geographische“ Zeitschrift nun auch den 
Geschichte. Ausgezeichnet ist z.B. ($. 86 ff) die entbehrlichen zweiten Teil, mit den groß 
_ Gefahrlage des ägyptischen Bauern zwischen Landverlusten in historischer Zeit und den an 
Wüste und moderner kapitalistischer Entwick- thropogeographischen Folgen für die Entw 
lung geschildert, die ihm die Monokultur be- lung der Außen- und Innenseite des Südflügels 
schert, und das Ringen der Westmächte um des japanischen Bogens, der Wertung der In- 
die wichtige Schwellenlandschaft zwischen Asien land-See nicht schuldig bleibe. Denn in Shikoku 1 
und Afrika, dem Weltreichskern und einem sind die Schlüssel zur geopolitischen Erkennt nis 
Drittel seiner Rohstoffgrundlagen und seinen vieler Eigentümlichkeiten des ganzen Insel- 
Machtstützpunkten bis Singapore — dem gleich- reiches, nicht nur seines geologischen Aufbaues 


falls ein kurzer, übersichtlicher Abschnitt ge- verborgen, den S. Yehara, (Ideen von Richthofen, 
weiht ist. Selten auch habe ich die Leidensge- Naumann, Yabe, Ogawa weiter gestaltend), auf | 
schichte des modernen Ägypten aufso knappem seinen beiden Karten dynamisch so deutlich er- 
Raum so erschütternd gezeichnet gesehen. Ein klärt! Wie gern würde man die ausgezeichneten, 
grimmer Witz des Druckfehlerteufels hat aus scharfen, so gut mit Bild und Karte belegten 
dem heute wieder anglo-ägyptischenSudaneinen Beobachtungen zur Formbildung weitergeführt 
anglo-britischen (S. 181) gemacht! War es Vor-- finden bis in die Kulturlandschaft von heute, 
bedeutung, Hohn des Schicksals? S. 201: „Der und geopolitische Folgerungen daraus gezogen 
walisische Bauernsohn Lloyd George läßt den sehen. Der Wunsch, auch diesem Teil der Erd- 
Fellachensohn Saad Zaghlul auf einem Kriegs- kunde sein Recht einzuräumen, sei den sonst so 
schiff nach Malta führen. Darauf antwortet vortrefflichen Veröffentlichungen des National 
Ägypten mit der Revolution.“ Das ist dyna-_ Research Council of Japan noch einmal nahe 
mische Darstellung — eine von vielen Proben gelegt! 4 


BERICHTIGUNG: Das im Literaturbericht, Heft 2, Seite 167 besprochene Buch Passarge, 
Beschreibende Landschaftskunde hat nicht, wie fälschlich angegeben, einen Ladenpreis von 
RM. 8.—, sondern geh. RM. 17.— und in Leinen RM. 19.—. 4 
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